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Entwurf eines Gesetzes liber die Voraussetzungen und das Verfahren von
Sicherheitsiiberpriufungen des Landes Schleswig-Holstein und den Schutz von
Verschlusssachen (Sicherheitsiiberpriifungsgesetz Schleswig-Holstein — LSUG

SH)

Der Landtag beschlief3t folgendes Gesetz:
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Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§1

Anwendungsbereich und Zweck des Gesetzes

(1) Dieses Gesetz regelt die Voraussetzungen und das Verfahren zur Uberprifung
einer Person, die von der zustandigen Stelle mit einer sicherheitsempfindlichen Ta-
tigkeit betraut werden soll (Sicherheitsiberprifung) oder bereits betraut worden ist
(Wiederholungsuberprtfung), sowie den Schutz von Verschlusssachen.

(2) Zweck der Sicherheitsiberprifung und der Wiederholungstberprufung ist es,

1. im Offentlichen Interesse geheimhaltungsbedurftige Angelegenheiten dadurch zu
schitzen, dass der Zugang von Personen verhindert wird, bei denen ein Sicherheits-
risiko nicht ausgeschlossen werden kann (personeller Geheimschutz) sowie

2. die Beschaftigung von Personen an sicherheitsempfindlichen Stellen von lebens-
oder verteidigungswichtigen Einrichtungen zu verhindern, bei denen ein Sicherheitsri-
siko nicht ausgeschlossen werden kann (vorbeugender personeller Sabotageschutz).

(3) Fur nicht 6ffentliche Stellen gilt dieses Gesetz nach Maligabe des Abschnitts 5.

§2
Sicherheitsempfindliche Tatigkeiten

(1) Eine sicherheitsempfindliche Tatigkeit ubt aus, wer

1. Zugang zu Verschlusssachen hat oder ihn sich verschaffen kann, die STRENG
GEHEIM, GEHEIM oder VS-VERTRAULICH eingestuft sind,

2. Zugang zu entsprechenden Verschlusssachen auslandischer Stellen sowie uUber-
und zwischenstaatlicher Stellen hat oder ihn sich verschaffen kann, wenn eine Ver-
pflichtung besteht, nur sicherheitsliberprifte Personen hierzu zuzulassen,

3. in dem Teil einer Behorde oder sonstigen offentlichen Stelle im Lande tatig ist, der
aufgrund des Umfanges und der Bedeutung dort anfallender Verschlusssachen von
der jeweils zustandigen obersten Landesbehdrde oder obersten Aufsichtsbehorde
im Einvernehmen mit dem fur Inneres zustandigen Ministerium zum Sicherheitsbe-
reich erklart worden ist,

4. an einer sicherheitsempfindlichen Stelle einer lebens- oder verteidigungswichtigen
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Einrichtung beschaftigt ist oder werden soll oder

5. nach anderen Vorschriften einer Sicherheitsiberprifung im Sinne dieses Geset-
zes unterliegt.

(2) Lebenswichtig sind solche Einrichtungen,

1. deren Beeintrachtigung auf Grund der ihnen anhaftenden betrieblichen Eigenge-
fahr die Gesundheit oder das Leben grol3er Teile der Bevolkerung erheblich gefahr-
den kann oder

2. die fur das Funktionieren des Gemeinwesens unverzichtbar sind und deren Be-
eintrachtigung erhebliche Unruhe in groRen Teilen der Bevolkerung und somit Ge-
fahren fur die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung entstehen lassen wirde.

(3) Verteidigungswichtig sind Einrichtungen, die der Herstellung oder Erhaltung der
Verteidigungsbereitschaft dienen und deren Beeintrachtigung auf Grund

1. fehlender kurzfristiger Ersetzbarkeit die Funktionsfahigkeit, insbesondere die Aus-
rustung, Fihrung und Unterstitzung der Bundeswehr und verbundeter Streitkrafte
sowie der zivilen Verteidigung, oder

2. der ihnen anhaftenden betrieblichen Eigengefahr die Gesundheit oder das Leben
grofRer Teile der Bevolkerung

erheblich gefahrden kann.

(4) Sicherheitsempfindliche Stelle ist die kleinste selbstandig handelnde Organisati-
onseinheit innerhalb einer lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtung, die vor
unberechtigtem Zugang geschutzt ist und von der im Falle der Beeintrachtigung eine
erhebliche Gefahr fur die in den Absatzen 2 und 3 genannten Schutzguter ausgeht.

(5) Die lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen werden durch
Rechtsverordnung durch die jeweils zustandige oberste Landesbehdrde im
Einvernehmen mit dem fur Inneres zustandigen Ministerium als solche be-
stimmt.

(6) Die fur die lebens- oder verteidigungswichtige Einrichtung jeweils zustandige
oberste Landesbehdrde bestimmt durch Verordnung im Einvernehmen mit dem flr
Inneres zustandigen Ministerium gemal § 4 Absatz 4 die sicherheitsempfindlichen
Stellen innerhalb der lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen.
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§3

Betroffener Personenkreis

(1) Eine Person, die mit einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit betraut werden
soll (betroffene Person), ist vorher einer Sicherheitstiberprifung zu unterziehen. Ei-
ne sicherheitsempfindliche Tatigkeit darf nur an Personen Ubertragen werden, die
das 16. Lebensjahr vollendet haben.

(2) Die Sicherheitsuberpriufung kann unterbleiben, wenn eine Person sich nur kurz-
zeitig in einem Sicherheitsbereich oder in einer sicherheitsempfindlichen Stelle auf-
halten soll und durch eine Uberprufte Person standig begleitet wird. Auf eine
Sicherheitsuberpriufung nach diesem Gesetz kann in allen anderen Fallen nur ver-
zichtet werden, wenn fur die betroffene Person vor funf Jahren oder weniger eine
gleich- oder hoherwertige Sicherheitsuberprufung ohne Feststellung eines Sicher-
heitsrisikos durchgefuhrt worden ist. Die Entscheidung nach Satz 2 trifft im 6ffentli-
chen Bereich die nach § 4 Absatz 1 zustandige Stelle und im nicht 6ffentlichen Be-
reich die nach § 28 Absatz 2 zustandige Stelle. Die nach Satz 3 zustandige Stelle
bestimmt die zum Schutz der Verschlusssachen oder der sicherheitsempfindlichen
Stelle erforderlichen Malinahmen. Die Entscheidungen sind aktenkundig zu ma-
chen und sind Teil der Sicherheitsakte.

(3) Soweit dieses Gesetz dies vorsieht, sind in die Sicherheitsiberpriufung einzube-
ziehen (mitbetroffene Person):

1. die Ehegattin oder der Ehegatte der betroffenen Person,
2. die Lebenspartnerin oder der Lebenspartner der betroffenen Person oder

3. die volljahrige Partnerin oder der volljahrige Partner, mit der oder dem die betroffene
Person in einer auf Dauer angelegten Gemeinschaft lebt (Lebensgefahrtin oder Le-
bensgefahrte).

Uber Ausnahmen entscheidet die zusténdige Stelle. Die Entscheidung ist akten-
kundig zu machen. Begriindet die betroffene Person einen Personenstand im Sin-
ne von Satz 1 wahrend der laufenden Sicherheitstiiberprifung oder in Auslibung
der sicherheitsempfindlichen Tatigkeit, hat sie die zustandige Stelle unverziglich
zu unterrichten.

(4) Eine Sicherheitsuberpriufung nach diesem Gesetz ist nicht durchzufihren
1. fUr die Mitglieder des Landtags und der Landesregierung,

2. fur Richterinnen und Richter, soweit sie Aufgaben der Rechtsprechung wahrneh-
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men,

3. fur auslandische Staatsangehorige, die in der Bundesrepublik Deutschland im
Interesse zwischenstaatlicher Einrichtungen und Stellen eine sicherheitsempfindli-
che Tatigkeit nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 ausuben sollen, sowie

4. in den sonstigen gesetzlich geregelten Fallen.

§4
Zustandigkeit

(1) Die Behoérde oder sonstige offentliche Stelle, die eine Person mit einer sicher-
heitsempfindlichen Tatigkeit betrauen will (zustandige Stelle), ist dafir verantwort-
lich, dass die betroffene Person vorher sicherheitsuberpruft wird. Bei nachgeordne-
ten Behorden oder sonstigen offentlichen Stellen kann die jeweilige oberste Lan-
desbehorde oder die jeweilige oberste Aufsichtsbehorde die Aufgaben der zustan-
digen Stelle selbst Ubernehmen oder diese Aufgaben einer Landesoberbehorde fur
deren nachgeordneten Bereich Ubertragen. Die Aufgaben der zustandigen Stelle
sind in einer von der Personalverwaltung personell und organisatorisch getrennten
Stelle wahrzunehmen.

(2) Die politischen Parteien nach Artikel 21 des Grundgesetzes sowie deren Stif-
tungen sind zustandige Stelle im Sinne des Absatzes 1 Satz 1.

(3) Mitwirkende Behorde bei der Sicherheitsuberprufung ist nach § 16 Absatz 1
Nummer 1 und 2 des Landesverfassungsschutzgesetzes vom [bitte eintragen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle] die Verfassungsschutzbehorde.

(4) Die Verfassungsschutzbehorde ist zugleich zustandige Stelle und mitwirkende
Behdrde

1. fUr Personen, die sich im Verfassungsschutz um eine Einstellung bewerben,
2. fur ihre Beschaftigten und

3. fur andere betroffene Personen, wenn diese dort mit einer sicherheitsempfindli-
chen Tatigkeit nach § 2 Absatz 1 betraut werden sollen.

§5

Geheim- und Sabotageschutzbeauftragte

(1) Die nach § 4 Absatz 1 und 2 zustandigen Stellen sollen zur Erfullung ihrer Aufga-
ben im Bereich des Geheimschutzes eine Geheimschutzbeauftragte oder einen Ge-
heimschutzbeauftragten sowie eine zur Vertretung berechtigte Person bestellen. So-

8
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weit eine Geheimschutzbeauftragte oder ein Geheimschutzbeauftragter nicht bestellt
wird, nimmt die Dienststellenleitung die Aufgaben der oder des Geheimschutzbeauf-
tragten wahr. Die oder der Geheimschutzbeauftragte sorgt in ihrer oder seiner Behor-
de oder sonstigen offentlichen Stelle des Landes fur die Durchfuhrung dieses Geset-
zes und der dazu ergangenen Regelungen.

(2) Die Aufgaben der oder des Geheimschutzbeauftragten nach diesem Gesetz sind
von einer von der Personalverwaltung getrennten Organisationseinheit wahrzuneh-
men.

(3) Absatz 1 gilt fur den Bereich des Sabotageschutzes entsprechend.

(4) Die naheren Aufgaben der Geheimschutzbeauftragten und der Sabotageschutz-
beauftragten regeln gemal § 37 die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Aus-
fuhrung dieses Gesetzes.

§6

Verschlusssachen

(1) Verschlusssachen sind im o6ffentlichen Interesse, insbesondere zum Schutz des
Wohles des Bundes oder eines Landes, geheimhaltungsbedurftige Tatsachen, Ge-
genstande oder Erkenntnisse unabhangig von ihrer Darstellungsform. Geheimhal-
tungsbedurftig im o6ffentlichen Interesse kénnen auch Geschafts-, Betriebs-, Erfin-
dungs-, Steuer- oder sonstige private Geheimnisse oder Umstande des personlichen
Lebensbereichs sein.

(2) Von einer Verschlusssache durfen nur Personen Kenntnis erhalten, die auf Grund
ihrer Aufgabenerfullung Kenntnis haben mussen. Keine Person darf Uber eine Ver-
schlusssache umfassender oder eher unterrichtet werden, als dies aus Grunden der
Aufgabenerfullung notwendig ist.

(3) Verschlusssachen werden entsprechend ihrer Schutzbedurftigkeit von einer amtli-
chen Stelle oder auf deren Veranlassung eingestuft.

Eine Verschlusssache ist

1. STRENG GEHEIM, wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte den Bestand oder
lebenswichtige Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder eines der Lander
gefahrden kann,

2. GEHEIM, wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte die Sicherheit der Bundesre-
publik Deutschland oder eines der Lander gefahrden oder ihren Interessen schweren
Schaden zufligen kann,
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3. VS-VERTRAULICH, wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte fur die Interessen
der Bundesrepublik Deutschland oder eines der Lander schadlich sein kann oder

4. VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH, wenn die Kenntnisnahme durch Unbe-
fugte fur die Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder eines der Lander
nachteilig sein kann.

(4) Jede Person, der eine Verschlusssache anvertraut oder zuganglich gemacht wor-
den ist, tragt ohne Ricksicht darauf, wie die Verschlusssache zu ihrer Kenntnis oder
in ihren Besitz gelangt ist, die personliche Verantwortung fir ihre vorschriftsmafige
Behandlung.

(5) Der Geheimhaltungsgrad einer Verschlusssache bleibt auch bestehen, wenn sie
unrechtmafig bekannt geworden ist.

(6) Bei der Handhabung von Verschlusssachen werden technische und organisatori-
sche Mallnahmen getroffen, die in ihrem Zusammenwirken die Risiken eines Angriffs
reduzieren und im Falle eines erfolgreichen Angriffs die negativen Folgen begrenzen
sollen. Die Sicherheitsmalinahmen bertcksichtigen die Aspekte Pravention, Detekti-
on und Reaktion. Geheimschutzbeauftragte tragen durch angemessene Sicherheits-
malnahmen dafir Sorge, Risiken fir den Schutz von Verschlusssachen zu reduzie-
ren und Restrisiken zu identifizieren, die mit den getroffenen MaRnahmen nicht abge-
wehrt werden kénnen. Eine Sicherheitsmallnahme ist angemessen, wenn der Auf-
wand zur Umsetzung der Mal3nahme und das verbleibende Restrisiko in einem aus-
gewogenen Verhaltnis stehen. Die Bewertung der Angemessenheit erfolgt auf der
Grundlage einer Risikoanalyse. Dies gilt auch fur die Weitergabe von Verschlusssa-
chen an nicht offentliche Stellen. Die Weitergabe von Verschlusssachen an nicht 6f-
fentliche Stellen ist nur zulassig, wenn sie im staatlichen Interesse erforderlich ist.
Die eine Verschlusssache herausgebende Stelle kann weitere Vorgaben zum Schutz
der Verschlusssache treffen.

(7) Die Verfassungsschutzbehérde kann sich im Einvernehmen mit der zustandigen
obersten Landesbehorde Uber die Handhabung der Verschlusssachen-Anweisung
SH unterrichten.

§7

Sicherheitsrisiken, sicherheitserhebliche Erkenntnisse

(1) Sicherheitsrisiken sind Umstande, die es aus Grinden des staatlichen Geheim-
schutzes oder des Sabotageschutzes ausschliel3en, eine Person mit einer sicher-
heitsempfindlichen Tatigkeit zu betrauen.

(2) Ein Sicherheitsrisiko liegt vor, wenn tatsachliche Anhaltspunkte Folgendes be-

grunden:
10
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1. Zweifel an der Zuverlassigkeit der betroffenen Person bei der Wahrnehmung einer
sicherheitsempfindlichen Tatigkeit,

2. eine besondere Gefahrdung der betroffenen Person, insbesondere aufgrund der
Besorgnis ihrer Erpressbarkeit, durch mogliche Anbahnungs- oder Werbungsversu-
che, insbesondere

a) auslandischer Nachrichtendienste,
b) von Vereinigungen im Sinne der §§ 129 bis 129b des Strafgesetzbuches oder

c) von Organisationen, die Bestrebungen im Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 1 des Lan-
desverfassungsschutzgesetzes verfolgen oder

3. Zweifel am Bekenntnis der betroffenen Person zur freiheitlichen demokratischen
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes oder am jederzeitigen Eintreten fir de-
ren Erhaltung.

Ein Sicherheitsrisiko kann auch auf Grund tatsachlicher Anhaltspunkte bei einer von
der Sicherheitsuberprifung mitbetroffenen Person vorliegen.

(3) Eine Erkenntnis ist sicherheitserheblich, wenn sich aus ihr ein Anhaltspunkt fur
ein Sicherheitsrisiko ergibt.

§8

Rechte und Pflichten der betroffenen und der mitbetroffenen Person, Einwilligung

(1) Die zustandige Stelle hat die betroffene Person Uber die Art der beabsichtigten Si-
cherheitsuberprufung und Uber den damit verbundenen Umfang der Datenverarbei-
tung zu unterrichten. Wird eine weitergehende Sicherheitsiberprifung oder werden
EinzelmalRnahmen davon notwendig, so ist auch fur diese eine entsprechende Unter-
richtung erforderlich. Die Befugnis der mitwirkenden Behdrde nach § 15 Absatz 7
Satz 2 Nummer 2 bleibt unberihrt.

(2) Die Durchfluihrung der Sicherheitstberprifung bedarf der Einwilligung der betroffe-
nen Person. Soweit nach diesem Gesetz die Einbeziehung der mitbetroffenen Per-
son vorgesehen ist, ist auch deren Einwilligung erforderlich. Die Einwilligung zur Si-
cherheitstberprifung kann schriftlich oder auch in elektronischer Form erteilt werden,
sofern die zustandige Stelle einen entsprechenden Zugang hierzu eréffnet. Sie muss
sich auf alle MaRnahmen beziehen, die Gegenstand der Unterrichtung waren. Die
Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden. Auf ihr Widerrufsrecht sind die betrof-
fene und die mitbetroffene Person hinzuweisen. Wird die Einwilligung abgelehnt oder
widerrufen, ist die Ubertragung einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit ausgeschlos-

11
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sen.

(3) Wird in die Sicherheitstberprifung eingewilligt, sind die betroffene und die mitbe-
troffene Person verpflichtet, an der Sicherheitsiberprifung mitzuwirken und die erfor-
derlichen Angaben vollstandig und wahrheitsgemall zu machen. Heiratet die betroffe-
ne Person wahrend oder nach der Sicherheitstiberprifung oder begrindet sie dann
eine auf Dauer angelegte Gemeinschaft, ist sie verpflichtet, die zustandige Stelle zu
unterrichten. Das Gleiche gilt bei Eintritt der Rechtskraft einer Scheidung oder Aufhe-
bung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft oder Beendigung einer auf Dauer an-
gelegten Gemeinschaft.

(4) Bevor die zustandige Stelle die Zulassung zu einer sicherheitsempfindlichen Ta-
tigkeit ablehnt, ist der betroffenen Person Gelegenheit zu geben, sich personlich zu
den fur die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu aufern. Die betroffene Person
kann im Rahmen der Anhorung eine Rechtsanwaltin oder einen Rechtsanwalt beizie-
hen. Die Anhorung erfolgt in einer Weise, die den Quellenschutz gewahrleistet und
den schutzwurdigen Interessen von Personen, die im Rahmen einer Sicherheitsuber-
prufung befragt wurden, Rechnung tragt. Die Anhérung unterbleibt, wenn sie einen
erheblichen Nachteil fur die Sicherheit des Bundes oder eines Landes zur Folge hat-
te, insbesondere bei Sicherheitsuberprifungen der Bewerberinnen und Bewerber der
Verfassungsschutzbehorde.

(5) Liegen im Hinblick auf die mitbetroffene Person Anhaltspunkte vor, die ein Sicher-
heitsrisiko begrunden, ist ihr vor einer beabsichtigten Ablehnung der Zulassung der
betroffenen Person zu einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit Gelegenheit zur Au-
Rerung zu geben. Absatz 4 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(6) Die Absatze 1 und 2 sind auch im Falle der Ablehnung einer Weiterbeschaftigung
in einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit anzuwenden.

(7) Nach Abgabe der Sicherheitserklarung ist die betroffene Person verpflichtet, der
zustandigen Stelle die folgenden eingetretenen oder bekannt werdenden Anderun-
gen bei sich und der mitbetroffenen Person unverziglich schriftlich anzuzeigen:

1. Anderung des Namens, des Familienstandes, eines Wohnsitzes oder der Staats-
angehorigkeit,

2. Anderung der Partnerin oder des Partners,
3. Anderung beziiglich im Haushalt lebender Personen tber 18 Jahren,
4. Zwangsvollstreckungsmal3nahmen oder Insolvenzverfahren,

5. Kontakte zu auslandischen Nachrichtendiensten, die auf einen Anbahnungs- oder

12
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Werbungsversuch hindeuten kénnen,

6. nichtdienstliche Beziehungen zu verfassungsfeindlichen Organisationen oder Kon-
takte zu terroristischen Vereinigungen,

7. nichtdienstliche Beziehungen zu Organisationen, die von ihren Anhangerinnen und
Anhangern unbedingten Gehorsam verlangen oder die unbedingte Ausrichtung auf
bestimmte Lehren oder Grundsatze erwarten und deshalb die betroffene Person in
Konflikt mit ihrer Verschwiegenheitspflicht oder den Anforderungen der von ihr ausge-
ubten sicherheitsempfindlichen Tatigkeit fihren kénnen,

8. anhangige oder abgeschlossene Strafverfahren im In- und Ausland, einschlieRlich
Ermittlungsverfahren,

9. Disziplinarverfahren sowie neue dienst- oder arbeitsrechtliche MaRnahmen,

10. geistige oder seelische Stérungen, die arztlich behandelt wurden oder behandelt
werden oder

11. Alkohol-, Drogen- oder Medikamentenmissbrauch, der arztlich behandelt wurde
oder behandelt wird.

Die zustandige Stelle weist die betroffene Person bei der Abgabe der Sicherheitser-
klarung auf die Anzeigepflicht hin. In den Fallen von § 4 Abs. 4 sind zusatzlich Veran-
derungen der wirtschaftlichen Verhaltnisse anzuzeigen, die zu einer erheblichen fi-
nanziellen Mehrbelastung flihren kénnen. Die zustandige Stelle prift die angezeigten
Anderungen auf ihre Richtigkeit. VerstoRt die betroffene Person gegen die Anzeige-
pflicht und stellt die anzuzeigende Anderung eine sicherheitserhebliche Erkenntnis
dar, kann ein Sicherheitsrisiko gemal § 7 festgestellt werden. Die Anzeigepflicht be-
steht fort, solange die sicherheitsempfindliche Tatigkeit ausgeubt wird. Sie endet,
wenn die betroffene Person die sicherheitsempfindliche Tatigkeit nicht aufnimmit.

Abschnitt 2
Sicherheitsiiberprifung
§9
Arten der Sicherheitsuberpriufung

(1) Entsprechend der vorgesehenen sicherheitsempfindlichen Tatigkeit wird eine ein-
fache oder erweiterte Sicherheitsuberpriufung oder erweiterte Sicherheitsuberprifung
mit Sicherheitsermittlungen durchgefuhrt.

13
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(2) Ergeben sich bei der Sicherheitsuberprufung sicherheitserhebliche Erkenntnisse,
die nur durch MaRnahmen der Sicherheitsiberprifung der nachsthoheren Art geklart
werden konnen, kann die zustandige Stelle mit Zustimmung der betroffenen Person
die nachsthohere Art der Sicherheitsiberprifung anordnen. Diese ist nur soweit
durchzufihren, wie es zur Aufklarung der sicherheitserheblichen Erkenntnisse erfor-
derlich ist.

§10
Einfache Sicherheitsliberpriifung

(1) Eine einfache Sicherheitstberpriufung ist fur Personen durchzufuhren, die Zugang
zu VS-VERTRAULICH eingestuften Verschlusssachen erhalten sollen oder ihn sich
verschaffen konnen oder die Tatigkeiten in Bereichen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3
bis 5 wahrnehmen sollen.

(2) In den Fallen des § 2 Absatz 1 Nummer 3 bis 5 kann die zustandige Stelle im Ein-
zelfall von der Sicherheitsiberprifung absehen, wenn Art und Dauer der Tatigkeit
dies zulassen.

§ 11

Erweiterte Sicherheitsuberpriifung

Eine erweiterte Sicherheitsuberprufung ist fur Personen durchzufuhren, die Zugang
zu GEHEIM eingestuften oder zu einer hohen Anzahl von VS-VERTRAULICH einge-
stuften Verschlusssachen erhalten sollen oder ihn sich verschaffen konnen, soweit
nicht die zustandige Stelle im Einzelfall nach Art und Dauer der Tatigkeit eine Sicher-
heitsuberprufung nach § 10 fur ausreichend halt.

§12
Erweiterte Sicherheitsuiberpriifung mit Sicherheitsermittiungen

Eine erweiterte Sicherheitsuberprifung mit Sicherheitsermittiungen ist fir Personen
durchzufihren, die Zugang zu STRENG GEHEIM eingestuften oder zu einer hohen
Anzahl von GEHEIM eingestuften Verschlusssachen erhalten sollen oder ihn sich
verschaffen kdnnen oder bei der Verfassungsschutzbehorde des Landes tatig wer-
den sollen, soweit nicht die zustandige Stelle im Einzelfall nach Art und Dauer der
Tatigkeit eine Sicherheitsuberprifung nach § 10 oder § 11 fur ausreichend halt.

§13
Datenerhebung

(1) Die zustandige Stelle und die mitwirkende Behdrde durfen die zur Erfullung ihrer
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Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlichen Daten erheben. Die betroffene Person,
die mitbetroffene Person sowie die sonstigen zu befragenden Personen und nicht 6f-
fentlichen Stellen sind auf den Zweck der Erhebung, die Auskunftspflichten nach die-
sem Gesetz und auf eine dienst-, arbeitsrechtliche oder sonstige vertragliche Mitwir-
kungspflicht, ansonsten auf die Freiwilligkeit ihnrer Angaben hinzuweisen. Die Angabe
der erhebenden Stelle gegenlber den sonstigen zu befragenden Personen oder
nicht offentlichen Stellen kann unterbleiben, wenn dies zum Schutz der betroffenen
Person oder der Verfassungsschutzbehorde erforderlich ist.

(2) Die zustandige Stelle erhebt die personenbezogenen Daten bei der betroffenen
Person oder bei der mitbetroffenen Person. Reicht diese Erhebung nicht aus oder
stehen ihr schutzwulrdige Interessen dieser Personen entgegen, konnen andere ge-
eignete Personen oder Stellen befragt werden. Die Grinde flir diese Befragungen
sind aktenkundig zu machen.

Abschnitt 3

Verfahren — Uberpriifungsarten und DurchfiihrungsmaBnahmen

§14
Sicherheitserklarung

(1) In der Sicherheitserklarung sind von der betroffenen Person anzugeben:
1. Namen, auch frihere, Vornamen, auch fruhere,

2. Geburtsdatum, -ort,

3. Geschlechtseintrag,

4. Staatsangeharigkeit, auch frihere und weitere Staatsangehdrigkeiten,

5. Familienstand und das Bestehen einer auf Dauer angelegten Gemeinschaft,
6. Wohnsitze und Aufenthalte von langerer Dauer als zwei Monate, und zwar
a) im Inland in den vergangenen funf Jahren,

b) im Ausland grundsatzlich ab dem 18. Lebensjahr, in jedem Fall aber in den ver-
gangenen funf Jahren,

7. ausgeubter Beruf,
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8. Arbeitgeber und dessen Anschrift,
9. telefonische und elektronische Erreichbarkeit,

10. im Haushalt lebende Personen Uber 14 Jahre (Namen, auch frihere, Vornamen,
Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehorigkeit, Geschlechtseintrag und Verhaltnis
zu dieser Person),

11. Eltern, Stief- oder Pflegeeltern (Namen, auch frihere, Vornamen, Geburtsdatum,
Geburtsort, Staatsangeharigkeit und Wohnsitz),

12. Ausbildungs- und Beschaftigungszeiten, Wehr-, Zivil- oder Bundesfreiwilligendienst-
zeiten mit Angabe der Ausbildungsstatten, Beschaftigungsstellen sowie deren Anschrif-
ten, fur Zeiten der Nichtbeschaftigung den Aufenthaltsort, sofern der jeweilige Zeitraum
ununterbrochen mehr als drei Monate umfasst,

13. Nummer des Personalausweises oder Reisepasses sowie die ausstellende Behor-
de und das Ausstellungsdatum,

14. laufende oder in den vergangenen funf Jahren abgeschlossene Insolvenzverfahren,
in den vergangenen funf Jahren gegen sie durchgefuhrte Zwangsvollstreckungsmalinah-
men und ob zurzeit die finanziellen Verpflichtungen erflllt werden kénnen,

15. Kontakte zu auslandischen Nachrichtendiensten oder zu Nachrichtendiensten der
Deutschen Demokratischen Repubilik,

16. Beziehungen zu Organisationen, die von ihren Anhangern unbedingten Gehor-
sam verlangen und deshalb die betroffene Person in Konflikt mit ihrer Verschwiegen-
heitspflicht fihren kdnnen,

17. Beziehungen zu verfassungsfeindlichen Organisationen,

18. anhangige Strafverfahren im In- und Ausland einschlieRlich Ermittlungsverfahren
und Disziplinarverfahren,

19. strafrechtliche Verurteilungen im Ausland,

20. Wohnsitze, Aufenthalte, Reisen, nahe Angehdrige und sonstige Beziehungen in und
zu Staaten, in denen nach Feststellung des flr Inneres zustandigen Bundesministeri-
ums besondere Sicherheitsrisiken fur die mit sicherheitsempfindlicher Tatigkeit befass-
ten Personen zu besorgen sind,

21. die Adressen eigener Internetseiten und die Offentlich einsehbaren Nutzerprofile
in allgemein zuganglichen sozialen Medien im Internet einschliel3lich der Nutzerna-
men in den vergangenen funf Jahren,
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22. drei Referenzpersonen (Namen, Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort, Ge-
schlechtseintrag, Beruf, berufliche und private Anschrift und telefonische und elektroni-
sche Erreichbarkeit sowie zeitlicher Beginn der Bekanntschaft) nur bei einer Sicher-
heitsuberprufung nach § 12 und

23. frlhere Sicherheitsuberprifungen und Zuverlassigkeitstiberprifungen,

24. geistige oder seelische Stérungen, die arztlich behandelt wurden oder behandelt
werden und

25. Alkohol-, Drogen- oder Medikamentenmissbrauch, der arztlich behandelt wurde
oder behandelt wird.

Der Sicherheitserklarung sind zwei aktuelle Lichtbilder der betroffenen Person und
der mitbetroffenen Person mit der Angabe des Jahres der Aufnahme beizufiigen. Die
Lichtbilder kdnnen auch in elektronischer Form in einem gangigen Format verlangt
werden und der mitwirkenden Behorde auf diesem Wege Ubermittelt werden.

(2) Bei der einfachen Sicherheitsuberprifung nach § 10 entfallen die Angaben zu Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 12 und 13. Angaben zu Absatz 1 Satz 1 Nummer 13 durfen
nachtraglich erhoben werden, soweit dies zur Durchfuhrung der Sicherheitsuberpru-
fung im Einzelfall erforderlich ist. Angaben zu Absatz 1 Satz 1 Nummer 11 entfallen,
soweit die dort genannten Personen nicht in einem Haushalt mit der betroffenen Per-
son leben. Zur Person der Ehegattin, des Ehegatten, der Lebenspartnerin, des Le-
benspartners, der Lebensgefahrtin oder des Lebensgefahrten sind mit deren Einwilli-
gung die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5, 15 bis 17 und 21 genannten Daten an-
zugeben.

(3) Bei der erweiterten Sicherheitstiberprifung nach §§ 11 oder 12 sind zur mitbetrof-
fenen Person die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 9 und 13 bis 21 genannten Daten
anzugeben.

(4) Bei Sicherheitstiberpriufungen der in § 4 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 und 2 ge-
nannten Personen sind zusatzlich anzugeben:

1. die Wohnsitze seit der Geburt,
2. die Kinder,
3. die Geschwister,

4. abgeschlossene Strafverfahren einschlieBlich Ermittlungsverfahren und Disziplinar-
verfahren,
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5. alle Kontakte zu auslandischen Nachrichtendiensten oder zu Nachrichtendiensten der
Deutschen Demokratischen Republik,

6. zwei Auskunftspersonen (Namen, Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, te-
lefonische und elektronische Erreichbarkeit und Verhaltnis zur Person) zur Identitatspru-
fung der betroffenen Person,

7. im Falle des Vorhandenseins einer mitbetroffenen Person eine Auskunftsperson (Na-
men, Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, telefonische und elektronische
Erreichbarkeit und Verhaltnis zur Person) zu deren |dentitatsprifung.

Zu den Auskunftspersonen nach Satz 1 Nummer 6 und 7 sind zusatzlich die An-
schrift, die telefonische und elektronische Erreichbarkeit sowie das Verhaltnis zur be-
troffenen beziehungsweise zur mitbetroffenen Person anzugeben.

(5) Die betroffene Person kann Angaben verweigern, die fir sie, eine nahe Angehori-
ge oder einen nahen Angehdrigen im Sinn von § 52 Absatz 1 der Strafprozessord-
nung, die Lebensgefahrtin oder den Lebensgefahrten die Gefahr strafrechtlicher oder
disziplinarischer Verfolgung, der Entlassung oder Kindigung begrinden koénnten.
Dies qilt auch, soweit fur eine nahe Angehdrige oder einen nahen Angehdrigen der in
§ 3 Absatz 2 genannten Personen eine solche Gefahr begriindet werden kénnte.
Uber das Verweigerungsrecht ist die betroffene Person zu belehren.

(6) Die betroffene Person hat die Sicherheitserklarung der zustandigen Stelle zuzulei-
ten. Diese pruft die Angaben auf ihre Vollstandigkeit und Richtigkeit; sie kann zu die-
sem Zweck die Personalakte in dem fur die Prufung erforderlichen Umfange einse-
hen. Die zustandige Stelle leitet die Sicherheitserklarung unter Angabe der sicher-
heitsempfindlichen Tatigkeit an die mitwirkende Behorde weiter und beauftragt diese,
eine Sicherheitsuberprufung durchzufuhren. Eine Weiterleitung unterbleibt, wenn die
zustandige Stelle bereits bei der Prifung der Sicherheitserklarung festgestellt hat,
dass ein Sicherheitsrisiko vorliegt. Die mitwirkende Behoérde kann mit Zustimmung
der zustandigen Stelle und der betroffenen Person in die Personalakte Einsicht neh-
men, wenn dies zur Klarung oder Beurteilung sicherheitserheblicher Erkenntnisse un-
erlasslich ist.

§15
MaRnahmen bei den einzelnen Uberpriifungsarten

(1) Bei einer einfachen Sicherheitstberprifung nach § 10 trifft die mitwirkende Behor-
de folgende MalRnahmen:

1. Sicherheitsmallige Bewertung der Angaben in der Sicherheitserklarung unter Berlck-
sichtigung der Erkenntnisse der Verfassungsschutzbehérden des Bundes und der Lan-
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der,

2. Einholung einer unbeschrankten Auskunft aus dem Bundeszentralregister und dem
Gewerbezentralregister sowie Ersuchen um eine Datenubermittiung aus dem Zentralen
staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister,

3. Anfragen an das Bundeskriminalamt, die in der Rechtsverordnung nach § 58 Absatz 1
des Bundespolizeigesetzes bestimmte Bundespolizeibehodrde, den Bundesnachrichten-
dienst und das Bundesamt fur den Militarischen Abschirmdienst,

4. Anfragen an das fur die derzeitigen Haupt- und Nebenwohnungen jeweils zustandige
Landeskriminalamt,

5. soweit erforderlich Anfragen an die fur das Meldewesen zustandigen Behorden der
Wohnsitze des Betroffenen, in der Regel beschrankt auf die letzten funf Jahre,

6. soweit erforderlich, bei auslandischen Personen, die keine freizlgigkeitsberechtigten
Unionsblrger sind, Ersuchen um eine Ubermittlung der nach den Vorschriften des Ge-
setzes Uber das Auslanderzentralregister gespeicherten Daten sowie

7. Anfragen an auslandische Sicherheitsbehorden oder nach dortigem Recht fur solche
Anfragen zustandige oOffentliche Stellen bei Auslandsaufenthalten von langerer Dauer als
sechs Monaten in den vergangenen funf Jahren.

(2) Eine Anfrage nach Absatz 1 Nummer 7 bedarf der Einwilligung der betroffenen
Person. Bei einer Anfrage durfen an die auslandischen Sicherheitsbehdrden oder
an die nach dortigem Recht fur eine solche Anfrage zustandigen o6ffentlichen Stel-
len nur folgende Daten Ubermittelt werden:

1. Namen, auch frihere, Vornamen, auch frihere,
2. Geburtsdatum und Geburtsort,
3. Staatsangehorigkeit, auch frihere und weitere Staatsangehorigkeiten,

4. Wohnsitze, Adressen des Aufenthalts in dem Staat, dessen Sicherheitsbehorde
oder zustandige offentliche Stelle angefragt werden soll,

5. aktueller Wohnsitz, sofern erforderlich,

6. Pass- oder Personalausweisnummer oder Kopie des Ausweisdokuments, sofern
erforderlich,

7. Angaben zu den Eltern, sofern erforderlich, sowie
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8. Anlass der Anfrage.

Die Anfrage unterbleibt, wenn ihr entgegenstehen:

1. auswartige Belange der Bundesrepublik Deutschland,

2. Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland oder eines der Lander oder

3. unter Berucksichtigung des besonderen offentlichen Interesses der Anfrage Uber-
wiegende schutzwurdige Interessen der betroffenen Person oder der mitbetroffenen
Person.

Zu den schutzwirdigen Interessen der betroffenen Person oder der mitbetroffenen
Person gehort auch das Vorhandensein eines angemessenen Datenschutzni-
veaus im angefragten Staat. Unterbleibt eine Anfrage aus den in Satz 3 genannten
Griunden oder wurde eine Anfrage nicht beantwortet, kann die mitwirkende Behor-
de ErsatzmalRnahmen nach Absatz 7 durchfuhren, wenn diese geeignet scheinen,
die NichtlUberprufbarkeit abzuwenden.

(3) Bei der erweiterten Sicherheitsuberprufung nach § 11 trifft die mitwirkende Be-
horde, soweit erforderlich, zusatzlich folgende MalRnahmen:

1. Prufung der Identitat der betroffenen Person soweit erforderlich und

2. Anfragen an die Polizeidienststellen, in deren Zustandigkeitsbereich die inne gehab-
ten Wohnsitze der betroffenen Person liegen, unter Beteiligung der Landeskriminalam-
ter, in der Regel beschrankt auf die letzten funf Jahre.

Fir die mitbetroffene Person trifft die mitwirkende Behorde die in Satz 1 und Ab-
satz 1 und 2 genannten MalRnahmen.

(4) Bei der erweiterten Sicherheitsuberpruafung mit Sicherheitsermittiungen nach
§ 12 befragt die mitwirkende Behorde zusatzlich mindestens eine von der betroffe-
nen Person in ihrer Sicherheitserklarung angegebene Referenzperson und in der
Regel mindestens eine weitere geeignete Auskunftsperson, um zu prufen, ob die An-
gaben der betroffenen Person zutreffen und ob tatsachliche Anhaltspunkte vorliegen,
die auf ein Sicherheitsrisiko bei der betroffenen und der mitbetroffenen Person
schlie3en lassen. Ist die betroffene Person Bewerberin oder Bewerber oder Mitarbei-
terin oder Mitarbeiter der Verfassungsschutzbehérde, kann sie auch selbst befragt
werden.

(5) Bei der Sicherheitstberprifung nach §§ 10 bis 12 kdnnen Einsicht in erforderli-
chem Malde in offentlich sichtbare Internetseiten zu der betroffenen und mitbetroffe-
nen Person einschlieBlich des offentlich sichtbaren Teils sozialer Netzwerke und Fo-
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ren genommen und privat genutzte E-Mail-Adressen in den nach § 6 Absatz 2 des
Bundesverfassungsschutzgesetzes zulassigen Verbunddateien verarbeitet werden.

(6) Die zustandige Stelle fragt zur Feststellung einer hauptberuflichen oder inoffiziel-
len Tatigkeit der betroffenen Person oder der mitbetroffenen Person fiur den Staatssi-
cherheitsdienst der Deutschen Demokratischen Republik beim Stasi-Unterlagen-Ar-
chiv an, wenn die betroffene Person oder die mitbetroffene Person vor dem 1. Januar
1970 geboren wurde und in dem Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik
wohnhaft war oder Anhaltspunkte fur eine Tatigkeit fir den Staatssicherheitsdienst
der Deutschen Demokratischen Republik vorliegen. Die Anfrage bezieht sich auch
auf Hinweise Uber frUhere Verbindungen zu einem auslandischen Nachrichtendienst.
Ergibt die Anfrage sicherheitserhebliche Erkenntnisse, uUbermittelt die zustandige
Stelle diese zur Bewertung an die mitwirkende Behorde.

(7) Die mitwirkende Behdrde kann die betroffene und die mitbetroffene Person befra-
gen. Reicht diese Befragung nicht aus, stehen ihr schutzwirdige Interessen entge-
gen oder erfordert es die Prifung der Identitat oder eine sicherheitserhebliche Er-
kenntnis, kann die mitwirkende Behdrde neben den MalRnahmen nach den Absatzen
1 bis 6 auch

1. weitere geeignete Auskunftspersonen oder andere geeignete Stellen befragen,
2. Einzelmal3nahmen der nachsthdheren Art der Sicherheitstiberprifung durchfuhren,

3. die betroffene Person auffordern, fiir die Aufklarung der sicherheitserheblichen Er-
kenntnisse geeignete Unterlagen beizubringen, oder

4. von oOffentlichen Stellen Akten beiziehen, von Gerichten, Staatsanwaltschaften oder
Finanzbehdrden auch Uber Strafverfahren wegen einer Steuerstraftat im Sinne des
§ 369 der Abgabenordnung.

(8) Die Uberpriifung erstreckt sich in der Regel auf den Zeitraum der letzten fiinf Jah-
re. Ist die betroffene Person Bewerberin oder Bewerber der Verfassungsschutzbehor-
de, erstreckt sich die Uberpriifung in der Regel auf den Zeitraum der letzten zehn
Jahre.

§ 16
Abschluss der Sicherheitsuberpriufung

(1) Die mitwirkende Behorde unterrichtet die zustandige Stelle Uber das Ergebnis
ihrer Malnahmen. Kommt die mitwirkende Behdrde zu dem Ergebnis, dass kein
Sicherheitsrisiko vorliegt, so teilt sie dies der zustandigen Stelle schriftlich oder
elektronisch mit. Fallen Erkenntnisse an, die kein Sicherheitsrisiko begrinden, aber
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weiterhin sicherheitserheblich sind, so werden diese ebenfalls mitgeteilt.

(2) Kommt die mitwirkende Behoérde zu dem Ergebnis, dass ein Sicherheitsrisiko
vorliegt, unterrichtet sie schriftlich oder elektronisch unter Darlegung der Grinde
und ihrer Bewertung die zustandige Stelle. Bei nachgeordneten Behdérden oder
sonstigen offentlichen Stellen erfolgt die Unterrichtung tber die jeweilige oberste
Landesbehoérde oder die jeweilige oberste Aufsichtsbehdrde.

(3) Kann die mitwirkende Behoérde die Sicherheitsiberprifung nicht abschliefl3en,
unterrichtet sie unter Darlegung der Griinde die zustandige Stelle. Ist die betroffene
Person in Bezug auf den in § 15 Absatz 8 genannten Zeitraum nicht Gberprifbar,
teilt die mitwirkende Behorde zusatzlich mit, welche MaRnahmen sie nach § 15 ge-
troffen hat und welche sicherheitserheblichen Erkenntnisse sich hieraus ergeben
haben. Die Mitteilungen erfolgen schriftlich oder elektronisch.

(4) Die zustandige Stelle entscheidet, ob ein Sicherheitsrisiko vorliegt. Die Bewer-
tung der durch die mitwirkende Behdrde an die zustandige Stelle GUbermittelten Er-
kenntnisse erfolgt auf Grund einer am Zweck der Sicherheitstberprifung orientier-
ten Gesamtwurdigung des Einzelfalles, insbesondere im Hinblick auf die vorgese-
hene Tatigkeit. Im Zweifel hat das Sicherheitsinteresse Vorrang vor anderen Belan-
gen. Beabsichtigt die zustandige Stelle von der Bewertung der mitwirkenden Be-
horde nach Absatz 2 abzuweichen, teilt sie dies der mitwirkenden Behorde unter
Darlegung der Griinde unverziglich und vor der Unterrichtung der betroffenen Per-
son mit.

(5) Die zustandige Stelle unterrichtet die betroffene Person Uber das Ergebnis der
Sicherheitsuberprifung. Die Unterrichtung unterbleibt gegentber Bewerberinnen
oder Bewerbern der Verfassungsschutzbehorde.

(6) Die zustandige Stelle stellt die Sicherheitstberprifung ein, wenn die betroffene
Person oder die mitbetroffene Person

1. der fur den Abschluss der Sicherheitsuberprifung erforderlichen Mitwirkung an der
Sicherheitsuberprufung nicht nachkommt oder

2.in Bezug auf den in § 15 Absatz 8 genannten Zeitraum nicht Gberprufbar ist.
§17
Vorlaufige Betrauung mit einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit

Die zustandige Stelle kann in Ausnahmefallen abweichend von § 3 Absatz 1 die
betroffene Person vor Abschluss der Sicherheitsuberprifung vorlaufig mit einer si-
cherheitsempfindlichen Tatigkeit betrauen, wenn die mitwirkende Behorde
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1. bei der einfachen Sicherheitsiberprifung die Angaben in der Sicherheitserklarung
unter BerUcksichtigung der eigenen Erkenntnisse bewertet hat oder

2.bei der erweiterten Sicherheitsuberprifung oder bei der erweiterten Sicherheitsuber-
prufung mit Sicherheitsermittlungen die Mal3nahmen der nachstniederen Art der Si-
cherheitsuberprifung abgeschlossen hat

und sich daraus keine tatsachlichen Anhaltspunkte fur ein Sicherheitsrisiko erge-
ben haben. Die betroffene Person ist auf die Vorlaufigkeit der Entscheidung hinzu-
weisen.

§18
Unterrichtung durch die personalverwaltende Stelle

Die personalverwaltende Stelle unterrichtet die fur die Sicherheitsuberprifung zu-
standige Stelle unverziglich Uber Veranderungen der personlichen, dienstlichen
und arbeitsrechtlichen Verhaltnisse der Personen, die mit einer sicherheitsempfind-
lichen Tatigkeit betraut werden sollen oder bereits betraut sind; dazu zahlen:

1. Umsetzung, Abordnung, Versetzung und Ausscheiden aus dem Dienst,

2. Anderungen des Familienstandes, des Namens, des Vornamens, des Geschlechts-
eintrages, eines Wohnsitzes und der Staatsangehdrigkeit,

3. Anhaltspunkte fiir Uberschuldung, insbesondere Pfandungs- und Uberweisungsbe-
schlusse, Mitteilungen Uber abgeschlossene Insolvenzverfahren sowie Beschlisse
zur Erdffnung eines Insolvenzverfahrens und zur Restschuldbefreiung,

4. Straf- und Disziplinarverfahren sowie dienst- und arbeitsrechtliche Ma3nahmen,
5. Nebentatigkeiten und

6. Anhaltspunkte fur geistige oder seelische Stérungen, die arztlich behandelt wurden
oder behandelt werden, sowie fur eine Suchterkrankung, insbesondere Alkohol-, Dro-
gen-, oder Spielsucht oder Tablettenmissbrauch, die arztlich behandelt wurde oder
wird.

§19
Sicherheitserhebliche Erkenntnisse nach Abschluss der
Sicherheitsliberprifung

(1) Die zustandige Stelle und die mitwirkende Behdrde unterrichten einander un-
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verzuglich, wenn sicherheitserhebliche Erkenntnisse Uber die betroffene Person
oder die mitbetroffene Person bekannt werden oder sich mitgeteilte sicherheitser-
hebliche Erkenntnisse als unrichtig erweisen.

(2) Die mitwirkende Behdrde prift, ob ein Sicherheitsrisiko vorliegt. Sie unterrichtet
die zustandige Stelle iber das Ergebnis der Priifung. Im Ubrigen ist § 16 entspre-
chend anzuwenden.

(3) Liegt eine sicherheitserhebliche Erkenntnis vor, kann die zustandige Stelle die
weitere Betrauung der betroffenen Person mit der sicherheitsempfindlichen Tatig-
keit bis zu einer endgultigen Entscheidung Uber das Vorliegen eines Sicherheitsrisi-
kos untersagen, sofern die besondere Bedeutung der Erkenntnis und die Art der si-
cherheitsempfindlichen Tatigkeit dies erfordern und die Untersagung keinen Auf-
schub duldet. § 8 Absatz 1 und 2 bleibt unberihrt.

§ 20
Aktualisierung der Sicherheitserklarung, Wiederholungsuiberprifung

(1) Die Sicherheitserklarung ist der betroffenen Person, die eine sicherheitsemp-
findliche Tatigkeit ausubt, in der Regel nach funf Jahren von der zustandigen Stelle
erneut zuzuleiten und im Falle eingetretener Veranderungen von der betroffenen
Person zu aktualisieren. Die zustandige Stelle pruft die Aktualisierungen auf ihre
Vollstandigkeit und Richtigkeit. § 14 Absatz 5 gilt entsprechend. Sie beauftragt die
mitwirkende Behorde, die Mallnahmen nach § 15 Absatz 1 im erforderlichen Um-
fang fur die betroffene Person und fur die mitbetroffene Person erneut durchzufiuh-
ren und zu bewerten.

(2) Im Abstand von in der Regel zehn Jahren ist eine Wiederholungsuberprifung
einzuleiten. Im Ubrigen kann die zustéandige Stelle eine Wiederholungsiiberpriifung
einleiten, wenn sicherheitserhebliche Erkenntnisse dies nahelegen. Das Verfahren
bei der Wiederholungsuberprufung entspricht dem der Erstiberprifung mit der
MaRgabe, dass sie nur in dem Umfang durchzufihren ist, wie es der Uberprii-
fungszweck erfordert. § 8 Absatz 2 findet entsprechende Anwendung.

Abschnitt 4
Akten uber die Sicherheitsuberprifung und Datenverarbeitung
§21
Sicherheitsakte und Sicherheitsiiberpriufungsakte
(1) Die zustandige Stelle fuhrt Uber die betroffene Person eine Sicherheitsakte, in

die alle die Sicherheitsiberprifung betreffenden Informationen aufzunehmen sind.
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(2) Informationen Uber die personlichen, dienstlichen und arbeitsrechtlichen Ver-
haltnisse der Personen, die mit einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit befasst
sind, sind zur Sicherheitsakte zu nehmen, soweit sie fur die sicherheitsmalige Be-
urteilung erheblich sind; dazu zahlen insbesondere:

1. Zuweisung, Ubertragung einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit, die dazu er-
teilte Erméachtigung sowie deren Anderungen und Beendigung,

2. Umsetzung, Abordnung, Versetzung und Ausscheiden,

3. Anderungen des Namens, des Vornamens, des Geschlechtseintrages, eines
Wohnsitzes und der Staatsangehdrigkeit,

4. Beginn oder Ende einer Ehe, einer Lebenspartnerschaft oder einer auf Dauer
angelegten Gemeinschaft,

5. Anhaltspunkte fiir Uberschuldung, insbesondere Pfandungs- und Uberweisungs-
beschllisse, Mitteilungen Gber abgeschlossene Insolvenzverfahren sowie Beschlis-
se zur Eréffnung eines Insolvenzverfahrens und zur Restschuldbefreiung sowie

6. Straf- und Disziplinarverfahren sowie dienst- und arbeitsrechtliche MalRhahmen,
7. Nebentatigkeiten und

8. Anhaltspunkte fur geistige oder seelische Storungen, die arztlich behandelt wurden
oder behandelt werden, sowie fur eine Suchterkrankung, insbesondere Alkohol-, Dro-
gen-, oder Spielsucht oder Tablettenmissbrauch, die arztlich behandelt wurde oder
wird.

Die zustandige Stelle ist verpflichtet, der mitwirkenden Behdrde die Nichtaufnahme
oder das Ausscheiden aus der sicherheitsempfindlichen Téatigkeit und Anderungen
nach Satz 1 Nummer 3 unverzuglich mitzuteilen; Informationen nach Satz 2
Nummer 4 bis 7 sind mitzuteilen, wenn sie sicherheitserheblich sind.

(3) Die mitwirkende Behorde fuhrt Uber die betroffene Person eine Sicherheitstber-
prufungsakte, in die aufzunehmen sind:

1. Informationen, welche die Sicherheitstberprifung, die durchgefihrten Malinah-
men, und das Ergebnis betreffen sowie

2. die Mitteilungen der zustandigen Stelle nach Absatz 2.

(4) Die Sicherheitserklarung ist sowohl Bestandteil der Sicherheitsakte als auch der
Sicherheitsuberprifungsakte.
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(5) Sicherheitsakten und Sicherheitsuberprufungsakten sind keine Personalakten.
Sie sind gesondert zu fuhren und durfen der personalverwaltenden Stelle oder der
betroffenen Person nicht zuganglich gemacht werden. Wechselt die betroffene Per-
son die Dienststelle oder den Dienstherrn, ist die Sicherheitsakte nach dorthin abzu-
geben, wenn auch dort eine sicherheitsempfindliche Tatigkeit ausgeubt werden soll.
Wechselt die mitwirkende Behorde, ist auf Anforderung die Sicherheitstberpri-
fungsakte an die nunmehr zustandige mitwirkende Behorde abzugeben.

(6) Die Sicherheitsakte und die Sicherheitsiberprufungsakte durfen auch in elektro-
nischer Form gefuhrt werden.

(7) Bei jeder Abfrage einer Sicherheitsiberprufungsakte nach Absatz 6 sind fur
Zwecke der Datenschutzkontrolle der Zeitpunkt, die Angaben, die die Feststellung
der abgefragten Daten ermdglichen, sowie Angaben zur Feststellung der
abfragenden Person zu protokollieren. Die protokollierten Daten durfen nur fur
Zwecke der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung eines
ordnungsgemalen Betriebs der Datenverarbeitungsanlage verwendet werden.

§ 22
Aufbewahrung und Vernichtung der Unterlagen

(1) Die Unterlagen Uber die Sicherheitstuberprifung bei der zustandigen Stelle und
der mitwirkenden Behorde sind gesondert aufzubewahren und gegen unbefugten
Zugriff zu schutzen.

(2) Nimmt die betroffene Person keine sicherheitsempfindliche Tatigkeit auf, sind
die Unterlagen Uber die Sicherheitstuberprifung bei der zustandigen Stelle inner-
halb eines Jahres ab Bekanntwerden der Nichtbetrauung mit einer sicherheitsemp-
findlichen Tatigkeit zu vernichten, es sei denn, die betroffene Person willigt in die
weitere Aufbewahrung ein. Die betroffene Person kann den Aufbewahrungszeit-
raum festlegen. Im Ubrigen sind die Unterlagen (iber die Sicherheitsiiberpriifung
bei der zustandigen Stelle funf Jahre nach dem Ausscheiden aus der sicherheits-
empfindlichen Tatigkeit zu vernichten, es sei denn, die betroffene Person willigt in
die weitere Aufbewahrung ein oder es ist beabsichtigt, sie in absehbarer Zeit er-
neut mit einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit zu betrauen. Uber die Vorausset-
zungen fur die weitere Aufbewahrung unterrichtet die zustandige Stelle die mitwir-
kende Behorde.

(3) Die Unterlagen Uber die Sicherheitsiberprifung bei der mitwirkenden Behdrde
sind

1. bei der einfachen Sicherheitsiberpriufung zu den in Absatz 2 genannten Fristen,
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2. bei den Ubrigen Uberpriifungsarten und den in § 4 Absatz 4 genannten Perso-
nen nach Ablauf von zehn Jahren

ZU vernichten.

(4) Das Landesarchivgesetz findet auf die Unterlagen der Sicherheitsiberprifung
keine Anwendung.

§23
Verarbeitung personenbezogener Daten in Dateien

(1) Die zustandige Stelle darf die in § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 9 und 21
und Absatz 4 Nummer 1 genannten personenbezogenen Daten, ihre Aktenfund-
stelle und die der mitwirkenden Behorde sowie die Beschaftigungsstelle, Verfligun-
gen zur Bearbeitung des Vorganges und beteiligte Behorden in Dateien verarbei-
ten.

(2) Die mitwirkende Behorde darf die in § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 9 und
21 und Absatz 4 Nummer 1 genannten personenbezogenen Daten der betroffenen
und der mitbetroffenen Person, die Aktenfundstelle, Verfigungen zur Bearbeitung
des Vorganges und sicherheitserhebliche Erkenntnisse und Erkenntnisse, die ein
Sicherheitsrisiko begriinden, in Dateien verarbeiten. Die Daten nach § 14 Absatz 1
Satz 2 Nummer 1 bis 9 und 21 und Absatz 4 Nummer 1 und die Aktenfundstelle
dirfen auch in den nach § 6 Absatz 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes zu-
lassigen Verbunddateien verarbeitet werden.

§24
Ubermittlung und Zweckbindung

(1) Die im Rahmen der Sicherheitsuberpriufung gespeicherten personenbezoge-
nen Daten durfen von der zustandigen Stelle oder mitwirkenden Behorde nur far

1. die mit der Sicherheitsuberprufung verfolgten Zwecke,

2. die mit Zuverlassigkeitsuberprufungen nach dem Luftsicherheitsgesetz und
dem Atomgesetz verfolgten Zwecke,

3. die mit anderen gesetzlich geregelten Uberpriifungsverfahren zur Feststellung
der Zuverlassigkeit verfolgten Zwecke,

4. Zwecke der Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten von erheblicher Be-
deutung sowie
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5. Zwecke parlamentarischer Untersuchungsausschisse und der Berichtspflich-
ten gegenuber dem Parlamentarischen Kontrollgremium

verarbeitet und Ubermittelt werden.

Die Ubermittlung und Verarbeitung nach Satz 1 Nummer 2 ist auf sicherheitserhebli-
che Erkenntnisse zu beschranken, die fur die Bewertung der Zuverlassigkeit fur die
vorgesehene Verwendung von Bedeutung sein konnen. Die Strafverfolgungsbehor-
den durfen die ihnen nach Satz 1 Nummer 3 Ubermittelten Daten fur Zwecke eines
Strafverfahrens nur verarbeiten, wenn die Strafverfolgung auf andere Weise erheb-
lich weniger erfolgversprechend oder wesentlich erschwert ware. Die zustandige
Stelle darf die gespeicherten personenbezogenen Daten darlber hinaus fur Zwecke
der disziplinarrechtlichen Verfolgung sowie dienst- oder arbeitsrechtlicher MalRnah-
men verarbeiten und Ubermitteln, soweit dies aus Grunden des Geheimschutzes
oder des Sabotageschutzes oder zur Verfolgung von konkreten Verstof3en gegen die
Verpflichtung zur Verfassungstreue erforderlich ist. Die mitwirkende Behorde darf die
gespeicherten personenbezogenen Daten dartber hinaus im Rahmen des erforderli-
chen Umfangs zur Erfullung ihrer gesetzlichen Aufgaben nach § 5 Absatz 1 des Lan-
desverfassungsschutzgesetzes weiterverarbeiten und Ubermitteln.

(2) Die Ubermittlung der nach § 23 in Dateien gespeicherten Daten ist nur zulas-
sig, soweit sie fur die Erfullung der in Absatz 1 genannten Zwecke erforderlich ist.
Die nach § 23 Absatz 2 Satz 2 gespeicherten Daten durfen zur Erfullung aller
Zwecke des Verfassungsschutzes genutzt und Gbermittelt werden.

(3) Die mitwirkende Behoérde darf personenbezogene Daten nach den Absatzen 1
und 2 nur an o6ffentliche Stellen Ubermitteln.

(4) Die Ubermittlung personenbezogener Daten ist aktenkundig zu machen. Die
Nutzung, Weiterverarbeitung oder Ubermittlung unterbleibt, soweit gesetzliche Ver-
wendungsregelungen entgegenstehen. Die empfangende Stelle darf die Ubermittel-
ten Daten nur fir den Zweck verarbeiten, zu dessen Erfullung sie ihr Ubermittelt
werden. Eine nicht offentliche Stelle ist darauf hinzuweisen.

§ 25
Berichtigen, Loschen und Sperren personenbezogener Daten

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. Wird
festgestellt, dass personenbezogene Daten unrichtig sind oder wird ihre Richtigkeit
von der betroffenen Person bestritten, ist dies bei den betreffenden Daten zu ver-
merken oder, falls die Daten in einer Datei gespeichert sind, auf sonstige Weise
festzuhalten.
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(2) In Dateien gespeicherte personenbezogene Daten sind nach den in § 22 Ab-
satz 2 und 3 genannten Fristen zu Idschen. Im Ubrigen sind in Dateien gespeicher-
te personenbezogene Daten zu I6schen, wenn ihre Speicherung unzulassig ist. Die
Loschung unterbleibt, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass durch sie
schutzwurdige Interessen der betroffenen Person beeintrachtigt wirden. In diesem
Fall sind die Daten zu sperren. Sie durfen nur noch mit Einwilligung der betroffenen
Person verarbeitet werden.

§ 26
Auskunft liber gespeicherte personenbezogene Daten, Akteneinsicht

(1) Die zustandige Stelle oder die mitwirkende Behdrde erteilt auf schriftlichen An-
trag unentgeltlich Auskunft Uber die Daten, die zu der antragstellenden Person im
Rahmen der Sicherheitstiberprifung gespeichert wurden.

(2) Bezieht sich die Auskunft auf personenbezogene Daten, die der mitwirkenden Be-
hérde von der zustandigen Stelle Ubermittelt wurden, ist sie nur mit deren Zustim-
mung zuldssig. Entsprechendes gilt flr die Auskunftserteilung durch die zustandige
Stelle hinsichtlich solcher Daten, die ihr von der mitwirkenden Behdrde Ubermittelt
wurden. Die Zustimmung nach den Satzen 1 und 2 ist zu erteilen, soweit kein Aus-
schlussgrund nach Absatz 3 vorliegt. Die Auskunftsverpflichtung erstreckt sich nicht
auf die Herkunft der Daten und die Empfanger von Ubermittlungen.

(3) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit

1. die Auskunft die ordnungsgemalle Erfullung der in der Zustandigkeit der spei-
chernden Stelle liegenden Aufgaben gefahrden wurde,

2. die Auskunft die offentliche Sicherheit gefahrden oder sonst dem Wohl des Bundes
oder eines Landes Nachteile bereiten wirde oder

3. die Daten oder die Tatsache der Speicherung nach einer Rechtsvorschrift oder
ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der Uberwiegenden berechtigten Interessen
eines Dritten, geheim gehalten werden missen

und deswegen das Interesse der anfragenden Person an der Auskunftserteilung zu-
rucktreten muss.

(4) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf keiner Begriindung, soweit durch
die Mitteilung der tatsachlichen und rechtlichen Grinde, auf die die Entscheidung
gestutzt wird, der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck gefahrdet wur-
de. Die Grunde der Auskunftsverweigerung sind aktenkundig zu machen. Die an-
tragstellende Person ist auf die Rechtsgrundlage fur das Fehlen der Begrindung
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hinzuweisen.

(5) Auf Akteneinsicht finden die Vorschriften der Absatze 2 bis 4 entsprechend An-
wendung.

(6) Jede Person, die der Ansicht ist, bei der Verarbeitung ihrer personenbezoge-
nen Daten nach diesem Gesetz durch offentliche oder nicht 6ffentliche Stellen in
ihren Rechten verletzt worden zu sein, kann sich an die Landesbeauftragte oder
den Landesbeauftragten fur Datenschutz wenden. Die Mitteilung der oder des
Landesbeauftragten flr Datenschutz an die anfragende Person darf keine Ruck-
schlisse auf den Erkenntnisstand der speichernden Stelle zulassen, sofern diese
nicht einer Auskunft hieriber zustimmt.

Abschnitt 5

Sonderregelungen fiir den personellen Geheim- und Sabotageschutz bei nicht 6f-
fentlichen Stellen

§ 27
Anwendungsbereich

Bei Sicherheitsuberprifungen von Personen, die mit einer sicherheitsempfindli-
chen Tatigkeit bei einer nicht 6ffentlichen Stelle betraut werden sollen, gelten die
fur Sicherheitsuberpriufungen bei offentlichen Stellen anzuwendenden Vorschrif-
ten, soweit sich aus den folgenden Regelungen nichts anderes ergibt.

§ 28
Zustandigkeiten

(1) Die Aufgaben der zustandigen Stelle werden wahrgenommen

1. fur den personellen Geheimschutz von der obersten Landesbehorde, die fur die
Behorde oder sonstigen oOffentlichen Stelle zustandig ist, die eine Verschlusssache
an eine nicht 6ffentliche Stelle weitergeben will,

2. fur den vorbeugenden personellen Sabotageschutz von dem fur Wirtschaft zustan-
digen Ministerium, soweit nicht im Einvernehmen mit ihm eine andere oberste Lan-
desbehdrde die Aufgaben wahrnimmit.

Die Entscheidung nach § 2 Absatz 6 trifft das fur Wirtschaft zustandige Ministerium
im Einvernehmen mit der mitwirkenden Behorde.

(2) Die Aufgaben der nicht offentlichen Stelle nach diesem Gesetz sind grundsatz-
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lich von einer von der Personalverwaltung personell und organisatorisch getrenn-
ten Stelle wahrzunehmen. Die zustandige Stelle kann Ausnahmen zulassen, wenn
die nicht offentliche Stelle sich verpflichtet, Informationen, die ihr im Rahmen der
Sicherheitsuberprufung bekannt werden, nur fur solche Zwecke zu gebrauchen,
die mit der Sicherheitstiberprifung verfolgt werden.

§29
Sicherheitserklarung

(1) Abweichend von § 14 Absatz 6 leitet die betroffene Person ihre Sicherheitserkla-
rung der nicht 6ffentlichen Stelle zu, in der sie beschaftigt ist oder beschaftigt wer-
den soll. Die Sicherheitserklarung kann in den Fallen des Satzes 1 mit Zustimmung
der zustandigen Stelle auch der nicht offentlichen Stelle zugeleitet werden, bei der
die betroffene Person tatig werden soll. Die Zustimmung der mitbetroffenen Person
ist beizufugen. Die nicht offentliche Stelle pruft die Vollstandigkeit und Richtigkeit
der Angaben und darf, soweit dies erforderlich ist, die Personalunterlagen beizie-
hen. Sie gibt die Sicherheitserklarung an die zustandige Stelle weiter und teilt dieser
vorhandene sicherheitserhebliche Erkenntnisse mit.

(2) Ist gemald § 28 Absatz 2 Satz 2 fur die nicht 6ffentliche Stelle eine Ausnahme
zugelassen, leitet die betroffene Person die Sicherheitserklarung der zustandigen
Stelle zu. Die Prifung nach Absatz 1 Satz 4 obliegt in diesem Fall der zustandigen
Stelle.

§ 30
Abschluss der Sicherheitsuberpriufung

Die zustandige Stelle unterrichtet die nicht offentliche Stelle nur daruber, ob die be-
troffene Person mit einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit betraut oder nicht be-
traut werden kann. Erkenntnisse, auf denen diese Entscheidung beruht, durfen
nicht mitgeteilt werden. Zur Gewahrleistung des Geheimschutzes oder des Sabota-
geschutzes konnen sicherheitserhebliche Erkenntnisse an die nicht offentliche Stel-
le Ubermittelt werden; sie durfen von ihr ausschliefllich zu diesem Zweck genutzt
werden.

§ 31
Ubermittlung von Informationen

Veranderungen der fur die Sicherheitsiberprifung erheblichen Verhaltnisse hat die
nicht 6ffentliche Stelle der zustandigen Stelle unverzuglich mitzuteilen. Das Gleiche
gilt, wenn sicherheitserhebliche Erkenntnisse Uber die betroffene Person oder die in
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die Sicherheitsuberpriufung einbezogene Person bekannt werden oder sich mitge-
teilte Erkenntnisse als unrichtig erweisen.

§ 32
Aktualisierung der Sicherheitserklarung

(1) Die nicht offentliche Stelle leitet der betroffenen Person, die eine sicherheits-
empfindliche Tatigkeit ausubt, auf Anforderung der zustandigen Stelle die Sicher-
heitserklarung in der Regel nach funf Jahren erneut zu.

(2) Die betroffene Person hat die in der Sicherheitserklarung angegebenen Daten
im Falle eingetretener Veranderungen zu aktualisieren. Die zustandige Stelle beauf-
tragt die mitwirkende Behorde, die Mallnahmen nach § 15 Absatz 1 im erforderli-
chen Umfang erneut durchzufiihren und zu bewerten.

§ 33
Sicherheitsakte der nicht offentlichen Stelle

Fir die Sicherheitsakte der nicht 6ffentlichen Stelle gelten die Vorschriften dieses
Gesetzes Uber die Sicherheitsakte entsprechend mit der MaRgabe, dass die Sicher-
heitsakte der nicht offentlichen Stelle dem oder der Datenschutzbeauftragten nicht
zuganglich gemacht werden darf und bei einem Wechsel der Arbeitgeberin oder des
Arbeitgebers nicht abgegeben wird.

§ 34
Datenverarbeitung in Dateisystemen

Die nicht o6ffentliche Stelle darf die nach diesem Gesetz zur Erfullung ihrer Aufgaben
erforderlichen personenbezogenen Daten der betroffenen Person in automatisierten
Dateien verarbeiten. §§ 23 und 25 gelten entsprechend.

Abschnitt 6
Reisebeschrankungen und Schlussvorschriften

§35
Reisebeschrankungen

(1) Personen, die eine sicherheitsempfindliche Tatigkeit ausiben, die eine erweiterte Si-
cherheitsiberprifung nach den §§ 11 oder 12 erfordert, kénnen verpflichtet werden,
Dienst- und Privatreisen in und durch Staaten, firr die nach Feststellung des flir Inneres zu-
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stéandigen Bundesministeriums besondere Sicherheitsregelungen gelten, der zustandigen
Stelle oder der nicht offentlichen Stelle rechtzeitig vorher anzuzeigen. Die Verpflichtung
kann auch fur die Zeit nach dem Ausscheiden aus der sicherheitsempfindlichen Tatigkeit
angeordnet werden.

(2) Die Reise kann von der zustandigen Stelle untersagt werden, wenn Anhaltspunkte zur
Person oder eine besonders sicherheitsempfindliche Tatigkeit vorliegen, die eine erhebli-
che Gefahrdung durch auslandische Nachrichtendienste erwarten lassen.

(3) Ergeben sich bei einer Reise in und durch Staaten, fir die besondere Sicher-
heitsregelungen gelten, Anhaltspunkte, die auf einen Anbahnungs- und Werbungs-
versuch auslandischer Nachrichtendienste hindeuten konnen, so ist die zustandige
Stelle durch den Betroffenen nach Abschluss der Reise unverzuglich zu unterrich-
ten.

§ 36
Strafvorschriften

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer un-
befugt von diesem Gesetz geschitzte personenbezogene Daten, die nicht offen-
kundig sind,

1. entgegen den Vorschriften dieses Gesetzes verarbeitet,
2. zum Abruf mittels automatisierten Verfahrens bereithalt,
3. abruft oder sich oder einem anderen aus Dateien verschafft,
4. die Ubermittlung durch unrichtige Angaben erschleicht oder

5. entgegen § 24 Absatz 1 oder § 30 Satz 3 Daten fur andere Zwecke nutzt, indem
er sie innerhalb der Stelle an einen anderen weitergibt.

(2) Wer eine der in den Absatz 1 bezeichnete Handlungen gegen Entgelt oder in
der Absicht begeht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu
schadigen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft.

(3) Die Tat nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird nur mit Ermachtigung verfolgt.
Die Ermachtigung wird von der obersten Landesbehoérde erteilt, die fur die be-
schuldigte Person personalrechtlich zustandig ist. Fur die nicht 6ffentlichen Stellen
erfolgt dies durch das fur Wirtschaft zustandige Ministerium. § 19 Absatz 3 des
Landesdatenschutzgesetzes vom 2. Mai 2018 (GVOBI. 2018, 162) findet keine
Anwendung.
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(4) Der Versuch ist strafbar.

§ 37
Allgemeine Verwaltungsvorschriften

Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Ausfuhrung dieses Gesetzes erlasst
das fur Inneres zustandige Ministerium.

§ 38
Ubergangsregelung

Bei Sicherheitstiberprifungen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes
abgeschlossen wurden, ist die erste Wiederholungsuberprifung gemalt § 20
Absatz 2 nur durchzufihren, wenn das Datum der Erteilung der Ermachtigung
nicht langer als 10 Jahre vor Inkrafttreten dieses Gesetzes liegt. Das Datum der
Wiederholungsuberpriufung nach Satz 1 gilt dann als Grundlage der nachsten
Aktualisierung nach § 20 Absatz 1.

§ 39
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkindung in Kraft. Gleichzeitig tritt
das Landessicherheitsiberpriufungsgesetz vom 10. Dezember 2003 (GVOBI.
Schl.-H. S. 651, ber. 2004 290), Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch
Artikel 64 der Verordnung vom 27. Oktober 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 514, 528),
auller Kraft.
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Begriindung:
A. Allgemeiner Teil

Mit diesem Gesetz wird das Sicherheitstiberprifungsgesetz des Landes Schleswig-Holstein
grundlegend novelliert. Die Neufassung ist insbesondere erforderlich, um einen notwendigen
einheitlichen Mindeststandard zum Schutz von Verschlusssachen und bei der Durchfihrung
von Sicherheitstiberprifungen im Bund und den Landern auch zukunftig zu wahren. Ferner
bedurfte es einer Rechtsgrundlage fuir allgemeine Verwaltungsvorschriften. Entsprechende
Gesetzesvorhaben wurden auch in anderen Landern durchgefiihrt.

Der Bund hat das Sicherheitstiberprifungsgesetz des Bundes mit Artikel 1 des Ersten Ge-
setzes zur Anderung des Sicherheitsiiberprifungsgesetzes vom 16. Juni 2017 (BGBI. | S.
1634) sowie mit Artikel 4 des Gesetzes zur Anpassung des Verfassungsschutzrechts vom 5.
Juli 2021 (BGBI. | S. 2274) grundlegend und durch weitere Anpassungen letztmalig durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 413) Uberarbeitet und an die
gegenwartigen gesellschaftlichen, technischen und rechtlichen Begebenheiten angepasst
und dadurch ein héheres Schutzniveau und damit einhergehend einen héheren Mindest-
standard vorgegeben. Entsprechende Gesetzesvorhaben wurden deshalb bereits auch in
einigen Landern durchgefuhrt.

Dies wird mit dem Gesetzentwurf bertcksichtigt. Dartiber hinaus berticksichtigt der Entwurf
bereits die vom Bund im Rahmen der Evaluation des Ersten Gesetzes zur Anderung des Si-
cherheitsuberprufungsgesetzes festgestellten punktuellen Verbesserungsbedarfe insoweit,
wie es fur die Erreichung eines notwendigen einheitlichen Mindeststandard zum Schutz von
Verschlusssachen und bei der Durchfuhrung von Sicherheitstuiberpriufungen erforderlich ist.

Der Umfang der Anpassungen macht eine Neufassung des LSUG erforderlich. Dies er6ff-
net auch die Mdglichkeit - soweit erforderlich - einer sprachlichen und strukturellen Uberar-
beitung. In diesem Zuge sorgt eine Untergliederung in sechs logische Teile fur mehr Orien-
tierung. Regelungen wurden hinsichtlich ihrer Zusammenhange Uberpruft und erforderliche
sprachliche Anpassungen vorgenommen.

Der Gesetzentwurf enthalt folgende Schwerpunkte:

1. Ziel ist es, einen einheitlichen Uberpriifungsstandard zwischen Bund und Landern zu er-
reichen und ein hohes Schutzniveau zu gewahrleisten. Dazu werden die Kataloge erwei-
tert, die die erforderlichen Angaben bei einer abzugebenden Sicherheitserklarung sowie die
Mafnahmen im Rahmen einer Sicherheitslberprifung enthalten.

2. Der Gesetzentwurf fuhrt fir alle Uberprifungsarten die Internetrecherche als Standard-
mafnahme sowie die verpflichtende Wiederholungsuberprufung ein. Letztere kann bei Er-
forderlichkeit im Umfang und mit allen Mal3nahmen einer Erstuberprifung vorgenommen
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werden. Dies reduziert das Risiko, dass nach Abschluss der ersten Sicherheitstiberprufung
auftretende sicherheitserhebliche Erkenntnisse unbekannt bleiben.

Internetrecherchen werden aufgrund der stetig wachsenden Bedeutung der dort auffindba-
ren Erkenntnisse fur die Bewertung der Zuverlassigkeit der betroffenen Person, deren Ge-
wahr der Verfassungstreue sowie deren magliche Angreifbarkeit insbesondere durch aus-
landische Nachrichtendienste kuinftig verpflichtend. Die Recherche umfasst auch soziale
Netzwerke, da diese ein wesentliches Instrument zur Verbreitung extremistischer Inhalte
darstellen. Recherchen werden zu betroffenen wie auch zur mitbetroffenen Person durch-
gefuhrt. Letzteres dient dazu, auf die betroffene Person durchschlagenden Sicherheitsrisi-
ken feststellen zu kdnnen.

3. Die Sicherheitsiiberpriifung im vorbeugenden personellen Sabotageschutz (U1) profitiert
durch die generelle Erhéhung des Prifungsniveaus bei den Uberpriifungsarten. Damit
steigt auch das Sicherheitsniveau im personellen Sabotageschutz.

4. Ferner lasst der Gesetzentwurf die Weitergabe von Erkenntnissen zu, wenn konkrete
VerstolRe gegen die Verpflichtung zur Verfassungstreue der betroffenen Person bestehen.

5. Daruber hinaus enthalt der Gesetzentwurf Regelungen flr die elektronische Aktenfih-
rung.
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B. Besonderer Teil

Teil 1

Allgemeine Vorschriften

Zu § 1 (Anwendungsbereich und Zweck des Gesetzes):

Der Gesetzeszweck in § 1 wurde erweitert um die Wiederholungsprifung und den Schutz
von Verschlusssachen. Es wird klargestellt, dass es fur nicht offentliche Stellen besondere
Vorschriften gibt.

Zu § 1 Absatz 1:

Die Ergénzung um den Schutz von Verschlusssachen ist erforderlich, weil in das Gesetz
Grundzige zum materiellen Schutz geheimhaltungsbedurftiger Informationen aufgenommen
werden, die bisher nur in untergesetzlichen Bestimmungen (beispielsweise der VSA) gere-
gelt waren. Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 1 Absatz 2:

Die Neufassung dient der systematischen Einbettung der Regelungen. Durch die nu-
merische Unterteilung wird die Unterscheidung zwischen personellem Geheimschutz und
Sabotageschutz als unterschiedliche Zweckrichtungen der Sicherheitsuberpriufung verdeut-
licht.

Zu § 1 Absatz 3:

Mit dem neuen Absatz 3 wird jetzt klar geregelt, dass grundsatzlich alle Vorschriften des
LSUG auch fiir den nicht 6ffentlichen Bereich gelten.

Zu § 2 (Sicherheitsempfindliche Tatigkeiten):
§ 2 entspricht im Wesentlichen der Regelung des bisherigen § 2.

Zu § 2 Absatz 1:

Nummer 5 erdffnet die Moglichkeit, aufgrund anderer gesetzlicher Grundlagen eine Sicher-
heitstberprufung durchzufihren. Die Formulierung "nach anderen Vorschriften" bezieht sich
darauf, dass Sicherheitsiiberpriifungen nicht ausschlieRlich durch das LSUG geregelt sein
mussen, sondern auch durch andere gesetzliche Regelungen oder Vorschriften angeordnet
werden konnen. Die Formulierung stellt sicher, dass Sicherheitstiberprifungen auch dann
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durchgefuhrt werden konnen, wenn dies durch andere gesetzliche Regelungen erforderlich
ist (z. B. Atomsicherheitsgesetz, Hafensicherheitsgesetz usw.).

Zu § 2 Absétze 2 bis 5:

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der bisherigen Regelung des bisherigen § 2 Ab-
satz 2. Die sicherheitsempfindlichen Stellen werden klarstellend legal definiert. Die Definitio-
nen entsprechen denen des SUG des Bundes.

Zu § 2 Absatz 6:

Durch Absatz 6 sollen zukinftig die sicherheitsempfindlichen Stellen durch die obersten Lan-
desbehoérden im Einvernehmen mit der Verfassungsschutzbehdrde festgelegt werden. Ein
Antrag der lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtung ist daftir nicht mehr erforderlich.
Hierdurch ist eine landesweite einheitliche Rechtsanwendung sichergestellt. Die Einbindung
der Verfassungsschutzbehérde gewahrleistet Uberdies, dass die notwendige Expertise in
das Verfahren eingebracht wird.

Zu § 3 (Betroffener Personenkreis):

Zu § 3 Absatz 1:

Die Anderung stellt klar, dass Voraussetzung fiir die Betrauung einer sicherheitsemp-
findlichen Tatigkeit eine abgeschlossene Sicherheitstiberprufung ist. Ferner wurde ein Min-
destalter fur die Betrauung mit einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit festgelegt.

Die Absenkung der Altersgrenze folgt der Lebenswirklichkeit und ermoglicht, sicherheitsemp-
findliche Tatigkeiten an Personen zu Ubertragen, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, da
davon ausgegangen wird, dass die betroffene Person in der Lage ist, die Zustimmung zur Si-
cherheitstiberprufung eigenstandig und wirksam zu erteilen. Minderjahrige sind in der Regel
beschrankt geschaftsfahig, jedoch wird durch § 113 Abs. 1 BGB eine Ausnahme geschaffen,
wenn der gesetzliche Vertreter den Minderjahrigen ermachtigt hat, in ein Dienst- oder Ar-
beitsverhaltnis einzutreten. In diesem Fall ist der Minderjahrige hinsichtlich der Zustimmung
zur Sicherheitstiberpriifung unbeschrankt geschaftsfahig. Die Altersgrenze von 16 Jahren gilt
nicht nur fir die Ubertragung der sicherheitsempfindlichen Tétigkeit, sondern auch fuir die Er-
klarung der Zustimmung zur Sicherheitsliberprifung. Dies ist notwendig, da gesetzliche Ver-
treter nicht anstelle der betroffenen Person die Zustimmung zur Durchfiihrung einer Sicher-
heitsuberprufung erklaren konnen. Daruber hinaus ist ein Ziel der vorgelegten Formulie-
rungshilfe die Schaffung eines einheitlichen Sicherheits- und Schutzniveaus zwischen den
Landern und mit dem Bund. Das erfordert in diesem Bereich angepasste Regelungen. An-
wendungsbereiche werden insbesondere die Bereiche der Verteidigung und der Polizei sein.
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Zu § 3 Absatz 2:

Absatz 2 regelt eng begrenzte Ausnahmen fur das Unterbleiben einer Sicherheits-
uberprufung mit einer standigen Begleitpflicht. Dies schafft Rechtssicherheit und -klarheit so-
wie die Moglichkeit, flexibel auf die Bedurfnisse der Praxis zu reagieren. Art und Dauer der
Beschaftigung lassen etwa eine Ausnahme bei einmaligen oder unvorhergesehenen Repa-
raturarbeiten zu. Voraussetzung fur die Ausnahme ist, dass das nicht Uberprufte Personal
wahrend der gesamten Dauer des Zutritts oder Zugriffs von sicherheitstiberpruftem Personal
beaufsichtigt wird. Diese Regelung erfolgt in Anlehnung an das Bundesrecht. Absatz 2 Satz
2 stellt den Verzicht auf Sicherheitstiberprufungen dar. Dies umfasst v. a. den Fall, dass ein
Arbeitsplatzwechsel aus einem Bereich erfolgt, in dem bereits eine Sicherheitsuberprifung
durchgefuhrt wurde. Erganzt wird die Entscheidungskompetenz fur Ausnahmen durch eine
klare Regelung der Zustandigkeit und eine Dokumentationspflicht.

Zu § 3 Absatz 3:

§ 3 Absatz 3 bezieht sich auf mitbetroffene Personen. Der bisherige § 3 Absatz 2 war textlich
insoweit abzuandern, als das sich der seinerzeit verwandte Begriff der Lebenspartnerin bzw.
des Lebenspartners und eingetragene Lebenspartnerschaften nach dem Lebenspartner-
schaftsgesetz bezog. Seit dem 1. Oktober 2017 Iasst das Lebenspartnerschaftsgesetz keine
eingetragenen Lebenspartnerschaften mehr zu. Es ist seither auch bei gleichgeschlechtli-
chen Partner nur noch eine Ehe mdglich. Satz 2 umfasst Ausnahmekonstellationen der Ein-
beziehung mitbetroffener Personen.

Die Ausnahmekonstellationen nach Satz 2 umfassen beispielsweise den Fall, wenn die per-
sonliche Bindung zwischen den Partnern nicht mehr eng genug ist, wie bei dauernd getrennt
lebenden Ehepartnern. Es kann auch sein, dass der Partner noch nicht volljahrig ist. Aul3er-
dem ist denkbar, dass die Einwilligung der mitbetroffenen Person nicht vorliegt. Die Ausnah-
men dienen dazu, die Verhaltnismaligkeit und den Schutz der Personlichkeitsrechte der be-
troffenen und mitbetroffenen Personen zu gewahrleisten.

§ 3 Abs. 3 S. 4 bezieht sich auf die Unterrichtungspflichten wahrend der Sicherheitstberpru-
fung.

Zu § 3 Absatz 4:

Der neue Absatz 4 entspricht dem bisherigen § 3 Absatz 3 mit der Erganzung um Ziffer 4, in
der die Ausnahmen der Gliltigkeit des Gesetzes um sonstige gesetzliche Falle erweitert wird.
Dies erfolgt in Anlehnung an den Bund.

Zu § 4 (Zustandigkeit):
§ 4 entspricht im Wesentlichen der Regelung des bisherigen § 4.
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Zu § 4 Absatz 4:

Absatz 4 ist neu und stellt klar, in welchen Fallen die Verfassungsschutzbehorde zugleich die
Aufgabe der zustandigen Stelle und der mitwirkenden Behoérde wahmimmt. Nummer 1 und
2 entsprechen inhaltlich dem bisherigen § 4 Absatz 4.

Zu § 5 (Geheim- und Sabotageschutzbeauftragte):

Bislang wurden Aufgaben fir Geheimschutz- und Sabotagebeauftragte im LSUG nicht gere-

gelt. Das wird mit der neu hinzugefligten Vorschrift nachgeholt.

Zu & 5 Absatz 1 und 2:

Grundsatzlich werden die Aufgaben des Geheimschutzes durch die Dienststellenleitung
wahrgenommen, wenn fur die Behorde oder sonstige 6ffentliche Stelle eine Geheimschutz-
beauftragte oder ein Geheimschutzbeauftragter sowie eine zur Vertretung berechtigte Per-
son nicht bestellt ist. Durch die klare Zuweisung der Zustandigkeit ist sichergestellt, dass die
Aufgaben des Geheimschutzes in der Behorde oder sonstigen offentlichen Stelle von der
Dienststellenleitung selbst als originare Aufgabe wahrgenommen werden. Die Dienststellen-
leitung soll zur Wahrnehmung dieser Aufgabe eine Geheimschutzbeauftragte oder einen
Geheimschutzbeauftragten bestellen. An die Bestellung einer Geheimschutzbeauftragten
oder eines Geheimschutzbeauftragten durch die Dienststellenleitung ist hochste Sorgfalt an-
zulegen, da der Wahrnehmung der Aufgaben des Geheimschutzes eine immense Bedeu-
tung im Sicherheitsuberprifungsverfahren zukommt. Die Geheimschutzbeauftragten und
Sabotageschutzbeauftragten sind ,Herrin bzw. Herr des Verfahrens". Sie entscheiden zum
Beispiel Uber Ausnahmen nach § 3 Absatz 2 bei der Durchflhrung einer Sicherheitstberpri-
fung. Insbesondere entscheiden sie nach § 16 Absatz 1a Uber das Vorliegen eines Sicher-
heitsrisikos. Die Geheimschutzbeauftragten tragen die Verantwortung fur die sicherheitsma-
Rige Betreuung der betroffenen Person. Darlber hinaus sind sie fur die ordnungsgemalie
Durchfiihrung aller Geheimschutzverpflichtungen nach dem LSUG und den dazu er-
gangenen Regelungen verantwortlich und haben die dazu erforderlichen Befugnisse wie In-
formations-, Belehrungs-, Anordnungs- und Kontrollrechte wie auch ein unmittelbares Vor-
tragsrecht bei der Dienststellenleitung (§ 5 Absatz 1 Satz 3). Andere Aufgaben sollen den
Geheimschutzbeauftragten nur zugewiesen werden, soweit sie diese ohne Beeintrachtigung
der Aufgabe auf dem Gebiete des Geheimschutzes beziehungsweise des Sabotageschut-
zes erflllen kénnen. Aus diesem Grund sollte die Dienststellenleitung grundsatzlich die Be-
stellung eines Geheimschutzbeauftragten erwagen. Zur Wahrung der Kontinuitat und Wirk-
samkeit sollen Geheimschutzbeauftragte und deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihre Ta-
tigkeit Uber einen langeren Zeitraum austben und besonders geschult und unterstutzt wer-
den. Beide Funktionen konnen auch von derselben Person wahrgenommen werden. Absatz
3 stellt klar, dass in Bezug auf die Bestellung einer oder eines Sabotageschutzbeauftragten
aus den vorgenannten Grunden dasselbe gilt.
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Zu § 5 Absatz 3:

Entspricht dem zu § 5 Absatz 2 und 3 Gesagtem.

Zu § 5 Absatz 4:

Festlegung der naheren Aufgaben durch allgemeine Verwaltungsvorschriften nach § 37
moglich.

Zu § 6 (Verschlusssachen):

Die Neufassung des § 6 enthalt die wesentlichen gesetzlichen Grundlagen, die fur einen ef-
fektiven materiellen Geheimschutz erforderlich sind. Diese waren bisher weitgehend nur in
untergesetzlichen Bestimmungen zu finden. Die Neufassung verdeutlicht die verfassungs-
rechtlichen Bezlge des materiellen Geheimschutzes. Geheimschutz ist Auspragung des
Schutzes der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, zu deren Achtung und Bewah-
rung alle staatliche Gewalt berufen ist. Die gesetzliche Verankerung hebt die gemeinsame
Verantwortung fur das Wohl der Bundesrepublik Deutschland und ihrer Lander hervor und
verpflichtet diejenigen, denen Zugang zu Verschlusssachen gewahrt wird, zu ihrem Schutz.

Zu § 6 Absatz 1:

Absatz 1 stellt klar, dass im freiheitichen demokratischen Rechtsstaat des Grundgesetzes
der Geheimschutz insbesondere dem Wohl des Bundes und der Lander dient und ver-
deutlicht, dass auch private Geheimnisse unter Umstanden Verschlusssachen sein kénnen.
Erforderlich fur die Einstufung als Verschlusssache ist, dass das private Geheimnis im offent-
lichen Interesse geheimhaltungsbediirftig ist. Ein alleiniges privates Interesse an der Ge-
heimhaltung reicht hingegen nicht aus. Eine materielle Anderung ist mit diesen Klarstellun-
gen nicht verbunden. Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 6 Absatz 2:

Mit Absatz 2 wird der im Bereich des Geheimschutzes geltende Grundsatz ,Kenntnis nur,
wenn notig" gesetzlich verankert. Die Weitergabe von eingestuften Informationen und die
Kenntnisnahme solcher Informationen sind auf das zur jeweiligen Aufgabenerfillung notwen-
dige Mal} zu beschranken. ,Kenntnis nur, wenn nétig" bedeutet aber auch, dass jede Per-
son, die fur ihre Aufgabenerfillung einen Bedarf an der Kenntnisnahme von einer Ver-
schlusssache hat, diese Kenntnis auch erlangt. Insofern wird auch dem ,Kenntnis, wenn né-
tig"-Prinzip Rechnung getragen - der Bereitstellung von Informationen fir alle Personen mit
einem entsprechenden Bedarf. Die Grunde der Aufgabenerfullung im Sinne dieser Regelung
gelten fiir Beamte und Tarifoeschaftigte in gleicher Weise. Die Anderung erfolgt in Anlehnung
an die Regelung des Bundes.
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Zu § 6 Absatz 3:

§ 6 Absatz 3 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 5 Absatz 2. Aus Grinden der
Berucksichtigung des Bundesstaatsprinzips nach Artikel 20 Absatz 1 Grundgesetz und des
Homogenitatsgrundsatzes des Artikel 28 Grundgesetz war ,.... Bundesrepublik Deutschland
oder eines der Lander ..." statt der Formulierung ,.... Bundesrepublik Deutschland oder eines
ihrer Lander... " zu formulieren. Die Einstufung als Verschlusssache erfolgt durch eine amtli-
che Stelle oder auf deren Veranlassung, basierend auf der Schutzbedurftigkeit der Informati-
onen im o&ffentlichen Interesse. Diese Einstufung hat konstitutive Wirkung und ist bindend fir
andere Stellen, die diese Informationen weiterverarbeiten. Der Begriff ,6ffentliche Stelle” im
Sinne der Vorschrift ist weiter gefasst und schlie3t Behdrden und andere 6ffentliche Einrich-
tungen ein, die im Rahmen ihrer Aufgaben mit Verschlusssachen umgehen. Offentliche Stel-
len sind verpflichtet, Mal3nahmen des materiellen Geheimschutzes zu ergreifen, um die Ver-
traulichkeit von Verschlusssachen zu gewahrleisten. Diese Malinahmen konnen organisato-
rischer oder technischer Natur sein, wie z. B. die Einrichtung geschitzter Aktenrdume oder
die Verwendung von Verschlusselungstechnik.

Zu § 6 Absatz 4:

Mit Absatz 4 werden die Verschwiegenheitspflicht der Personen, denen Zugang zu Ver-
schlusssachen gewahrt wird, sowie deren Pflicht, Verschlusssachen vor unbefugter Kennt-
nisnahme zu schiitzen, gesetzlich verankert. Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die Re-
gelung des Bundes.

Zu § 6 Absatz 5:

Die Norm dient dazu, dass beispielsweise ungerechtfertigte Veroffentlichungen von Ver-
schlusssachen in der Presse die Schutzbedurftigkeit von Tatsachen, Gegenstanden oder Er-
kenntnissen nicht aufhebt.

Zu § 6 Absatz 6:

Satz 1 begrundet eine Verpflichtung von Behorden, die mit Verschlusssachen umgehen, die-
se durch Mal3nahmen des materiellen Geheimschutzes zu schutzen. Dabei wird auch die
Zielrichtung des Schutzes definiert. Verlust und Durchbrechungen der Vertraulichkeit von
Verschlusssachen sollen verhindert, auf das Erkennen und die Aufklarung solcher Versuche
soll hingewirkt werden. Die einzelnen zu ergreifenden Mal3nahmen ergeben sich aus der all-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zum materiellen Geheimschutz (Verschlusssachenanwei-
sung - VSA). Dazu gehdren organisatorische wie auch technische Malinahmen, zum Bei-
spiel die Einrichtung von besonders geschitzten Aktenrdumen als Verschlusssachen-Regis-
traturen oder der Einsatz von Verschlusselungstechnik. Abgesehen von der grundsatzlichen
Verpflichtung materielle MaRnahmen zu ergreifen, sind weitere spezifische gesetzliche Re-
gelungen Uber die Art dieser MalRnahmen nicht vorgesehen, um den Einsatz neu entwickel-
ter Techniken und Mal3nahmen nicht zu erschweren. Fur die Uberwiegende Mehrzahl der
Verschlusssachen werden die mit der jeweiligen Einstufung verbundenen Schutz-
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maflnahmen nach den jeweils geltenden untergesetzlichen Vorschriften genugen. Es kann
aber erforderlich sein, auch fur Verschlusssachen, deren Inhalt einen hoheren Geheimhal-
tungsgrad nicht rechtfertigt, weitergehende Schutzmalinahmen anzuordnen (etwa das Ver-
bot der elektronischen Ubermittlung). Daher sieht Satz 8 vor, dass die herausgebende Stelle
besondere Schutzmalinahmen unabhangig von der jeweiligen Einstufung als Auflage anord-
nen kann, um den jeweils notwendigen Schutz der Vertraulichkeit sicher zu stellen. Diese
Anordnungen sind fur die Empfanger der Verschlusssache verbindlich. Satz 7 verankert ge-
setzlich, dass der Schutz von Verschlusssachen der Behdrden und sonstigen offentlichen
Stellen (materieller Geheimschutz) nicht endet, wenn diese Verschlusssachen an nicht 6f-
fentliche Stellen weitergeben.

Bei der Handhabung von Verschlusssachen werden somit technische und organisatorische
MafRnahmen getroffen, die in ihrem Zusammenwirken die Risiken eines Angriffs reduzieren
und im Falle eines erfolgreichen Angriffs die negativen Folgen begrenzen sollen. Die Unter-
scheidung zwischen Risiken und Moglichkeiten bei der Handhabung von Verschlusssachen
im Kontext von sicherheitsempfindlichen Tatigkeiten und Sicherheitsiberprufungen lasst sich
dabei wie folgt zusammenfassen:

Risiken:

Angriffe auf Verschlusssachen: Es besteht das Risiko, dass Verschlusssachen Ziel von An-
griffen werden. Diese Angriffe kdnnen darauf abzielen, die Vertraulichkeit, Integritat oder Ver-
flgbarkeit der Informationen zu gefahrden. Technische und organisatorische Mal3hahmen
sollen diese Risiken reduzieren und im Falle eines erfolgreichen Angriffs die negativen Fol-
gen begrenzen.

Ungeeignete Mitarbeiter: Mitarbeiter, die sich als ungeeignet fur den Umgang mit Ver-
schlusssachen erweisen oder gegen die Verpflichtung zur Geheimhaltung verstol3en, stellen
ein Risiko dar.

UbermaRige Kenntnis: Es gilt der Grundsatz ,Kenntnis nur, wenn nétig“. Personen diirfen
nur so weit Uber Verschlusssachen informiert werden, wie es fur ihre Aufgabenerfillung er-
forderlich ist. Eine umfassendere oder frihere Unterrichtung birgt das Risiko von Informati-
onslecks.

Maoglichkeiten:

Pravention: Die Handhabung von Verschlusssachen bietet die Mdglichkeit, durch praventive
Malinahmen die Sicherheit zu erhdhen und Risiken zu minimieren.

Eingeschrankter Zugang: Durch die Begrenzung des Zugangs zu Verschlusssachen auf
Personen, die diesen fur ihre Aufgaben bendtigen, wird die Sicherheit erhoht.
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Sicherheitsuberprifungen: Sicherheitsuberprifungen ermdglichen es, die Zuverlassigkeit
von Personen zu prufen, bevor sie mit sicherheitsempfindlichen Tatigkeiten betraut werden.
Dies stellt sicher, dass nur geeignete Personen Zugang zu sensiblen Informationen erhalten.

Die Risiken und Moglichkeiten stehen somit in einem Spannungsverhaltnis, das durch geeig-
nete Sicherheitsmalinahmen und Uberpriifungen ausgeglichen werden soll.

Als Weitergabe sind alle Falle zu verstehen, in denen Zugang zu Verschlusssachen gewahrt
wird oder die Moglichkeit einer Kenntnisnahme entsteht, die nicht durch organisatorische
oder sonstige geeignete Malinahmen ausgeschlossen werden kann. Auch das Erstellen ei-
ner Verschlusssache im Rahmen von Forschung und Entwicklung, welche auf Veranlassung
einer amtlichen Stelle oder im Interesse einer amtlichen Geheimhaltung angeordnet wurde,
fallt hierunter. Insoweit sind ebenfalls MalRnahmen des materiellen Geheimschutzes in der
VSA vorgesehen. Der materielle Geheimschutz der nicht éffentlichen Stellen wird somit mit-
telbar durch den Auftrag an die Behdrden und sonstigen offentlichen Stellen, im Ubrigen un-
tergesetzlich geregelt. Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Die Weitergabe von Verschlusssachen an nicht offentliche Stellen ist nur zulassig, wenn sie
im staatlichen Interesse erforderlich ist. Das staatliche Interesse bezieht sich auf die spezifi-
schen Aufgaben und Ziele des Staates, insbesondere den Schutz seiner Institutionen und
die Wahrung seiner Funktionsfahigkeit. Es ist damit enger gefasst als das 6ffentliche Interes-
se, welches sich auf das Wohl der Allgemeinheit bezieht und Mal3inahmen umfasst, die dar-
auf abzielen, die Sicherheit und Ordnung in der Gesellschaft zu gewahrleisten.

Bei der Handhabung von Verschlusssachen werden technische und organisatorische Mal3-
nahmen getroffen, die in ihrem Zusammenwirken die Risiken eines Angriffs reduzieren und
im Falle eines erfolgreichen Angriffs die negativen Folgen begrenzen sollen.

Zu § 6 Absatz 7:

Die bisher untergesetzliche Regelung der VSA wird nun gesetzlich festgeschrieben und
sprachlich konkretisiert, um den materiellen Geheimschutz zu starken. Die Kontrolle, ob die
Regelungen zum Verschlusssachenschutz eingehalten werden, dient dem immer schon
zentralen Ziel dieses Gesetzes, dass im Offentlichen Interesse geheimhaltungsbedurftige An-
gelegenheiten nicht offentlich bekannt werden. Unterrichten umfasst in diesem Zusammen-
hang die passive Variante, sich unterrichten zu lassen, sowie auch die aktive Variante, dass
sich die Verfassungsschutzbehdrde vor Ort informieren lasst bzw. selbst informiert.

Zu § 7 (Sicherheitsrisiken, sicherheitserhebliche Erkenntnisse):

Die Neufassung des § 7 dient im Wesentlichen der systematischen und sprachlichen Anpas-
sung an die im Bund und den Landern vorherrschende Rechtslage. In ihren Grundziigen
entspricht die neue Vorschrift dem bisherigen § 6.
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Zu § 7 Absatz 2 Nummer 2 b und c:

Zusatzlich zu denjenigen der auslandischen Nachrichtendienste werden auch Anbahnungs-
oder Werbungsversuche extremistischer Organisationen im Sinne des Landesverfassungs-
schutzgesetzes oder von Vereinigungen im Sinne der §§ 129 bis 129b des Strafgesetzbuchs
aufgenommen, um der aktuellen Sicherheitslage Rechnung zu tragen. Die Aufnahme dieser
Alternative folgt zudem der Gesetzgebung des Bundes. Auch derartige Vereinigungen inter-
essieren sich fur den Wissensstand der Behorden und versuchen, sich Zugang zu diesen In-
formationen zu verschaffen. Entsprechend miissen diese Gruppierungen im LSUG
bertcksichtigt werden. Die alleinige Benennung auslandischer Nachrichtendienste gentgt
nicht mehr. Als weiterer praktischer Anwendungsfall kommt z.B. die Erpressbarkeit durch Ro-
ckergruppierungen (Outlaw Motorcycle Gangs), Clankriminalitat oder andere Bereiche der
Organisierten Kriminalitat (OK) in Betracht.

Zu § 7 Absatz 3:

Mit Absatz 3 erfolgt eine Legaldefinition des Begriffs Sicherheitsrisiko.

Zu § 8 (Rechte und Pflichten der betroffenen Person und der mitbetroffenen Person,
Einwilligung):

§ 8 wurde sowohl sprachlich als auch inhaltlich Uiberarbeitet. Die Uberschrift zu § 8 wurde
durch die Aufnahme des Begriffs Einwilligung entsprechend konkretisiert und damit der Be-
deutung der Einwilligung Rechnung getragen.

Zu § 8 Absatz 1, 4 und 6:

Die Absatze wurden redaktionell Uberarbeitet und entsprechen im Wesentlichen dem bisheri-
gen § 7 Absatz 1, 4, und 6.

Zu § 8 Absatz 2:

Der bisherige § 7 Absatz 2 wurde um die Mdglichkeit erweitert, die Einwilligung zur Sicher-
heitserklarung auch in elektronischer Form erteilen zu kénnen. Die betroffene und mitbetrof-
fene Person ist auf ihr Widerrufsrecht hinzuweisen. Wird die Einwilligung abgelehnt oder wi-
derrufen, ist die Ubertragung einer sicherheitsempfindlichen Tétigkeit ausgeschlossen.

Zu § 8 Absatz 3:

Die Unterrichtungspflicht bei Heirat gemaf dem bisherigen § 7 Absatz 3 Satz 4 ist um den
Eintritt der Rechtskraft einer Scheidung bzw. Aufhebung einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft erganzt worden.
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Zu § 8 Absatz 5:

Absatz 5 regelt das Verfahren nach Feststellung eines Sicherheitsrisikos bei einbezogenen
Personen sowie deren Rechte.

Zu § 8 Absatz 7:

Der neu gefasste § 8 Absatz 7 verpflichtet die betroffene Person, von sich aus tiber Anderun-
gen zu informieren, die Uber die bisherigen Angaben zu Kontakten zu auslandischen Nach-
richtendiensten hinaus gehen. Die Verpflichtung, Anderungen an die zusténdige Stelle (Ge-
heimschutzbeauftragte/r) mitzuteilen, obliegt der betroffenen Person und nicht der Dienststel-
le oder den personalverwaltenden Stellen. Lediglich die zustandige Stelle muss die Informati-
onen aufnehmen und bewerten, ob ggf. eine sicherheitserhebliche Erkenntnis vorliegt und
ob daraus ggf. ein Sicherheitsrisiko zu prognostizieren ist. Das sind originare Aufgaben der
zustandigen Stelle, die bereits heute dort wahrgenommen werden.

Far die betroffene Person bestand nach bisheriger Rechtslage im Zeitraum zwischen der Ab-
gabe der Sicherheitserklarung und der Aktualisierung keine Pflicht, von sich aus die zustandi-
ge Stelle Uber die im neu gefassten Absatz 8 aufgenommenen Sachverhalte zu informieren.
Diese realitatsferne Annahme, dass Veranderungen trotzdem angezeigt werden, soll mit
dem neu gefassten Absatz 8 geschlossen werden. Die unter Nummer 9 angeftihrten dienst-
und arbeitsrechtlichen Malinahmen kénnen z. B. sein: Umsetzungen, Versetzungen, Herab-
stufung oder Disziplinarmaf3nahmen. Dies sind Sachverhalte, die sicherheitserhebliche Rele-
vanz / Bedeutung entwickeln kdnnen. Daher ist es unverzichtbar, sicherzustellen, dass die
zustandige Stelle von diesen Sachverhalten Kenntnis erlangt, um eine Maglichkeit zur Be-
wertung zu erhalten. Die Verpflichtung zur Meldung bezieht sich nur auf die betroffene Per-
son. Diese muss eigene wie auch die Veranderungen der mitbetroffenen Person melden.

Die unter Nummer 10 und 11 angeflhrten Fallen von geistigen oder seelischen Stérungen,
arztlich festgestelltem Alkolhol- und Drogenmissbrauch sind neu erganzt worden. Das Ziel
des personellen Geheimschutzes ist der Schutz von Verschlusssachen, insbesondere
Staats- und amtlichen Geheimnissen. Dies dient dazu, Informationen zu schiitzen, deren
Kenntnisnahme durch Unbefugte den Bestand oder lebenswichtige Interessen, die Sicherheit
oder die Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Lander gefahrden
konnten. Der personelle Geheimschutz ist somit unverzichtbar, um den Bestand des demo-
kratischen Rechtsstaats und die Existenz seiner Blrgerinnen und Bulrger zu sichern. Dies
verdeutlicht das Ziel, Personen, deren Zuverlassigkeit aufgrund festgestellter Sicherheitsrisi-
ken zweifelhaft sind / werden, nicht oder nicht weiter mit sicherheitsempfindlicher Tatigkeit zu
betrauen. Dies betrifft potenziell auch die in diesen Ziffern angefihrten Falle. Allerdings be-
grinden das Vorliegen oder die Behandlung einer geistigen oder seelischen Stérung fir sich
allein kein Sicherheitsrisiko. Insofern ist nicht die Diagnose entscheidend, sondern ob sich
daraus konkrete Auswirkungen auf die sicherheitsrelevante Zuverlassigkeit der Person erge-
ben.
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Die Neufassung des Absatzes 7 erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes in § 17
SUG Bund, wodurch ein gleichwertiges Sicherheitsniveau erreicht wird.

Teil 2

Sicherheitsuberpriifung

Zu § 9 (Arten der Sicherheitstiberpriifung):
§ 9 entspricht von seinem Regelungsgehalt im Wesentlichen dem bisherigen § 8.

Zu § 9 Absatz 2:

§ 9 Absatz 2 Satz 1 beinhaltet ebenso wie der bisherige § 8 Absatz 2 die Befugnis
der zustandigen Stelle im Einzelfall eine Sicherheitsiberprifung der nachsthoheren
Art anzuordnen. Die Durchfuhrung einer Sicherheitsuberprifung der nachsthoheren
Art erfordert die Unterrichtung der betroffenen Person. Das Unterrichtungserforder-
nis wurde sprachlich neu gefasst und in den § 9 Absatz 2 aufgenommen. Die Durch-
fuhrung einer Sicherheitsuberprifung der nachsthdoheren Art erfordert die Einwilli-
gung der betroffenen und der mitbetroffenen Person.

Zu § 10 (Einfache Sicherheitsliberprifung):

§ 10 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 9 und wurde redaktionell Gberarbeitet.

Zu § 11 (Erweiterte Sicherheitsiiberprufung):

§ 11 entspricht dem bisherigen § 10.

Zu § 12 (Erweiterte Sicherheitsuiberpriifung mit Sicherheitsermittiungen):

§ 12 entspricht im dem bisherigen § 11.

Zu § 13 (Datenerhebung):

§ 13 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 12 und wurde lediglich redaktionell ange-
passt.
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Teil 3

Verfahren (Uberpriifungsarten und DurchfiihrungsmafRnahmen)

Zu § 14 (Sicherheitserklarung):

Der Katalog zu den Angaben in der Sicherheitserklarung wurde inhaltlich und sprachlich weit
uberwiegend im Gleichlauf mit der korrespondierenden Bundesregelung Uberarbeitet.

Zu § 14 Absatz 1:

Die Erganzung um die Angabe des Geschlechts in der neuen Nummer 3 erfolgt in Anleh-
nung an die Regelung des Bundes. Sie ist al identifizierendes Merkmal u. a. fur Speicherun-
gen im Nachrichtendienstlichen Informationssystem der Verfassungsschutzbehdrden von
Bedeutung.

Die Erganzung in Nummer 5 ist erforderlich, weil sich in der Praxis der Gesetzessprache und
auch der Rechtsanwendung herausgebildet hat, dass unter ,Familienstand" die Angabe
,verheiratet" erfasst wird sowie vor dem 1. Oktober 2017 geschlossene eingetragene Le-
benspartnerschaften fallen, nicht aber die Angabe ,Lebensgemeinschaft/Lebensgefahrte”,
weil diese kein familienrechtliches Institut ist. Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die Re-
gelung des Bundes.

Nach Nummer 6 hat die betroffene Person im Inland Wohnsitze und Aufenthaltsorte der letz-
ten funf Jahre anzugeben, wenn dort langer als zwei Monate gelebt wurde. Fur Wohnsitze
im Ausland gilt dies mit der Voraussetzung, dass die betroffene Person zum Zeitpunkt der
Wohnungsnahme bereits das 18. Lebensjahr vollendet hatte. Sind jedoch seit der Vollen-
dung des 18. Lebensjahres noch keine flnf Jahre vergangen, missen auch Wohnsitze und
langere Auslandsaufenthalte vor Vollendung des 18. Lebensjahres angegeben werden. Ins-
gesamt muss ein Zeitraum von finf Jahren abgedeckt sein. Die Anderung erfolgt in Anleh-
nung an die Regelung des Bundes.

Die in der Nummer 9 geforderte Angabe zur (privaten und beruflichen) Erreichbarkeit ist fur
Terminabsprachen erforderlich. Die bessere Erreichbarkeit tragt zudem zur Beschleunigung
der Sicherheitstberprifung bei.

Nach Nummer 10 sind auch die Staatsangehaorigkeit und das Geschlecht der im Haushalt le-
benden Personen uber 14 Jahre anzugeben. Diese Personen sind fur die Beurteilung eines
moglichen Sicherheitsrisikos bedeutsam. lhre Staatsangehdrigkeit ist insbesondere bei Staa-
ten mit besonderen Sicherheitsrisiken relevant. Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die
Regelung des Bundes. Zukunftig sollen Personen im Haushalt Gber 14 Jahre und nicht wie
bisher Uber 18 Jahre in der Sicherheitserklarung angegeben werden. Die Herabsenkung er-
folgt in Harmonisierung zu den Bestimmungen des LVerfSchG SH und ist insbesondere im

Hinblick auf extremistische Erkenntnisse aus dem Wohnumfeld erforderlich.
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Die erganzend zur bisherigen Nummer 11 geforderten Angaben in der Nummer 12 sind er-
forderlich, um eine luckenlose Darstellung des beruflichen Werdeganges einschlieflich des
Aufenthaltsortes fur Zeiten der Nichtbeschaftigung zu gewahrleisten. Insbesondere letzteres
bendtigt die Verfassungsschutzbehdrde zur Identitatsprufung, wenn mangels Beschaftigung
keine Angaben zu Beschaftigungsstellen anfallen. Insoweit kompensiert die Angabe des Auf-
enthaltsortes den Wegfall der Auskunftspersonen zur Identitatsprifung (bisher Nummer 19).
Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Ebenfalls zur Kompensation des Wegfalls der bisherigen Nummer 12 dient die Nummer 13.
Zur ldentitatsprifung sollen kiinftig zum Beispiel auch Auskunfte von Meldebehérden heran-
gezogen werden. Die Nummer des Personalausweises oder Reisepasses allein ist hierfur
nicht ausreichend. Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

In Nummer 15 wurde die bisherige Nummer 14 um das Wort ,ehemalige" bereinigt, da die
Bezeichnung ,Deutsche Demokratische Republik" in Rechtsvorschriften nur noch im Zusam-
menhang mit Sachverhalten aus der Vergangenheit vorkommt.

Die Erganzungen der bisherigen Nummer 17 in der neuen Nummer 18 erfolgt aus Klarstel-
lungsgrinden. Im Strafprozess fehlt es an einer expliziten Regelung, die festlegt, ab wann
ein Strafverfahren anhangig ist. Mit der Erganzung wird klargestellt, dass bereits ein eingelei-
tetes Ermittlungsverfahren in der Sicherheitserklarung anzugeben ist. Bereits ein solches Er-
mittlungsverfahren ist fur die Entscheidung, ob ein Sicherheitsrisiko vorliegt, relevant. Die An-
gabe versetzt die Verfassungsschutzbehorde in die Lage, den Sachverhalt weiter aufzukla-
ren, insbesondere Akten beizuziehen. Die Erganzung um das In- und Ausland erfolgt in An-
lehnung an die Regelung des Bundes.

Die Aufnahme der Nummer 19 ist erforderlich, da auch Verurteilungen im Ausland fur die
Entscheidung, ob ein Sicherheitsrisiko vorliegt, relevant sind. Anders als in Nummer 18 sind
dabei keine strafrechtlichen Ermittlungsverfahren im Ausland anzugeben. Diese kdnnen auf-
grund des fehlenden Zugriffs auf die jeweiligen Akten im Ausland nicht in dem erforderlichen
Umfang aufgeklart werden, um Grundlage fur die Entscheidung zu sein, ob ein Sicherheitsri-
siko vorliegt. Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zukunftig sind keine Auskunftspersonen zur Identitatsprufung der betroffenen Person mehr
anzugeben (bisher Nummer 19), da die Befragung dieser Personen bei allen Si-
cherheitsuberprufungen nach den §§ 10 und 11 in keinem angemessenen Verhaltnis zum
Aufwand steht. Lediglich Bewerber und Mitarbeiter der Verfassungsschutzbehoérde mussen
zwei Auskunftspersonen zur Identitatsprafung angeben (Absatz 4). Die Befragung kann zum
Beispiel durch einen llckenlos dargestellten beruflichen Werdegang seit der Schulentlas-
sung entbehrlich sein oder durch Auskiinfte bei den Meldebehérden ersetzt werden. Die An-
derung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Die neue Nummer 21 ist aufgenommen, um Einsicht in die offen zuganglichen Inhalte dieser
Internetseiten nehmen zu konnen. Dazu ist die Angabe der Adressen eigener Interetseiten
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und der Offentlich einsehbaren Nutzerprofile in allgemein zuganglichen sozialen Medien im
Internet einschliel3lich der Nutzernamen in den vergangenen funf Jahren erforderlich. Eigene
Internetseiten sind solche, fur deren Inhalte die betroffene Person verantwortlich ist. Soziale
Netzwerke sind Plattformen im Internet, die dazu bestimmt sind, dass Nutzer Inhalte mit an-
deren Nutzern teilen oder einer dariiber hinausgehenden Offentlichkeit zugénglich machen.
Die Mitgliedschaft ist auch anzugeben, wenn sie nicht oder nicht mehr aktiv genutzt wird. Die
Angabe des Nutzernamens ist erforderlich, da das Profil der betroffenen Person in einem so-
Zialen Netzwerk sonst in vielen Fallen nicht auffindbar ist. Die Angabe dient damit zugleich
dem Schutz anderer Nutzer des sozialen Netzwerks, da sonst Einsicht in die Profilseiten ver-
schiedener Personen genommen werden musste, um die dort gemachten Angaben (etwa
die Profilbilder) mit den bereits zu der betroffenen Person vorliegenden Angaben abgleichen
und so das Profil der betroffenen Person auffinden zu kdnnen. Verfugt die betroffene Person
uber mehrere Accounts in sozialen Netzwerken, sind alle anzugeben. Mit den Angaben der
Adressen eigener Internetseiten und zu Mitgliedschaften in sozialen Netzwerken kénnen de-
ren offen zugangliche Inhalte, die die betroffene Person bestimmt, in die Bewertung, ob ein
Sicherheitsrisiko vorliegt, einbezogen werden. Auch Erkenntnisse Uber den Umgang mit per-
sonlichen und sensiblen Daten kénnen dadurch in die Bewertung mit einflieRen. Dies kann
insbesondere bei der Einschatzung der Personlichkeit und Zuverlassigkeit der betroffenen
Person relevant sein. Beispielsweise ist es nicht vertretbar, wenn Angehérige einer Observa-
tionsgruppe Statusbilder, Aufenthaltsorte oder Gruppenfotos in sozialen Netzwerken teilen
und damit die Tarnung und die Sicherheit der gesamten Gruppe gefahrden. Ebenso bieten
Angaben zur dienstlichen Tatigkeit bei sicherheitsempfindlich eingesetztem Personal auslan-
dischen Nachrichtendiensten die Mdglichkeit zu recherchieren, wer mdglicherweise fur An-
bahnungs- und Werbungsversuche in Frage kommt.

Mit der Aufnahme der Angabe zu durchgefuihrten Zuverlassigkeitstberprifungen in der neu-
en Nummer 23 wird sichergestellt, dass samtliche erfolgte Uberpriifungen in die Sicherheits-
uberprufungen einbezogen werden kdnnen. Redundante Malinahmen koénnen so effektiv
vermieden werden.

Die Erganzungen in den Nummern 22 und 23 erfolgen in Angleichung an die Regelung des
Bundes.

Die Erganzungen in den Nummern 24 und 25 sind die folgerichtige Erganzung zu § 8 Ab-
satz 7 Satz 1 Nummer 10 und 11.

Durch § 14 Absatz 1 Satz 3 wird die Mdglichkeit eingerdumt, die nach § 14 Absatz 1 Satz 3
einzureichenden Lichtbilder auch elektronisch anzufordem. Bislang werden Lichtbilder ge-
meinsam mit der ausgefuliten Sicherheitserklarung in Papierform eingereicht. Zukunftig ist
geplant, diesen Prozess auch digital anzubieten. Daflr werden dann die Lichtbilder in elek-
tronischer Form und in einem gangigen Format angefordert werden. Gerade fur Recherchen
ist es in der heutigen Zeit sinnvoll, Uber digitales Bildmaterial zwecks Abgleich zu verflgen.
Wahrend der bisherige § 13 Absatz 1 Satz 3 auf die Pflicht, Lichtbilder beizubringen, im Rah-
men einfacher Sicherheitsliberprufungen verzichtete, sieht der neu gefasste § 14 das Bei-
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bringen von Lichtbildern fir alle Sicherheitsuberprufungen und zwar sowohl fur die betroffene
wie auch fur die mitbetroffene Person vor. Das Lichtbild wird trotz des grundsatzlichen Ver-
zichts auf die Angabe von Auskunftspersonen zur Identitatsprifung in der Sicherheitserkla-
rung weiterhin bendtigt, denn es dient dem Abgleich mit Fotos im Internet bei der Einsicht in
Internetseiten und soziale Netzwerke. Damit ist das Lichtbild zukunftig auch bei einfachen Si-
cherheitstuberprufungen nach § 10 notwendig. Gerade bei sehr verbreiteten Namen ist dies
erforderlich, um eine sichere Zuordnung von Internetseiten und Accounts in sozialen Netz-
werken zu der betroffenen Person zu gewahrleisten. Zudem kann das Lichtbild auch der
Identifizierung der betroffenen Person im Fall der Durchfiihrung einer Eigenbefragung durch
die Verfassungsschutzbehdrde dienen.

Zu § 14 Absatz 2 und 3:

§ 14 Absatz 2 und 3 entsprechen in ihren Regelungsinhalten dem Grunde nach dem bisheri-
gen § 13 Absatz 2 und 3. Bei der Anderung handelt sich um eine Folgednderung zur Ande-
rung des Absatzes 1. Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 14 Absatz 4:

§ 14 Absatz 4 entspricht von seinem Regelungsgehalt her dem bisherigen § 13 Absatz 4. Zur
besseren Lesbarkeit wurden die Klammerzusatze durch eine strukturierte numerische Auf-
zahlung ersetzt.

Die Beschrankung des Absatzes 4 auf Sicherheitstiberprifungen der in § 4 Absatz 5 Satz 1
Nummer 1 genannten Personen dient der Klarstellung, dass die weiteren Angaben in der Si-
cherheitserklarung nur bei Bewerberinnen und Bewerbern sowie Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Nachrichtendienste erforderlich sind. Damit wird deren spezifischer Gefahrdungs-
lage Rechnung getragen. Diese herausgehobene Gefahrdungslage erfordert eine beson-
ders belastbare sicherheitsmallige Beurteilung dieses speziellen Personenkreises. Zur sach-
gerechten Uberpriifung ist daher die Angabe zu den (auch nicht im Haushalt lebenden) Kin-
dern jeder Altersgruppe der betroffenen Person in Nummer 2 erforderlich. Dadurch ist nach
Abschluss der Sicherheitstiberpriifung ein umfassendes Bild dieses speziellen Personen-
kreises gewabhrleistet, das zur belastbaren Einschatzung eines Sicherheitsrisikos geeinigt ist.

Zu § 14 Absatz 5:

§ 14 Absatz 5 entspricht von seinem Regelungsgehalt her dem bisherigen § 7 Absatz 3
Satz 2 und 3.

Zu § 14 Absatz 6:

§ 14 Absatz 6 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 13 Absatz 6. Die Erganzung ,un-
ter Angabe der sicherheitsempfindlichen Tatigkeit" in Satz 3 ist erforderlich, da in der Praxis
haufig Ruckfragen zur Art der sicherheitsempfindlichen Tatigkeiten an die Ubermittelnde zu-
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standige Stelle gestellt werden mussten. Aus Grunden der Arbeitseffizienz und der Prozess-
okonomie ist diese Anderung daher erforderlich.

Zu § 15 (MaBnahmen bei den einzelnen Uberpriifungsarten):

§ 15 neue Fassung harmonisiert mogliche Malinahmen der mitwirkenden Behorde bei den
einzelnen Uberprifungsarten mit dem Regelkatalog des SUG Bund. Die Anpassungen die-
nen der Angleichung an den derzeit geltenden Uberprifungsstandard innerhalb der Sicher-
heitstberprifungen des Bundes und zahlreicher Lander.

Zu § 15 Absatz 1:

Die Standardmaflinahmen der einfachen Sicherheitstiberprifung geman § 10 werden um ei-
nige Datei- und Registeranfragen und anzufragende Behorden erweitert.

Zukunftig umfasst die einfache Sicherheitsiberprifung folgende Datei-und Register-
abfragen:

* Bundeszentralregister

+ Gewerbezentralregister

» Zentrales Staatsanwaltschaftliches Verfahrensregister (ZStV)

« Auslanderzentralregister (AZR)

Bezuglich der Abfrage des AZR bei auslandischen betroffenen Personen, die keine Freizl-
gigkeitsberechtigten Unionsburger sind, wurde der Verfassungsschutzbehorde ein Beurtei-
lungsspielraum im Einzelfall eingeraumt.

Zudem sind zukunftig nachfolgende Stellen von der Verfassungsschutzbehorde anzufragen:
« die Bundespolizei (BPol)
+ das Bundeskriminalamt (BKA)
+ das Landeskriminalamt
+ der Bundesnachrichtendienst (BND)
+ das Bundesamt fur den Militarischen Abschirmdienst (BAMAD)

Neu aufgenommen wurde die optionale Anfrage bei auslandischen Sicherheitsbehdrden
oder bei nach dortigem Recht fiir solche Anfragen zustandigen 6ffentlichen Stellen zur Uber-
prufung von Personen, die sich innerhalb der vergangenen funf Jahre ununterbrochen min-
destens sechs Monate im Ausland aufgehalten haben.

Bei der einfachen Sicherheitstiberprifung wird die mitbetroffene Person, wie Ehepartner, Le-
benspartner oder Lebensgefahrte, grundsétzlich nicht in die Uberpriifung einbezogen. Es er-
folgt lediglich eine Uberprifung der von der mitbetroffenen Person angegebenen Daten
durch die mitwirkende Behorde, ohne dass diese als mitbetroffene Person in die Sicherheits-
uberprufung einbezogen wird. Sollten sich jedoch aus diesen Daten sicherheitserhebliche
Erkenntnisse ergeben, die nur durch Mal3nahmen einer hoheren Sicherheitsuberprifungsart
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geklart werden konnen, kann eine erweiterte Sicherheitsuberprufung angeordnet werden.
Dies ist jedoch nur mit der Zustimmung der mitbetroffenen Person moglich. Ohne diese Zu-
stimmung ist eine erweiterte Sicherheitsuberprifung nicht durchflhrbar.

Unabhangig davon konnen bei der einfachen Sicherheitsuberprufung in Bezug auf den Part-
ner Mal3nahmen nach § 15 Absatz 5 durchgefuhrt werden.

§ 15 Absatz 2:

§ 15 Absatz 2 regelt das Verfahren bei Anfragen an auslandische Sicherheitsbehorden nach
§ 15 Absatz 1 Nr. 7. Ohne die Abklarung von langeren Auslandsaufenthalten durch Beteili-
gung dieser Stellen kdnnen Liicken in der Uberpriifung entstehen, die gegebenenfalls zur
Feststellung der Nicht-Uberpriifbarkeit der betroffenen Person fiihren. Unbeachtlich sind be-
zuglich der Dauer des Auslandsaufenthalts kurzfristige Unterbrechungen, etwa durch
Heimaturlaub. Die betroffene Person hat Auslandsaufenthalte bereits jetzt in der
Sicherheitserklarung anzugeben (§ 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5).

Zum Zweck der Anfrage durfen nur die in § 15 Absatz 2 aufgefuhrten Angaben Ubermittelt
werden. Es handelt sich dabei um die zur Identifizierung der Person erforderlichen Daten. Als
Anlass der Anfrage ist ,Sicherheitsuberprifung" anzugeben. Keinesfalls durfen etwaige be-
reits angefallene sicherheitserhebliche Erkenntnisse Ubermittelt werden. Satz 3 beinhaltet
Fallkonstellationen, in denen eine Abfrage der 6ffentlichen Stellen im Ausland unterbleibt. Ei-
ne Anfrage unterbleibt nach Nummer 1, wenn ihr auswartige Belange der Bundesrepublik
Deutschland entgegenstehen. Danach sind etwa keine Anfragen an Staaten zu richten, die
nicht nach demokratischen Mal3staben regiert werden oder die die Menschenrechte nicht
beachten. Nach Nummer 2 sind Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland zu
berucksichtigen und nach Nummer 3 Uberwiegende schutzwurdige Interessen der be-
troffenen oder der mitbetroffenen Person. Diese sind im Einzelfall mit dem besonderen 6f-
fentlichen Interesse der Anfrage abzuwagen. Die schutzwirdigen Interessen der betroffenen
oder der mitbetroffenen Person Uberwiegen etwa, wenn bekannt ist, dass der angefragte
Staat die Anfrage fur eigene Zwecke verwendet, oder wenn in dem angefragten Staat kein
angemessenes Datenschutzniveau gewahrleistet ist. Beispielsweise kdnnen die Grundper-
sonalien (§ 3 Absatz 1 Nummer 4 AZR-Gesetz) abgeglichen und die Angaben zu den Wohn-
sitzen im Inland auf Ubereinstimmung mit den Angaben des Auslénderzentralregisters zum
Zuzug (§ 3 Absatz 1 Nummer 6 AZR-Gesetz) gepruft werden. Die Kenntnis Uber die unter-
schiedlichen Schreibweisen der Namen (§ 3 Absatz 1 Nummer 5 AZR-Gesetz) der betroffe-
nen oder mitbetroffenen Person ist Voraussetzung fur die erfolgreiche Durchfihrung weiterer
MaRnahmen nach § 15 LSUG, da nicht von vornherein Klar ist, zu welcher Namensschreib-
weise Informationen zur betroffenen oder mitbetroffenen Person bei anderen Stellen vorlie-
gen. Deshalb mussen dort Informationen zu allen in Betracht kommenden Schreibweisen
abgefragt werden konnen.
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Zu § 15 Absatz 3:

§ 15 Absatz 3 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 14 Absatz 3. Der bisherige § 14
Absatz 3 Nr. 2 wird nicht weiter berucksichtigt, da die MalRnahme in den neuen § 15 Absatz 1
aufgenommen wurde.

Zu § 15 Absatz 4:

Ziel der Norm ist es, mittels Referenzpersonen Informationen Uber die persdnlichen Verhalt-
nisse der betroffenen Person (z. B. Familie, Freizeit, Beruf) zu erlangen. In diesem Zusam-
menhang (insbesondere Familie) kdnnen Referenzpersonen auch zur mitbetroffenen Person
befragt werden. Hier geht es aber immer um die betroffene Person. Es sollen und werden
nicht explizit Informationen zur mitbetroffenen Person erfragt.

Die Regelung ist dahin erweitert worden, dass fiir die Uberpriifung des Personenkreises
nach § 12 in der Regel zusatzlich zu Referenzpersonen mindestens eine weitere Auskunfts-
person befragt wird. Die Befragung von Referenz- und Auskunftspersonen erstreckt sich auf
die betroffene und die mitbetroffene Person. Die Befragung von Referenz- und Auskunftsper-
sonen ist ein geeignetes und notwendiges Mittel, um die Gefahrdungssituation umfassend
einschatzen zu kénnen. In der bisherigen Uberpriifungspraxis hat sich dabei haufig heraus-
gestellt, dass in der betroffenen Person selbst begriindete sicherheitserhebliche Erkenntnis-
se ausschlieflich durch diese Befragungen gewonnen werden konnten. Es ist daher davon
auszugehen, dass sicherheitserhebliche Erkenntnisse in ebenso vielen Fallen auch bei der
mitbetroffenen Person erst durch die Befragung von Referenzpersonen erkannt und in die
Bewertung einbezogen werden konnen.

Der neue Satz 2 schafft die gesetzliche Befugnis fur eine generelle Befragung von Bewerbe-
rinnen und Bewerbern sowie von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Nachrichtendienste.
Dies ist der besonderen Sicherheitsempfindlichkeit der Tatigkeit bei den Nachrichtendiensten
und der maglichen Auswirkungen der sicherheitserheblichen Erkenntnisse geschuldet.

Zu § 15 Absatz 5:

Die Regelung enthalt die Befugnis, Angaben in der Sicherheitserklarung zu Adressen eige-
ner Internetseiten und zu Mitgliedschaften in sozialen Netzwerken bei der Sicher-
heitstiberpriufung zu berucksichtigen, indem die offen zuganglichen Inhalte eingesehen wer-
den durfen und zwar zur betroffenen und mitbetroffenen Person. Vor dem Hintergrund, dass
soziale Netzwerke und Internetauftritte einen immer groReren Stellenwert einnehmen und als
Selbstdarstellungs- und Kommunikationsplattformen genutzt werden, ist die Moglichkeit der
Einbeziehung von Informationen aus dem 6&ffentlich sichtbaren Teil der Profilseiten in sozia-
len Netzwerken und aus den 6ffentlich sichtbaren eigenen Internetseiten in die Sicherheits-
Uberprufung zur Feststellung, ob ein Sicherheitsrisiko vorliegt, erforderlich. Die Internetre-
cherche zu offen zuganglichen Inhalten wird im Gleichlauf mit der Regelung des Bundes als
neue Uberpriifungsmalinahme eingefiihrt. Bei allen Arten der Sicherheitstiberpriifung ist es

der Verfassungsschutzbehdrde zukuinftig erlaubt, Einsicht in offen zugangliche Internetseiten
54



Schleswig-Holsteinischer Landtag — 20. Wahlperiode Drucksache 20/4718

zu der betroffenen Person zu nehmen, auch in den offentlich sichtbaren Teil sozialer Netz-
werke. Soziale Netzwerke sind Plattformen im Internet, die dazu bestimmt sind, dass Nutzer
Inhalte mit anderen Nutzern teilen oder einer dariiber hinausgehenden Offentlichkeit zugéng-
lich machen. Durch die Einsichtnahme kdnnen auch Erkenntnisse uber den Umgang mit
personlichen und sensiblen Daten gewonnen werden. Diese kdnnen vor allem bei der Ein-
schatzung der Personlichkeit und Zuverlassigkeit der betroffenen Person relevant sein. In
der Sicherheitserklarung sind daher die Adressen eigener Internetseiten und die Mitglieds-
chaften in sozialen Netzwerken mit Benutzernamen nach § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 18
anzugeben.

Zu § 15 Absatz 6:

§ 15 Absatz 6 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 14 Absatz 4. Die Vorschrift wur-
de in Satz 1 an die Regelung des Bundes sprachlich angepasst. Der neu eingeflgte Satz 2
soll sicherstellen, dass das Stasi-Unterlagen-Archiv bei der Auskunftserteilung im Rahmen
von Sicherheitsiiberpriifungen alle Archive beriicksichtigt. Wie lange eine Uberpriifung von
vor 1970 geborener Personen auf ihre Stasi-Vergangenheit noch erforderlich ist, wird fortlau-
fend bewertet und in Geheimschutzgremien erortert.

Zu § 15 Absatz 7:

§ 15 Absatz 7 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 14 Absatz 5. Die Vorschrift wur-
de jedoch in Satz 2 neben dem Erfordernis eines sicherheitserheblichen Sachverhalts um
die Alternative ,Prtfung der Identitat" erganzt. Die Erganzung ist als Folge der Aufhebung der
Befragung von Auskunftspersonen zur Identitatsprifung als Standardmalinahme erforder-
lich, weil im Einzelfall auch eine Befragung von geeigneten Auskunftspersonen oder anderen
geeigneten Stellen zur Feststellung der Identitdt mdglich sein muss. Dies gilt insbesondere
mit Blick darauf, dass § 15 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 die Prifung der Identitat der betroffe -
nen Person als Standardmalinahme im Rahmen einer erweiterten Sicherheitstiberpriifung
vorsieht.

Die Aufnahme der Verpflichtung in § 15 Absatz 7 Nummer 3, Unterlagen beizubringen, dient
der Uberpriifung der Angaben der betroffenen Person zu einer sicherheitserheblichen Er-
kenntnis. Die Pflicht zur Beibringung von Unterlagen ist das mildere Mittel gegentiber (um-
fangreichen) Ermittlungen der Verfassungsschutzbehdrde bei sonstigen Stellen. Bisher wur-
den Betroffene regelmallig im Rahmen der bestehenden Mitwirkungspflicht zur Beibringung
der Unterlagen aufgefordert. Die Aufnahme dient somit wesentlich der Rechtsklarheit und
der Konkretisierung der Mitwirkungspflicht. Die vorzulegenden Unterlagen bieten dartber
hinaus haufig ein zuverlassigeres Bild als die Ergebnisse von Befragungen. Zur Anforderung
von Akten offentlicher Stellen erfolgt eine Klarstellung. Davon umfasst sind unter anderem
Ermittlungs- und Strafakten sowie Akten von Finanzbehorden Uber Steuerstraftaten im Sinne
von § 369 Abgabenordnung (AO). Die Befugnis ist nicht auf vorgenannte Akten beschrankt,
weil zum Beispiel auch die Anforderung von Insolvenzakten zur Klarung der Frage einer
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Uberschuldung erforderlich sein kann. In der Praxis kann es im Einzelfall erforderlich sein,
bei den verschiedensten Stellen Akten anzufordern. Die Beiziehung von Akten ist zur Sach-
verhaltsaufklarung bereits vor der Befragung der betroffenen Person oder der mitbetroffenen
Person moglich.

Zu § 15 Absatz 8:

Der neu eingefligte Absatz 8 dient der Klarstellung, dass fur einen positiven Abschluss einer
Sicherheitstiberpriifung in der Regel mindestens ein Zeitraum von funf Jahren (bei Bewerbe-
rinnen und Bewerbern des Verfassungsschutzes 10 Jahre) Uberprifbar sein muss. Hiervon
unberlhrt bleibt die Berlicksichtigung von langer als flinf Jahre zurtickliegenden sicherheits-
erheblichen Erkenntnissen. Ebenfalls unberthrt bleiben internationale Vorschriften, die einen
abweichenden Zeitraum vorgeben (z.B. CM(2002)49 der NATO, Council Security Rules der
EU sehen flr den Geheimhaltungsgrad ,NATO SECRET" bzw. ,SECRET UE/EU SECRET"
einen Uberprifungszeitraum von zehn Jahren vor). Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die
Regelung des Bundes.

Zu § 16 (Abschluss der Sicherheitsiiberprufung):
Zu § 16 Absatz 1:

§ 16 Absatz 1 Satz 1 entspricht dem bisherigen § 15 Absatz 1 Satz 1. Satz 2 entspricht dem
bisherigen § 16 Absatz 1 Satz 2 mit der klarstellenden Erweiterung, dass auch das Nichtvor-
liegen eines Sicherheitsrisikos von der mitwirkenden Behorde an die zustandige Stelle mit-
geteilt wird. Die Mitteilung kann schriftlich oder elektronisch erfolgen.

Zu § 16 Absatz 2:

§ 16 Absatz 2 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 15 Absatz 1 Satz 2 und 4. Zu-
kinftig kann die Mitteilung schriftlich oder in einfacher elektronischer Form erfolgen. Den Be-
grifflichkeiten ,schriftlich oder elektronisch” kommt dabei eine sehr weite, umfassende Be-
deutung zu. Dem Erfordernis der schriftlichen Ubermittlung wird auch ohne eigenhandige
Unterzeichnung genugt. Auch die elektronische Mitteilung ist an keine weiteren Vorausset-
zungen geknupft, sondern erfasst jegliche Erscheinungsform elekironischer Arbeitsweise bei
Verwendung von Dokumenten. Damit wird der Verfassungsschutzbehorde die Moglichkeit
eroffnet, die Mitteilung mittels der einfachsten elektronischen Variante, z. B. durch E-Mail an
ein Funktionspostfach des/der Geheim- oder Sabotageschutzbeauftragten vorzunehmen.
Eine eigenhandige Unterschrift des Bearbeiters ist nicht notwendig, so dass die Einhaltung
einer strikten Schriftform nicht erforderlich ist. Bei der einfachen elektronischen Mitteilung ist
der Grad der Einstufung der Information zu beachten und Mal3nahmen nach den Vorschrif-
ten zum materiellen Geheimschutz zum Schutz der Information zu treffen.
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Zu § 16 Absatz 3:

§ 16 Absatz 3 wurde neu eingefugt. Nach § 15 trifft die Verfassungsschutzbehorde die fur die
Art der Sicherheitsuberprufung erforderlichen Mal3nahmen. Kann sie diese Mal3nahmen
nicht Uiber den gesamten Uberpriifungszeitraum (§ 15 Absatz 8) treffen, teilt sie der zustandi-
gen Stelle mit, dass eine vollstandige Aufklarung des nach § 15 Absatz 8 festgelegten Be-
wertungszeitraumes nicht maoglich ist und sie teilt mit, welche MalRhahmen sie durchgefuhrt
hat. Der zustandigen Stelle wird in diesen Fallen insoweit kiinftig nicht nur die Erkenntnislage
mitgeteilt, sondern auch die Zeitraume, fur die Maldnahmen nach § 15 nicht durchgefuhrt
werden konnten. Die zustandige Stelle wird hierdurch in die Lage versetzt, selbst darliber zu
befinden, ob ein Verfahrenshindernis im Sinne des § 16 dem Abschluss des Sicherheitstber-
prufungsverfahrens entgegensteht oder ob ihr eine Entscheidung nach § 16 Absatz 2 im Ein-
zelfall ausnahmsweise noch méglich ist. Die Anderungen erfolgen in Anlehnung an die Re-
gelung des Bundes.

Zu § 16 Absatz 4:

§ 16 Absatz 4 entspricht dem Regelungsinhalt des bisherigen § 15 Absatz 2 Satz 1. In der
Neufassung wird betont, dass sich die Beurteilung des Vorliegens eines Sicherheitsrisikos
bzw. von sicherheitserheblichen Erkenntnissen im Einzelfall mal3geblich nach dem mit der
jeweiligen Sicherheitsuberprufung verfolgten Ziel richtet. Eine Abweichung vom Votum der
mitwirkenden Behdrde ist zu begrinden und dieser unverzuglich mitzuteilen. Darin liegt auch
die Mdglichkeit der nochmaligen Erorterung und erneuten Austauschs.

Zu § 16 Absatz 5:

Wahrend der bisherige § 16 Absatz 2 Satz 2 noch eine Information der betroffenen Person
nur vorsah, wenn die zustandige Stelle die Betrauung mit der sicherheitsempfindlichen Tatig-
keit ablehnt, wird in § 16 Absatz 5 die generelle Unterrichtung der betroffenen Person Uber
das Ergebnis der Sicherheitstberprufung eingefuhrt. Absatz 5 soll das Verfahren der Sicher-
heitstiberpriufung transparenter machen. Die Mitteilung umfasst lediglich das Ergebnis der
Sicherheitsuberprufung, also die Feststellung, ob die betroffene Person mit einer sicherheits-
empfindlichen Tatigkeit betraut werden darf oder nicht. Satz 2, wonach die Unterrichtung flr
Bewerberinnen und Bewerber bei der Verfassungsschutzbehdrde unterbleibt, tragt dem Um-
stand Rechnung, dass auslandische Nachrichtendienste versuchen, durch gesteuerte Be-
werbungen den Erkenntnisstand der Nachrichtendienste des Bundes und der Lander sowie
deren Einstellungspraktiken auszuforschen. Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die Rege-
lung des Bundes.

Zu § 16 Absatz 6:

Absatz 6 stellt klar, dass eine Sicherheitsuberprufung nicht abgeschlossen werden kann,
wenn die betroffene Person oder die mitbetroffene Person nicht willig ist, an der Sicherheits-
Uberpriifung mitzuwirken oder aufgrund eines nicht ausreichenden Uberpriifungszeitraumes
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nicht Uberprufbar ist. Gleiches gilt beim Widerruf der Zustimmung der betroffenen Person
oder der mitbetroffenen Person zur Sicherheitsuberprufung.

Zu § 17 (Vorlaufige Betrauung mit einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit):

§ 17 entspricht dem Regelungsgehalt des bisherigen § 16 und wurde lediglich redaktionell
uberarbeitet.

Zu § 18 (Unterrichtung durch die personalverwaltende Stelle):

Eine Regelung zur Unterrichtung durch die personalverwaltende Stelle war bislang nicht im
LSUG vorgesehen. Somit wird mit der Einfligung des § 18 eine Regelungsliicke geschlos-
sen und eine Rechtsgrundlage flr den erforderlichen Informationsaustausch zwischen der
personalverwaltenden Stelle und der zustandigen Stelle im Sinne des LSUG geschaffen. Die
Anderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Die personalverwaltende Stelle ist fur die Auswahl der Personen verantwortlich, die eine si-
cherheitsempfindliche Tatigkeit ausuben sollen. Sie entscheidet jedoch nicht eigenstandig
uber die Sicherheitstiberprifung, sondern tbermittelt die relevanten Informationen an die zu-
standige Stelle, die dann Uber die Einleitung der Sicherheitstberprifung und die Zuweisung
der sicherheitsempfindlichen Tatigkeit entscheidet. Die personalverwaltende Stelle erhalt so-
mit Kenntnis Uber die Personen, die mit einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit betraut sind,
durch ihre Rolle im Auswahlprozess und die Zusammenarbeit mit der zustandigen Stelle.

§ 18 Satz 1 1. Halbsatz fuhrt eine Anzeigepflicht fir PersonalmalRnahmen ein. Dies dient der
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit. Die Unterrichtungspflicht ist notwendig, da nach Ab-
schluss der Sicherheitstberprifung viele sicherheitserhebliche Erkenntnisse zunachst nur
der personalverwaltenden Stelle bekannt werden. In diesen Fallen missen die zustandige
Stelle und die Verfassungsschutzbehorde zeitnah in die Lage versetzt werden, diese Er-
kenntnisse im Hinblick auf ein mogliches Sicherheitsrisiko bewerten zu kénnen. § 18 ist eine
Rechtsvorschrift im Sinne des § 85 Absatz 1 Landesbeamtengesetz Schleswig-Holstein, die
die Verarbeitung von Personalaktendaten im hierzu erforderlichen Umfang ausdrtcklich er-
laubt.

§ 18 Satz 1 2. Halbsatz enthalt die wesentlichen Anlasse, die eine Unterrichtungspflicht
auslosen. Soweit die personalverwaltenden Stellen Kenntnis zu dort aufgefiihrten Sach-
verhalten erlangen, haben sie diese unverziglich der oder dem Geheimschutzbeauftragten
mitzuteilen. Die Unterrichtungspflicht in Fallen der Nummer 4 umfasst eingeleitete und abge-
schlossene Straf- und Disziplinarverfahren. Bei Tarifbeschaftigten umfasst sie alle Sachver-
halte, die bei Beamten die Einleitung von Disziplinarverfahren zur Folge hatten. Aufgenom-
men wurden zudem Nebentatigkeiten, da sich in der Praxis gezeigt hat, dass Nebentatigkei-
ten inhaltsgleiche Uberschneidungen mit der hauptberuflichen Tatigkeit haben kénnen und
zu besorgen ist, dass es zum Abfluss von schitzenswertem Knowhow bzw. Eigenmethodik
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kommen kann oder dass es zu einer Vermischung von dienstlichem und nebenberuflichem
Wissen kommt, wodurch der Abfluss von zu schutzenden Informationen leichter wird.

Zu § 19 (Sicherheitserhebliche Erkenntnisse nach Abschluss der Sicherheitsuiber-
prifung):

§ 19 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 17. Die Absatze 1 und 2 wurden lediglich
sprachlich Uberarbeitet und an die neuen Begrifflichkeiten angepasst.

Zu § 19 Absatz 3:

Nach Absatz 3 hat die zustandige Stelle die Mdoglichkeit, die weitere Betrauung einer betrof-
fenen Person mit einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit unmittelbar zu untersagen. Dies ist
dann der Fall, wenn sicherheitserhebliche Erkenntnisse anfallen, die so gravierend sind,
dass sie keinen Aufschub der Untersagung zulassen. Dann haben der Schutz von Ver-
schlusssachen bzw. der Sabotageschutz Vorrang vor dem Interesse der betroffenen Person
an der Fortfuhrung ihrer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit. Die Untersagung ist bereits vor
Anhorung der betroffenen Person moglich und damit noch vor der formlichen Feststellung ei-
nes Sicherheitsrisikos. Satz 2 stellt jedoch klar, dass vor endguiltiger Entscheidung Uber ein
Sicherheitsrisiko eine Anhérung nach § 6a Absatz 1 und 2 der betroffenen oder mitbetroffe-
nen Person stattfinden muss. Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bun-
des.

Zu § 20 (Aktualisierung der Sicherheitserklarung, Wiederholungsitiberpriifung):

Die Neufassung des § 20 erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes in § 17 SUG
Bund, wodurch ein gleichwertiges Sicherheitsniveau erreicht wird.

Zu § 20 Absatz 1:

Satz 1 entspricht zunachst dem bisherigen Satz 1. Nach Absatz 1 hat eine betroffene Per-
son, die eine sicherheitsempfindliche Tatigkeit ausubt, ihre Sicherheitserklarung nach funf
Jahren zu Uberprufen. Neu ist in Satz 2 geregelt, dass dortige Angaben gegebenenfalls zu
andern beziehungsweise zu erganzen und dass die aktualisierten Angaben von der zu-
standigen Stelle auf Vollstandigkeit und Richtigkeit zu Uberprufen sind. Dazu kann sie - wie
bei der Erstlberprufung - die Personalakte der betroffenen Person einsehen. Die zustandige
Stelle beauftragt die Verfassungsschutzbehorde in einem zweiten Schritt, die MalRhahmen
nach § 14 Absatz 5 erneut durchzufuhren, die aufgrund der aktualisierten Angaben erforder-
lich sind. Die Malinahmen konnen sich sowohl auf die betroffene als auch auf die mitbetrof-
fene Person beziehen. Die Verfassungsschutzbehdrde bewertet die durch die Malinahmen
gewonnen Erkenntnisse und teilt das Ergebnis der zustandigen Stelle mit. Mit diesen Mal3-
nahmen wird sichergestellt, dass nach funf Jahren eine betroffene Person in dem Mal3e er-
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neut Uberpruft wird, wie es fur die Aufrechterhaltung eines hohen Sicherheitsniveaus notwen-
dig ist. Mit dieser Regelung soll der Fall vermieden werden, dass sicherheitserhebliche
Erkenntnisse, die auch erst nach Abschluss der Erstliberprufung auftreten kdnnen, nicht er-
kannt werden.

Zu § 20 Absatz 2:

Nach Absatz 2 Satz 1 ist zukunftig eine Wiederholungsuberprifung bei allen Arten der Si-
cherheitstuberprufung in der Regel alle zehn Jahre durchzuflhren. Zeitliche Abweichungen
von dieser Frist sind kinftig in Ausnahmefallen moglich. Beispielsweise wenn ein Ausschei-
den aus sicherheitsempfindlicher Tatigkeit unmittelbar bevorsteht, steht der Aufwand einer
WiederholungsUberprufung und der damit verbundene Eingriff in die Rechte der betroffenen
Person nicht im Verhaltnis zum erzielten Sicherheitsgewinn. Dies gilt insbesondere, wenn
das Ergebnis der Sicherheitstiberprifung nicht vor dem Ausscheiden aus sicherheits-
empfindlicher Tatigkeit erwartet werden kann. Eine Wiederholungsuberprifung kann jedoch
auch bereits vor Ablauf der Zehn-Jahres-Frist eingeleitet werden. Dies gilt insbesondere
dann, wenn sicherheitserhebliche Erkenntnisse zur betroffenen oder mitbetroffenen Person
eine solche Wiederholungsiberprifung notwendig machen. Bei einer Wiederholungsuber-
prufung kénnen alle Malnahmen durchgefiuhrt werden, die auch bei einer Erstliberpriifung
durchzufiihren wéren, wenn es der Uberpriifungszweck erfordert und der erzielte Sicher-
heitsgewinn im Verhaltnis zum Aufwand und zum Eingriff in die Rechte der betroffenen und
der mitbetroffenen Person steht. Auch fur die Wiederholungsuberprifung ist die Einwilligung
der betroffenen und mitbetroffenen Person erforderlich. Die Weigerung bei einer not-
wendigen Aktualisierung oder Wiederholungsuberprufung mitzuwirken, hat die Beendigung
der sicherheitsempfindlichen Tétigkeit zur Folge. Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die
Regelung des Bundes.

Teil 4

Akten uber die Sicherheitsuiberpriifung und Datenverarbeitung

Zu § 21 (Sicherheitsakte und Sicherheitsiiberpriifungsakte):

Zu § 21 Absatz 2:

Satz 1 wurde redaktionell angepasst. In Satz 2 wurden die Kriterien des Bundes (Nummern
1 bis 6) redaktionell Ubernommen. So wurde Nummer 4 um den Zusatz ,Beginn oder Ende
einer auf Dauer angelegten Gemeinschaft" erganzt. Hierdurch kommt zum Ausdruck, dass
gerade der Beginn und das Ende einer auf Dauer angelegten Gemeinschaft fur die sicher-
heitsmalige Beurteilung erheblich sind. und in der Sicherheitsakte erfasst wird. Der Begriff
,Familienstand", wie er bislang in Nummer 3 vorgesehen war, umfasste die auf Dauer ange-

legte Gemeinschaft nicht. Das Bestehen der auf Dauer angelegten Gemeinschaft muss zur
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Bewertung des Vorliegens eines Sicherheitsrisikos durch die zustandige Stelle nicht laufend
abgefragt werden, vielmehr genugt es, wenn diese Information im Rahmen der Aktualisie-
rung/Wiederholungsprifung nach § 20 Absatz 1 und 2 erhoben und dann in die Akte
aufgenommen wird.

Die Erganzung in der Nummer 5 ist eine notwendige Folge zum neu eingefihrten Er-
fordernis der Angabe abgeschlossener Insolvenzverfahren in § 14 Absatz 1 Nummer 13
(vergleiche Begrindung zu § 14 Absatz 1 Nummer 13).

Bei der neuen Nummer 6 handelt es sich um eine durch den neu eingeflugten § 8 Absatz 7
bedingte Folgeanderung. Die Erganzung folgt der Erkenntnis, dass bestimmte Kriterien, die
sicherheitsrelevant sein konnen, auch Teil der Sicherheitsakte bei der zustandigen Stelle sein
sollen. Die erganzenden Nummern 7 und 8 folgen der Erkenntnis, dass bestimmte Kriterien,
die sicherheitsrelevant sein kdnnen, auch Teil der Sicherheitsakte bei der zustandigen Stelle
sein sollen wie Nebentatigkeiten (Nummer 7) und Anhaltspunkte fur Suchterkrankung, insbe-
sondere Alkohol-, Drogen-, Tablettenmissbrauch, Spielsucht (Nummer 8). Satz 2 entspricht §
19 Absatz 2 Satz 2 a.F..

Zu § 21 Absatz 3:

Die Vorschrift wurde sprachlich und systematisch Uberarbeitet. Die Verfassungs-
schutzbehorde bendtigt fur die Bewertung eines Sachverhaltes die Informationen, die auch
der zustandigen Stelle gemal Absatz 2 vorliegen. Die Sicherheitsiberprifungsakte ist nach
Absatz 5 keine Personalakte. Auch sie ist gesondert zu fuhren und darf weder der personal-
verwaltenden Stelle noch der betroffenen Person zuganglich gemacht werden.

Zu § 21 Absatz 6:

Die neu eingefuihrte Regelung setzt die Notwendigkeit zur Digitalisierung der Verwaltung um.
Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 21 Absatz 7:

Die neu eingefihrte Regelung regelt Protokollierungspflichten. So sind spezielle Protokolli-
erungsregelungen fur die Sicherheitstberprifungsakte aufgrund ihres sensiblen Inhalts ent-
halten. Die Protokolldaten darfen nur fur die in Satz 2 genannten Zwecke genutzt werden.
Die Anderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 22 (Aufbewahrung und Vernichtung der Unterlagen):
Zu § 22 Absatz 1:

Absatz 1 entspricht § 20 Absatz 1a.F.
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Zu § 22 Absatz 2:

Absatz 2 wurde redaktionell und sprachlich Uberarbeitet und an die Regelung des Bundes
angelehnt.

Satz 1 legt wieder den Zeitraum fest, innerhalb dessen die Unterlagen Uber die Sicherheits-
uberprufung bei der zustandigen Stelle nach Bekanntwerden der Nichtbetrauung zu vernich-
ten sind, wenn die betroffene Person nie mit einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit betraut
wurde. Die Unterlagen sind in diesem Fall spatestens ein Jahr nach Bekanntwerden der
Nichtbetrauung mit einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit zu vernichten; eine friihere Ver-
nichtung ist gestattet. Da die personalverwaltende Stelle nach § 18 die Pflicht hat, die
Nichtaufnahme einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit der zustandigen Stelle mitzuteilen,
ist sichergestellt, dass diese Tatsache bekannt wird. Satz 2 legt die Frist fest, innerhalb derer
die Unterlagen Uber die Sicherheitstberprifung bei der zustandigen Stelle zu vernichten
sind, wenn die betroffene Person mit einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit betraut wurde
und anschlielend aus dieser Tatigkeit ausscheidet. Die Unterlagen Uber die Sicherheits-
Uberprufung sind in diesem Fall funf Jahre nach dem Ausscheiden aus der sicherheitsemp-
findlichen Tatigkeit zu vernichten.

Satz 3 regelt die Falle, in denen abweichend von Satz 1 und 2 eine langere Aufbewahrung
der Unterlagen moglich ist. Nach Nummer 1 unterbleibt die Vernichtung, wie bereits bisher,
bei Einwilligung der betroffenen Person. Die betroffene Person wird insbesondere zur lange-
ren Aufbewahrung der Sicherheitsakte befragt, wenn sie zum Zeitpunkt der Befragung noch
in der die Sicherheitsakte fuhrenden Dienststelle tatig ist. Nach Nummer 2 unterbleibt die
Vernichtung bei einem anhangigen Verwaltungsstreit- oder Gerichtsverfahren, wenn es bei
dem Verfahren auch auf den Inhalt dieser Unterlagen ankommt. Weiter ist von der Vernich-
tung nach Nummer 3 abzusehen, wenn die betroffene Person in absehbarer Zeit mit einer si-
cherheitsempfindlichen Tatigkeit betraut werden soll. So wird die betroffene Person vor einer
zeitnahen erneuten Erhebung ihrer personenbezogenen Daten und der Durchflihrung der
Maldnahmen nach § 15 geschutzt. Zuletzt unterbleibt nach Nummer 4 die Vernichtung, wenn
durch sie schutzwurdige Interessen der betroffenen Person beeintrachtigt wirden. Dann ist
die Verarbeitung dieser Daten nach dem neuen Satz 4 einzuschranken. Satz 5 sieht wie der
Bund das Einwilligungserfordernis der betroffenen Person bei weiterer Verarbeitung (Spei-
cherung, Nutzung, Anderung, Ubermittlung oder Léschung) vor. Die Anderung erfolgt in An-
lehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 22 Absatz 3:

Absatz 3 entspricht § 20 Absatz 3 a.F.

Zu § 22 Absatz 4:

Absatz 4 ist klarstellend aufgenommen worden. Die Regelung erfolgt in Anlehnung an die
Regelung des Bundes.
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Zu § 23 (Verarbeitung personenbezogener Daten in Dateien):

Zu § 23 Absatz 1 und 2:

Die Regelungen entsprechen dem bisherigen § 21 Absatz 1 und 2 und wurden lediglich re-
daktionell angepasst.
Zu § 24 (Ubermittlung und Zweckbindung):

§ 24 baut in der neuen Fassung inhaltlich auf dem bisherigen § 22 auf. Die Vorschrift wurde
sprachlich Uberarbeitet und wie nachfolgend dargestellt erganzt.

Zu § 24 Absatz 1:

Die neue Nummer 2 dient als Klarstellung wegen des bisher in der Praxis bereits be-
stehenden Bedarfs, sicherheitserhebliche Erkenntnisse aus der Sicherheitsliberpriifung
auch flr Zuverlassigkeitsuberprifungen nach dem Luftsicherheitsgesetz, dem Atomgesetz
oder anderen gesetzlich geregelten Uberpriifungssystemen zur Feststellung der Zuverlas-
sigkeit (zum Beispiel im Sprengstoffgesetz oder in Hafensicherheitsgesetzen) zur Verfligung
zu stellen, sofern eine Anfragebefugnis an die Verfassungsschutzbehérden des Bundes und
der Lander gesetzlich vorgesehen ist oder vorausgesetzt wird (Mitwirkungsverfahren). Die
Ubermittlung und Nutzung beschrénkt sich nach Satz 2 auf die fur die Identifizierung erfor-
derlichen biografischen Daten sowie auf sicherheitserhebliche Erkenntnisse, die fir die Be-
wertung der Zuverlassigkeit fur die vorgesehene Verwendung erforderlich sind. Die Ande-
rung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zudem erfolgt in der Nummer 3 eine Erganzung um den Zweck der Verhinderung von Straf-
taten mit erheblicher Bedeutung. Bisher war die Verarbeitung und Nutzung der im Rahmen
der Sicherheitsliberprifung gespeicherten personenbezogenen Daten nur zur Verfolgung
der in § 100a StPO genannten Straftaten von erheblicher Bedeutung zulassig. Zukunftig sol-
len diese Daten auch zur Verhinderung von Straftaten nutzbar gemacht werden kdnnen.

Der Katalog des Absatzes 1 wurde in Satz 1 mit der neuen Nummer 4 erganzt um den
Zweck der Abwehr erheblicher Gefahren fir die 6ffentliche Sicherheit. Es ware nicht hin-
nehmbar, wenn durch eine Befragung im Rahmen der Sicherheitstiberpriifung Hinweise zu
Gefahren fur die 6ffentliche Sicherheit gewonnen wirden und diese aufgrund der Zweckbin-
dung nicht Ubermittelt werden durften, ebenso gilt dies flr bedeutsame Verfahren wie parla-
mentarische Untersuchungsausschusse, die in Nummer 5 aufgenommen wurden.

Zu § 24 Absatz 2, 3 und 4:

Absatz 2, 3 und 4 entsprechen dem bisherigen § 22 Absatz 2, 3 und 4 oder wurden redaktio-
nell Uberarbeitet und an die Regelungen des Bundes angelehnt.
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Zu § 25 (Berichtigen, Loschen und Sperren personenbezogener Daten):

§ 25 entspricht dem bisherigen § 23.

Zu § 26 (Auskunft Uiber gespeicherte personenbezogene Daten, Akteneinsicht):
Die Vorschrift wurde sprachlich und systematisch Uberarbeitet.

Zu § 26 Absatz 2:

Der neue Satz 2 ist erforderlich, um sicherzustellen, dass das Recht der anfragenden Person
auf informationelle Selbstbestimmung nur in den in Absatz 3 genannten Fallen hinter den Si-
cherheitsinteressen und maoglichen operativen Belangen der Verfassungsschutzbehorde zu-
rucksteht. Soweit nicht die Ausschlussgrinde nach Absatz 3 vorliegen, muss die Verfas-
sungsschutzbehorde der Auskunftserteilung zustimmen, aus anderen Grinden kann die
Verfassungsschutzbehdrde die Zustimmung nicht verweigem. Die Anderung erfolgt in Anleh-
nung an die Regelung des Bundes.

Zu § 26 Absatz 4:

Die Regelung des bisherigen § 24 Absatz 4 Satz 4 wurde in Anlehnung an die Regelung des
Bundes geandert. Satz 2 wurde aus Klarstellungsgrinden aufgenommen und macht deut-
lich, dass die Mitteilung der oder des Landesbeauftragten fur Datenschutz an die anfragende
Person keine Ruckschlisse auf den Erkenntnisstand der speichernden Stelle zulassen darf,
sofern diese nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt.

Zu § 26 Absatz 5:

Absatz 5 regelt das Akteneinsichtsrecht.

Zu § 26 Absatz 6:

Die Vorschrift ist neu und nimmt explizit entsprechend der bisherigen Praxis der Belehrungen
das Recht von Personen auf, die bei der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach
diesem Gesetz durch 6ffentliche oder nicht 6ffentliche Stellen meinen, in ihren Rechten ver-
letzt worden zu sein, sich an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fuir Daten-
schutz zu wenden. Satz 2 wurde aus Klarstellungsgruinden aufgenommen und macht deut-
lich, dass die Mitteilung der oder des Landesbeauftragten fur Datenschutz an die anfragende
Person keine Ruckschlisse auf den Erkenntnisstand der speichernden Stelle zulassen darf,
sofern diese nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt
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Teil 5

Sonderregelungen fiir den personellen Geheim- und Sabotageschutz bei nicht 6ffent-
lichen Stellen

Zu § 27 (Anwendungsbereich):

§ 27 entspricht dem bisherigen § 25.

Zu § 28 (Zustandigkeiten):

§ 28 entspricht dem bisherigen § 26.

Zu § 29 (Sicherheitserklarung):

Die Regelung entspricht dem bisherigen § 27.

Zu § 30 (Abschluss der Sicherheitsiiberprufung):

Die Regelung entspricht dem bisherigen § 28.

Zu § 31 (Ubermittlung von Informationen):

Die Regelung entspricht dem bisherigen § 27.

Zu § 32 (Aktualisierung der Sicherheitserklarung):
Die Regelung entspricht weitgehend dem bisherigen § 30.

Zu § 32 Absatz 2:

Absatz 2 Satz 2 stellt klar, dass Malinahmen nach § 15 Absatz 1 im erforderlichen Umfang
durchgefiihrt werden und zwar so, wie es der Uberpriifungszweck erfordert und es der er-
zielbare Sicherheitsgewinn erwarten lasst.

Zu § 33 (Sicherheitsakte der nicht 6ffentlichen Stelle):

§ 33 entspricht dem bisherigen § 31 mit der Erganzung, dass die Sicherheitsakte der nicht
offentlichen Stelle dem Datenschutzbeauftragten nicht zuganglich gemacht wird.
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Zu § 34 (Datenverarbeitung in Dateisystemen):

§ 34 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 32. Satz 1 stellt klar, dass nicht &ffentliche
Stellen die nach diesem Gesetz zur Erflllung ihrer Aufgaben erforderlichen personenbezo-
genen Daten der betroffenen Person in automatisierten Dateien verarbeiten durfen.

Teil 6

Reisebeschrankungen und Schlussvorschriften

Zu § 35 (Reisebeschrankungen):

§ 35 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 33. Die Liste der Staaten mit besonderen
Sicherheitsrisiken wird auf der Internetseite des Bundesinnenministeriums zur Verfugung ge-
stellt. Damit ist sicher gestellt, dass zeitnah auf Veranderungen reagiert werden kann. In Ab-
satz 2 erfolgt eine redaktionelle Klarstellung durch Ersetzung des Wortes ,fremde" durch
,auslandische". In Absatz 3 redaktionelle Folgeanderung wegen der Anderung in Absatz 2.
Ein Verstold gegen die Anzeigepflicht (Absatz 1) oder Untersagung (Absatz 2) bei Reisebe-
schrankungen kann erhebliche Konsequenzen nach sich ziehen. Insbesondere wird ein sol-
cher Verstol3 regelmafig negativ auf die Beurteilung der Zuverlassigkeit der betroffenen Per-
son wirken. Dies ist relevant im Rahmen der sicherheitsempfindlichen Tatigkeit, da die Zu-
verlassigkeit eine zentrale Voraussetzung flr die Auslibung solcher Tatigkeiten ist. Es kann
ggf. sogar ein Entzug der Ermachtigung zum Umgang mit Verschlusssachen zur Folge ha-
ben. Die Anderungen erfolgen in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 36 (Strafvorschriften):

VerstdRe gegen die Datenschutzbestimmungen des LSUG werden kiinftig strafrechtlich ge-
ahndet. Die Vorschrift dient als lex specialis zu § 19 LDSG.

Zu § 36 Absatz 1 und 2:

Diese Regelung ist aufgenommen worden, weil sie auch personenbezogene Daten in Akten
nicht offentlicher Stellen, die nach dem Flnften Abschnitt in die Sicherheitstiberprifung ein-
bezogen werden, in den Strafrechtsschutz einbezieht. Dadurch wird ein einheitlicher Straf-
rechtsschutz geschaffen. Damit sind nicht nur in Dateien gespeicherte Daten geschuitzt, son-
dern auch die in der Sicherheitsakte festgehaltenen Erkenntnisse. Es gibt keinen sachlichen
Grund dafiir, den in gleicher Weise wie Angehdrige des offentlichen Dienstes betroffenen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von nicht offentlichen Stellen einen geringeren Schutz zu
gewahren. Auch den nicht 6ffentlichen Stellen kénnen zu dem mit der Uberprifung verfolg-
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ten Zweck sehr sensible sicherheitserhebliche Erkenntnisse tibermittelt werden. Diese Er-
kenntnisse bedurfen ebenso eines besonderen - auch strafrechtlichen — Schutzes.

Zu § 36 Absatz 3:

Durch die Erméachtigungsvoraussetzung koénnen nicht strafwirdige Falle ausgeschieden
werden. Die Ermachtigung ist an keine Form und Frist gebunden (anders als der Antrag) und
kann bis zum Eintritt der Verjahrung erklart werden.

Zu § 36 Absatz 4:

Absatz 4 regelt die Versuchsstrafbarkeit.

Zu § 37 (Allgemeine Verwaltungsvorschriften):

§ 37 enthalt eine Rechtsgrundlage fir den Erlass allgemeiner Verwaltungsvorschriften zur
Ausfiihrung des LSUG mit klarer Zuweisung der Zustandigkeit. Damit wird eine Regelungs-
licke geschlossen.

Zu § 38 (Ubergangsregelung):

Die Ubergangsregelung ist aufgrund der Ausweitung der Vorschrift von § 20 auf alle Uber-
prufungsarten in Verbindung mit den Anpassungen der Maflinahmen nach § 15 erforderlich.

Eine Vielzahl von nach §§ 10 oder 11 Uberpriften Personen Uben bereits zehn Jahre und
langer sicherheitsempfindliche Tatigkeiten aus. Fur sie alle mussten nach dem Wortlaut von
§ 20 nach Inkrafttreten des LSUG ,in einem Rutsch" Wiederholungsiiberpriifungen auf
Grundlage des angepassten MalRhahmenkatalogs nach § 15 erfolgen. Im Ergebnis wirde
die gro’e Menge der Wiederholungsuberprifungen die Arbeitskapazitat der nicht offentli-
chen Stellen, der zustandigen Stellen und der Verfassungsschutzbehérde deutlich Uberstei-
gen. Die Ubergangsregelung sieht hier einen Ansatz vor, der Aspekte des personellen Ge-
heimschutzes angemessen berticksichtigt und gleichzeitig von nicht 6ffentlichen Stellen, den
zustandigen Stellen und der Verfassungsschutzbehdrde umsetzbar ist.

Nach der Ubergangsregelung findet § 20 Absatz 2 nur auf die bestehenden Sicherheitstiber-
prufungen Anwendung, bei denen das Datum der Erteilung der Ermachtigung nicht langer
als 10 Jahre vor Inkrafttreten dieses Gesetzes liegt. Das Datum der Wiederholungstberpru-
fung gilt dann als Grundlage der nachsten Aktualisierung nach § 20 Absatz 1. Beispiel: In-
krafttreten 2027, Wiederholung aller Sicherheitsiberprifungen aus 2017, nachstes Datum
der Aktualisierung ist dann 2032.
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Zu § 39 (Inkrafttreten, AuBerkrafttreten):

Die Vorschrift regelt das AuRerkrafttreten des Landessicherheitsiberprifungsgesetzes vom
10. Dezember 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 651, ber. 2004 290), Ressortbezeichnungen zuletzt
ersetzt durch Artikel 64 der Verordnung vom 27. Oktober 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 514,
528). Zugleich tritt das novellierte Gesetz am Tage nach seiner Verktindung in Kraft.

Marion Schiefer Jan Kurschner
und Fraktion und Fraktion
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Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§ 1 

Anwendungsbereich und Zweck des Gesetzes

(1) Dieses Gesetz regelt die Voraussetzungen und das Verfahren zur Überprüfung einer Person, die von der zuständigen Stelle mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut werden soll (Sicherheitsüberprüfung) oder bereits betraut worden ist (Wiederholungsüberprüfung), sowie den Schutz von Verschlusssachen.

(2) Zweck der Sicherheitsüberprüfung und der Wiederholungsüberprüfung ist es,

1. im öffentlichen Interesse geheimhaltungsbedürftige Angelegenheiten dadurch zu schützen, dass der Zugang von Personen verhindert wird, bei denen ein Sicherheitsrisiko nicht ausgeschlossen werden kann (personeller Geheimschutz) sowie

2. die Beschäftigung von Personen an sicherheitsempfindlichen Stellen von lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen zu verhindern, bei denen ein Sicherheitsrisiko nicht ausgeschlossen werden kann (vorbeugender personeller Sabotageschutz).

(3) Für nicht öffentliche Stellen gilt dieses Gesetz nach Maßgabe des Abschnitts 5.

§ 2 

Sicherheitsempfindliche Tätigkeiten

(1) Eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit übt aus, wer

1. Zugang zu Verschlusssachen hat oder ihn sich verschaffen kann, die STRENG GEHEIM, GEHEIM oder VS-VERTRAULICH eingestuft sind,

2. Zugang zu entsprechenden Verschlusssachen ausländischer Stellen sowie über- und zwischenstaatlicher Stellen hat oder ihn sich verschaffen kann, wenn eine Verpflichtung besteht, nur sicherheitsüberprüfte Personen hierzu zuzulassen,

3. in dem Teil einer Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle im Lande tätig ist, der aufgrund des Umfanges und der Bedeu­tung dort anfallender Verschlusssachen von der jeweils zuständigen obersten Landesbehörde oder obersten Aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Ministerium zum Sicherheitsbereich erklärt worden ist,

4. an einer sicherheitsempfindlichen Stelle einer lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtung beschäftigt ist oder werden soll oder

5. nach anderen Vorschriften einer Sicherheitsüberprüfung im Sinne dieses Gesetzes unterliegt.

(2) Lebenswichtig sind solche Einrichtungen,

1. deren Beeinträchtigung auf Grund der ihnen anhaftenden betrieblichen Eigengefahr die Gesundheit oder das Leben großer Teile der Bevölkerung erheblich gefährden kann oder

2. die für das Funktionieren des Gemeinwesens unverzichtbar sind und deren Beeinträchtigung erhebliche Unruhe in großen Teilen der Bevölkerung und somit Gefahren für die öffentliche Sicher­heit oder Ordnung entstehen lassen würde.

(3) Verteidigungswichtig sind Einrichtungen, die der Herstellung oder Erhaltung der Verteidigungsbereitschaft dienen und de­ren Beeinträchtigung auf Grund

1. fehlender kurzfristiger Ersetzbarkeit die Funktionsfähigkeit, insbesondere die Ausrüstung, Führung und Unterstützung der Bundeswehr und verbündeter Streitkräfte sowie der zivilen Verteidigung, oder

2. der ihnen anhaftenden betrieblichen Eigengefahr die Gesundheit oder das Leben großer Teile der Bevölkerung

erheblich gefährden kann.

(4) Sicherheitsempfindliche Stelle ist die kleinste selbständig handelnde Organisationseinheit innerhalb einer lebens- oder ver­teidigungswichtigen Einrichtung, die vor unberechtigtem Zugang geschützt ist und von der im Falle der Beeinträchtigung eine erhebliche Gefahr für die in den Absätzen 2 und 3 genannten Schutzgüter ausgeht.

(5) Die lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen werden durch Rechtsverordnung durch die jeweils zuständige oberste Landesbehörde im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Ministerium als solche bestimmt.

(6) Die für die lebens- oder verteidigungswichtige Einrichtung jeweils zuständige oberste Landesbehörde bestimmt durch Verordnung im Einver­nehmen mit dem für Inneres zuständigen Ministerium gemäß § 4 Absatz 4 die sicherheitsempfindlichen Stellen innerhalb der lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen.





§ 3 

Betroffener Personenkreis

(1) Eine Person, die mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut werden soll (betroffene Person), ist vorher einer Si­cherheitsüberprüfung zu unterziehen. Eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit darf nur an Personen übertragen werden, die das 16. Lebensjahr vollendet haben.

(2) Die Sicherheitsüberprüfung kann unterbleiben, wenn eine Person sich nur kurzzeitig in einem Sicherheitsbereich oder in einer sicherheitsempfindlichen Stelle aufhalten soll und durch eine überprüfte Person ständig begleitet wird. Auf eine Sicher­heitsüberprüfung nach diesem Gesetz kann in allen anderen Fällen nur verzichtet werden, wenn für die betroffene Person vor fünf Jahren oder weniger eine gleich- oder höherwertige Sicherheitsüberprüfung ohne Feststel­lung eines Sicherheitsrisikos durchgeführt worden ist. Die Entscheidung nach Satz 2 trifft im öffentlichen Bereich die nach § 4 Absatz 1 zuständige Stelle und im nicht öffentlichen Bereich die nach § 28 Absatz 2 zuständige Stelle. Die nach Satz 3 zuständige Stelle bestimmt die zum Schutz der Verschlusssachen oder der sicherheitsempfindlichen Stelle erforderlichen Maßnahmen. Die Entscheidungen sind aktenkundig zu machen und sind Teil der Sicherheitsakte.

(3) Soweit dieses Gesetz dies vorsieht, sind in die Sicherheitsüberprüfung einzubeziehen (mitbetroffene Person):

1. die Ehegattin oder der Ehegatte der betroffenen Person,

2. die Lebenspartnerin oder der Lebenspartner der betroffenen Person oder

3. die volljährige Partnerin oder der volljährige Partner, mit der oder dem die betroffene Person in einer auf Dauer angelegten Gemeinschaft lebt (Lebensgefährtin oder Lebensgefährte).

Über Ausnahmen entscheidet die zuständige Stelle. Die Entschei­dung ist aktenkundig zu machen. Begründet die betroffene Person einen Personenstand im Sinne von Satz 1 während der laufenden Sicherheitsüberprüfung oder in Ausübung der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit, hat sie die zuständige Stelle unver­züglich zu unterrichten. 

(4) Eine Sicherheitsüberprüfung nach diesem Gesetz ist nicht durchzuführen

1. für die Mitglieder des Landtags und der Landesregierung,

2. für Richterinnen und Richter, soweit sie Aufgaben der Rechtsprechung wahrnehmen,

3. für ausländische Staatsangehörige, die in der Bundesrepublik Deutschland im Interesse zwischenstaatlicher Einrichtungen und Stellen eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 ausüben sollen, sowie

4. in den sonstigen gesetzlich geregelten Fällen.

§ 4 

Zuständigkeit

(1) Die Behörde oder sonstige öffentliche Stelle, die eine Person mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betrauen will (zuständige Stelle), ist dafür verantwortlich, dass die betroffene Person vorher sicherheitsüberprüft wird. Bei nachgeordneten Behörden oder sonstigen öffentlichen Stellen kann die jeweilige oberste Landesbehörde oder die jeweilige oberste Aufsichtsbehörde die Aufgaben der zuständigen Stelle selbst übernehmen oder diese Aufgaben einer Landesoberbehörde für deren nachgeordneten Bereich übertragen. Die Aufgaben der zuständigen Stelle sind in einer von der Personalverwaltung personell und organisatorisch getrennten Stelle wahrzunehmen.

(2) Die politischen Parteien nach Artikel 21 des Grundgesetzes sowie deren Stiftungen sind zuständige Stelle im Sinne des Absatzes 1 Satz 1.

(3) Mitwirkende Behörde bei der Sicherheitsüberprüfung ist nach § 16 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Landesverfassungsschutzgesetzes vom [bitte eintragen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle] die Verfassungsschutzbehörde.

(4) Die Verfassungsschutzbehörde ist zugleich zuständige Stelle und mitwirkende Behörde

1. für Personen, die sich im Verfassungsschutz um eine Einstellung bewerben,

2. für ihre Beschäftigten und

3. für andere betroffene Personen, wenn diese dort mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit nach § 2 Absatz 1 betraut wer­den sollen.

§ 5 

Geheim- und Sabotageschutzbeauftragte

(1) Die nach § 4 Absatz 1 und 2 zuständigen Stellen sollen zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Bereich des Geheimschutzes eine Geheimschutzbeauftragte oder einen Geheimschutzbeauftragten sowie eine zur Vertretung berechtigte Person bestellen. Soweit eine Geheimschutzbeauftragte oder ein Geheimschutzbeauftragter nicht bestellt wird, nimmt die Dienststellenleitung die Aufgaben der oder des Geheimschutzbeauftragten wahr. Die oder der Geheimschutzbeauftragte sorgt in ihrer oder seiner Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle des Landes für die Durchführung dieses Gesetzes und der dazu ergangenen Regelungen.

(2) Die Aufgaben der oder des Geheimschutzbeauftragten nach diesem Gesetz sind von einer von der Personalverwaltung getrennten Organisa­tionseinheit wahrzunehmen.

(3) Absatz 1 gilt für den Bereich des Sabotageschutzes entsprechend.

(4) Die näheren Aufgaben der Geheimschutzbeauftragten und der Sabotageschutzbeauftragten regeln gemäß § 37 die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Ausführung dieses Gesetzes.

§ 6 

Verschlusssachen



(1) Verschlusssachen sind im öffentlichen Interesse, insbesondere zum Schutz des Wohles des Bundes oder eines Landes, geheimhaltungsbedürftige Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse unabhängig von ihrer Darstellungsform. Geheimhaltungsbedürftig im öffentlichen Interesse können auch Geschäfts-, Betriebs-, Erfindungs-, Steuer- oder sonstige private Geheimnisse oder Umstände des persönlichen Lebensbereichs sein.

(2) Von einer Verschlusssache dürfen nur Personen Kenntnis erhalten, die auf Grund ihrer Aufgabenerfüllung Kenntnis haben müssen. Keine Person darf über eine Verschlusssache umfassender oder eher unterrichtet werden, als dies aus Gründen der Aufgabenerfüllung notwendig ist.

(3) Verschlusssachen werden entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit von einer amtlichen Stelle oder auf deren Veranlassung eingestuft.

Eine Verschlusssache ist

1. STRENG GEHEIM, wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte den Bestand oder lebenswichtige Interessen der Bundesre­publik Deutschland oder eines der Länder gefährden kann,

2. GEHEIM, wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder eines der Länder gefährden oder ihren Interessen schweren Schaden zufügen kann,

3. VS-VERTRAULICH, wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder eines der Länder schädlich sein kann oder

4. VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH, wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder eines der Länder nachteilig sein kann.

(4) Jede Person, der eine Verschlusssache anvertraut oder zugänglich gemacht worden ist, trägt ohne Rücksicht darauf, wie die Verschlusssache zu ihrer Kenntnis oder in ihren Besitz gelangt ist, die persönliche Verantwortung für ihre vorschriftsmäßige Behandlung.

(5) Der Geheimhaltungsgrad einer Verschlusssache bleibt auch bestehen, wenn sie unrechtmäßig bekannt geworden ist.

(6) Bei der Handhabung von Verschlusssachen werden technische und organisatorische Maßnahmen getroffen, die in ihrem Zusammenwirken die Risiken eines Angriffs reduzieren und im Falle eines erfolgreichen Angriffs die negativen Folgen begrenzen sollen. Die Sicherheitsmaßnahmen berücksichtigen die Aspekte Prävention, Detektion und Reaktion. Geheimschutzbeauftragte tragen durch angemessene Sicherheitsmaßnahmen dafür Sorge, Risiken für den Schutz von Verschlusssachen zu reduzieren und Restrisiken zu identifizieren, die mit den getroffenen Maßnahmen nicht abgewehrt werden können. Eine Sicherheitsmaßnahme ist angemessen, wenn der Aufwand zur Umsetzung der Maßnahme und das verbleibende Restrisiko in einem ausgewogenen Verhältnis stehen. Die Bewertung der Angemessenheit erfolgt auf der Grundlage einer Risikoanalyse. Dies gilt auch für die Weitergabe von Verschlusssachen an nicht öffentliche Stellen. Die Weitergabe von Verschlusssachen an nicht öffentliche Stellen ist nur zulässig, wenn sie im staatlichen Interesse erforderlich ist. Die eine Ver­schlusssache herausgebende Stelle kann weitere Vorgaben zum Schutz der Verschlusssache treffen.

(7) Die Verfassungsschutzbehörde kann sich im Einvernehmen mit der zuständigen obersten Landesbehörde über die Handhabung der Verschlusssachen-Anweisung SH unterrichten.

§ 7 

Sicherheitsrisiken, sicherheitserhebliche Erkenntnisse

(1) Sicherheitsrisiken sind Umstände, die es aus Gründen des staatlichen Geheimschutzes oder des Sabotageschutzes aus­schließen, eine Person mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit zu betrauen.

(2) Ein Sicherheitsrisiko liegt vor, wenn tatsächliche Anhaltspunkte Folgendes begründen:

1. Zweifel an der Zuverlässigkeit der betroffenen Person bei der Wahrnehmung einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit,

2. eine besondere Gefährdung der betroffenen Person, insbesondere aufgrund der Besorgnis ihrer Erpressbarkeit, durch mögliche Anbahnungs- oder Werbungsversuche, insbesondere

a) ausländischer Nachrichtendienste,

b) von Vereinigungen im Sinne der §§ 129 bis 129b des Strafgesetzbuches oder

c) von Organisationen, die Bestrebungen im Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 1 des Landesverfassungsschutzgesetzes verfolgen oder

3. Zweifel am Bekenntnis der betroffenen Person zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgeset­zes oder am jederzeitigen Eintreten für deren Erhaltung.

Ein Sicherheitsrisiko kann auch auf Grund tatsächlicher Anhaltspunkte bei einer von der Sicherheitsüberprüfung mitbetroffenen Person vorliegen.

(3) Eine Erkenntnis ist sicherheitserheblich, wenn sich aus ihr ein Anhaltspunkt für ein Sicherheitsrisiko ergibt.

§ 8 

Rechte und Pflichten der betroffenen und der mitbetroffenen Person, Einwilligung

(1) Die zuständige Stelle hat die betroffene Person über die Art der beabsichtigten Sicherheitsüberprüfung und über den damit verbundenen Umfang der Datenverarbeitung zu unterrichten. Wird eine weitergehende Sicherheitsüberprüfung oder werden Einzelmaßnahmen davon notwendig, so ist auch für diese eine entsprechende Unterrichtung erforderlich. Die Befugnis der mitwirkenden Behörde nach § 15 Absatz 7 Satz 2 Nummer 2 bleibt unberührt.

(2) Die Durchführung der Sicherheitsüberprüfung bedarf der Einwilligung der betroffenen Person. Soweit nach diesem Gesetz die Einbeziehung der mitbetroffenen Person vorgesehen ist, ist auch deren Einwilligung erforderlich. Die Einwilligung zur Sicherheitsüberprüfung kann schriftlich oder auch in elektronischer Form erteilt werden, sofern die zuständige Stelle einen entsprechenden Zugang hierzu eröffnet. Sie muss sich auf alle Maßnahmen beziehen, die Gegenstand der Unterrichtung waren. Die Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden. Auf ihr Widerrufsrecht sind die betroffene und die mitbetroffene Per­son hinzuweisen. Wird die Einwilligung abgelehnt oder widerrufen, ist die Übertragung einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit ausgeschlossen.

(3) Wird in die Sicherheitsüberprüfung eingewilligt, sind die betroffene und die mitbetroffene Person verpflichtet, an der Sicher­heitsüberprüfung mitzuwirken und die erforderlichen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu machen. Heiratet die betroffene Person während oder nach der Sicherheitsüberprüfung oder begründet sie dann  eine auf Dauer angelegte Gemeinschaft, ist sie verpflichtet, die zuständige Stelle zu unterrichten. Das Gleiche gilt bei Eintritt der Rechtskraft einer Scheidung oder Aufhebung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft oder Beendigung einer auf Dauer angelegten Gemeinschaft.

(4) Bevor die zuständige Stelle die Zulassung zu einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit ablehnt, ist der betroffenen Person Gelegenheit zu geben, sich persönlich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. Die betroffene Person kann im Rahmen der Anhörung eine Rechtsanwäl­tin oder einen Rechtsanwalt beiziehen. Die Anhörung erfolgt in einer Weise, die den Quellenschutz gewährleistet und den schutzwürdigen Interessen von Personen, die im Rahmen einer Sicherheitsüberprüfung befragt wurden, Rechnung trägt. Die Anhörung unterbleibt, wenn sie einen erheblichen Nachteil für die Sicherheit des Bundes oder eines Landes zur Folge hätte, insbesondere bei Sicherheitsüberprüfungen der Bewerberinnen und Bewerber der Verfassungs­schutzbehörde.

(5) Liegen im Hinblick auf die mitbetroffene Person Anhaltspunkte vor, die ein Sicherheitsrisiko begründen, ist ihr vor einer beabsichtigten Ablehnung der Zulassung der betroffenen Person zu einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Absatz 4 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(6) Die Absätze 1 und 2 sind auch im Falle der Ablehnung einer Weiterbeschäftigung in einer sicherheitsempfindlichen Tätig­keit anzuwenden.

(7) Nach Abgabe der Sicherheitserklärung ist die betroffene Person verpflichtet, der zuständigen Stelle die folgenden eingetretenen oder bekannt werdenden Änderungen bei sich und der mitbetroffenen Person unverzüglich schriftlich anzuzeigen:

1. Änderung des Namens, des Familienstandes, eines Wohnsitzes oder der Staatsangehörigkeit,

2. Änderung der Partnerin oder des Partners,

3. Änderung bezüglich im Haushalt lebender Personen über 18 Jahren,

4. Zwangsvollstreckungsmaßnahmen oder Insolvenzverfahren,

5. Kontakte zu ausländischen Nachrichtendiensten, die auf einen Anbahnungs- oder Werbungsversuch hindeuten können,

6. nichtdienstliche Beziehungen zu verfassungsfeindlichen Organisationen oder Kontakte zu terroristischen Vereinigungen,

7. nichtdienstliche Beziehungen zu Organisationen, die von ihren Anhängerinnen und Anhängern unbedingten Gehorsam verlangen oder die unbedingte Ausrichtung auf bestimmte Lehren oder Grundsätze erwarten und deshalb die betroffene Person in Konflikt mit ihrer Verschwiegenheitspflicht oder den Anforderungen der von ihr ausgeübten sicherheitsempfindlichen Tätigkeit führen können,

8. anhängige oder abgeschlossene Strafverfahren im In- und Ausland, einschließlich Ermittlungsverfahren,

9. Disziplinarverfahren sowie neue dienst- oder arbeitsrechtliche Maßnahmen,

10. geistige oder seelische Störungen, die ärztlich behandelt wurden oder behandelt werden oder

11. Alkohol-, Drogen- oder Medikamentenmissbrauch, der ärztlich behandelt wurde oder behandelt wird.

Die zuständige Stelle weist die betroffene Person bei der Abgabe der Sicherheitserklärung auf die Anzeigepflicht hin. In den Fällen von § 4 Abs. 4 sind zusätzlich Veränderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse anzuzeigen, die zu einer erheblichen finanziellen Mehrbelastung führen können. Die zuständige Stelle prüft die angezeigten Änderungen auf ihre Richtigkeit. Verstößt die betroffene Person gegen die Anzeigepflicht und stellt die anzuzeigende Änderung eine sicherheitserhebliche Erkenntnis dar, kann ein Sicherheitsrisiko gemäß § 7 festgestellt werden. Die Anzeigepflicht besteht fort, solange die sicherheitsempfindliche Tätigkeit ausgeübt wird. Sie endet, wenn die betroffene Person die sicherheitsempfindliche Tätigkeit nicht aufnimmt.

Abschnitt 2

Sicherheitsüberprüfung

§ 9 

Arten der Sicherheitsüberprüfung

(1) Entsprechend der vorgesehenen sicherheitsempfindlichen Tätigkeit wird eine einfache oder erweiterte Sicherheitsüberprü­fung oder erweiterte Sicherheitsüberprüfung mit Sicherheitsermittlungen durchgeführt.

(2) Ergeben sich bei der Sicherheitsüberprüfung sicherheitserhebliche Erkenntnisse, die nur durch Maßnahmen der Sicher­heitsüberprüfung der nächsthöheren Art geklärt werden können, kann die zuständige Stelle mit Zustimmung der betroffenen Person die nächsthöhere Art der Sicherheitsüberprüfung anordnen. Diese ist nur soweit durchzuführen, wie es zur Aufklärung der sicherheitserheblichen Erkenntnisse erforderlich ist.

§ 10 

Einfache Sicherheitsüberprüfung

(1) Eine einfache Sicherheitsüberprüfung ist für Personen durchzuführen, die Zugang zu VS-VERTRAULICH eingestuften Ver­schlusssachen erhalten sollen oder ihn sich verschaffen können oder die Tätigkeiten in Bereichen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 bis 5 wahrnehmen sollen.

(2) In den Fällen des § 2 Absatz 1 Nummer 3 bis 5 kann die zuständige Stelle im Einzelfall von der Sicherheitsüberprüfung absehen, wenn Art und Dauer der Tätigkeit dies zulassen.

§ 11 

Erweiterte Sicherheitsüberprüfung

Eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung ist für Personen durchzuführen, die Zugang zu GEHEIM eingestuften oder zu einer hohen Anzahl von VS-VERTRAULICH eingestuften Verschlusssachen erhalten sollen oder ihn sich verschaffen können, soweit nicht die zuständige Stelle im Einzelfall nach Art und Dauer der Tätigkeit eine Sicherheitsüberprüfung nach § 10 für ausreichend hält.

§ 12 

Erweiterte Sicherheitsüberprüfung mit Sicherheitsermittlungen

Eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung mit Sicherheitsermittlungen ist für Personen durchzuführen, die Zugang zu STRENG GEHEIM eingestuften oder zu einer hohen Anzahl von GEHEIM eingestuften Verschlusssachen erhalten sollen oder ihn sich verschaffen können oder bei der Verfassungsschutzbehörde des Landes tätig werden sollen, soweit nicht die zuständige Stelle im Einzelfall nach Art und Dauer der Tätigkeit eine Sicherheitsüberprüfung nach § 10 oder § 11 für ausreichend hält.

§ 13 

Datenerhebung

(1) Die zuständige Stelle und die mitwirkende Behörde dürfen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforderli­chen Daten erheben. Die betroffene Person, die mitbetroffene Person sowie die sonstigen zu befragenden Personen und nicht öffentlichen Stellen sind auf den Zweck der Erhebung, die Auskunftspflichten nach diesem Gesetz und auf eine dienst-, ar­beitsrechtliche oder sonstige vertragliche Mitwirkungspflicht, ansonsten auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuweisen. Die Angabe der erhebenden Stelle gegenüber den sonstigen zu befragenden Personen oder nicht öffentlichen Stellen kann unterbleiben, wenn dies zum Schutz der betroffenen Per­son oder der Verfassungsschutzbehörde erforderlich ist.

(2) Die zuständige Stelle erhebt die personenbezogenen Daten bei der betroffenen Person oder bei der mitbetroffenen Person. Reicht diese Erhebung nicht aus oder stehen ihr schutzwürdige Interessen dieser Personen entgegen, können andere geeignete Personen oder Stellen befragt werden. Die Gründe für diese Befragun­gen sind aktenkundig zu machen.

Abschnitt 3

Verfahren – Überprüfungsarten und Durchführungsmaßnahmen

§ 14 

Sicherheitserklärung



(1) In der Sicherheitserklärung sind von der betroffenen Person anzugeben:

1. Namen, auch frühere, Vornamen, auch frühere,

2. Geburtsdatum, -ort,

3. Geschlechtseintrag,

4. Staatsangehörigkeit, auch frühere und weitere Staatsangehörigkeiten,

5. Familienstand und das Bestehen einer auf Dauer angelegten Gemeinschaft,

6. Wohnsitze und Aufenthalte von längerer Dauer als zwei Monate, und zwar

a) im Inland in den vergangenen fünf Jahren,

b) im Ausland grundsätzlich ab dem 18. Lebensjahr, in jedem Fall aber in den vergangenen fünf Jahren,

7. ausgeübter Beruf,

8. Arbeitgeber und dessen Anschrift,

9. telefonische und elektronische Erreichbarkeit,

10. im Haushalt lebende Personen über 14 Jahre (Namen, auch frühere, Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehö­rigkeit, Geschlechtseintrag und Verhältnis zu dieser Person),

11. Eltern, Stief- oder Pflegeeltern (Namen, auch frühere, Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehörigkeit und Wohnsitz),

12. Ausbildungs- und Beschäftigungszeiten, Wehr-, Zivil- oder Bundesfreiwilligendienstzeiten mit Angabe der Ausbildungsstät­ten, Beschäftigungsstellen sowie deren Anschriften, für Zeiten der Nichtbeschäftigung den Aufenthaltsort, sofern der jeweilige Zeitraum ununterbrochen mehr als drei Monate umfasst,

13. Nummer des Personalausweises oder Reisepasses sowie die ausstellende Behörde und das Ausstellungsdatum,

14. laufende oder in den vergangenen fünf Jahren abgeschlossene Insolvenzverfahren, in den vergangenen fünf Jahren gegen sie durchgeführte Zwangsvollstreckungsmaßnahmen und ob zurzeit die finanziellen Verpflichtungen erfüllt werden können,

15. Kontakte zu ausländischen Nachrichtendiensten oder zu Nachrichtendiensten der Deutschen Demokratischen Republik,

16. Beziehungen zu Organisationen, die von ihren Anhängern unbedingten Gehorsam verlangen und deshalb die betroffene Person in Konflikt mit ihrer Verschwiegenheitspflicht führen können,

17. Beziehungen zu verfassungsfeindlichen Organisationen,

18. anhängige Strafverfahren im In- und Ausland einschließlich Ermittlungsverfahren und Disziplinarverfahren,

19. strafrechtliche Verurteilungen im Ausland,

20. Wohnsitze, Aufenthalte, Reisen, nahe Angehörige und sonstige Beziehungen in und zu Staaten, in denen nach Feststel­lung des für Inneres zuständigen Bundesministeriums besondere Sicherheitsrisiken für die mit sicherheitsempfindlicher Tätig­keit befassten Personen zu besorgen sind,

21. die Adressen eigener Internetseiten und die öffentlich einsehbaren Nutzerprofile in allgemein zugänglichen sozialen Me­dien im Internet einschließlich der Nutzernamen in den vergangenen fünf Jahren,

22. drei Referenzpersonen (Namen, Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort, Geschlechtseintrag, Beruf, berufliche und private Anschrift und telefonische und elektronische Erreichbarkeit sowie zeitlicher Beginn der Bekanntschaft) nur bei einer Sicherheitsüberprüfung nach § 12 und

23. frühere Sicherheitsüberprüfungen und Zuverlässigkeitsüberprüfungen,

24. geistige oder seelische Störungen, die ärztlich behandelt wurden oder behandelt werden und

25. Alkohol-, Drogen- oder Medikamentenmissbrauch, der ärztlich behandelt wurde oder behandelt wird.

Der Sicherheitserklärung sind zwei aktuelle Lichtbilder der betroffenen Person und der mitbetroffenen Person mit der Angabe des Jahres der Aufnahme beizufügen. Die Lichtbilder können auch in elektronischer Form in einem gängigen Format verlangt werden und der mitwirkenden Behörde auf diesem Wege übermittelt werden.

(2) Bei der einfachen Sicherheitsüberprüfung nach § 10 entfallen die Angaben zu Absatz 1 Satz 1 Nummer 12 und 13. Angaben zu Absatz 1 Satz 1 Nummer 13 dürfen nachträglich erhoben werden, soweit dies zur Durchführung der Sicherheitsüberprüfung im Einzel­fall erforderlich ist. Angaben zu Absatz 1 Satz 1 Nummer 11 entfallen, soweit die dort genannten Personen nicht in einem Haushalt mit der betroffenen Person leben. Zur Person der Ehegattin, des Ehegatten, der Lebenspartnerin, des Lebenspartners, der Lebensgefährtin oder des Lebensgefährten sind mit deren Einwilligung die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5, 15 bis 17 und 21 genann­ten Daten anzugeben.

(3) Bei der erweiterten Sicherheitsüberprüfung nach §§ 11 oder 12 sind zur mitbetroffenen Person die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 9 und 13 bis 21 genannten Daten anzugeben.

(4) Bei Sicherheitsüberprüfungen der in § 4 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 und 2 genannten Personen sind zusätzlich anzugeben:

1. die Wohnsitze seit der Geburt,

2. die Kinder,

3. die Geschwister,

4. abgeschlossene Strafverfahren einschließlich Ermittlungsverfahren und Disziplinarverfahren,

5. alle Kontakte zu ausländischen Nachrichtendiensten oder zu Nachrichtendiensten der Deutschen Demokratischen Republik,

6. zwei Auskunftspersonen (Namen, Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, telefonische und elektronische Erreich­barkeit und Verhältnis zur Person) zur Identitätsprüfung der betroffenen Person,

7. im Falle des Vorhandenseins einer mitbetroffenen Person eine Auskunftsperson (Namen, Vornamen, Geburtsdatum, Ge­burtsort, Anschrift, telefonische und elektronische Erreichbarkeit und Verhältnis zur Person) zu deren Identitätsprüfung.

Zu den Auskunftspersonen nach Satz 1 Nummer 6 und 7 sind zusätzlich die Anschrift, die telefonische und elektronische Erreichbar­keit sowie das Verhältnis zur betroffenen beziehungsweise zur mitbetroffenen Person anzugeben.

(5) Die betroffene Person kann Angaben verweigern, die für sie, eine nahe Angehörige oder einen nahen Angehörigen im Sinn von § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung, die Lebensgefährtin oder den Lebensgefährten die Gefahr strafrechtlicher oder disziplinarischer Verfolgung, der Entlassung oder Kündigung begründen könnten. Dies gilt auch, soweit für eine nahe Angehö­rige oder einen nahen Angehörigen der in § 3 Absatz 2 genannten Personen eine solche Gefahr begründet werden könnte. Über das Verweigerungsrecht ist die betroffene Person zu belehren.

(6) Die betroffene Person hat die Sicherheitserklärung der zuständigen Stelle zuzuleiten. Diese prüft die Angaben auf ihre Voll­ständigkeit und Richtigkeit; sie kann zu diesem Zweck die Personalakte in dem für die Prüfung erforderlichen Umfange einse­hen. Die zuständige Stelle leitet die Sicherheitserklärung unter Angabe der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit an die mitwir­kende Behörde weiter und beauftragt diese, eine Sicherheitsüberprüfung durchzuführen. Eine Weiterleitung unterbleibt, wenn die zuständige Stelle bereits bei der Prüfung der Sicherheitserklärung festgestellt hat, dass ein Sicherheitsrisiko vorliegt. Die mitwirkende Behörde kann mit Zustimmung der zuständigen Stelle und der betroffenen Person in die Personalakte Einsicht nehmen, wenn dies zur Klärung oder Beurteilung sicherheitserheblicher Erkenntnisse unerlässlich ist.

§ 15 

Maßnahmen bei den einzelnen Überprüfungsarten

(1) Bei einer einfachen Sicherheitsüberprüfung nach § 10 trifft die mitwirkende Behörde folgende Maßnahmen:

1. Sicherheitsmäßige Bewertung der Angaben in der Sicherheitserklärung unter Berücksichtigung der Erkenntnisse der Verfas­sungsschutzbehörden des Bundes und der Länder,

2. Einholung einer unbeschränkten Auskunft aus dem Bundeszentralregister und dem Gewerbezentralregister sowie Ersuchen um eine Datenübermittlung aus dem Zentralen staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister,

3. Anfragen an das Bundeskriminalamt, die in der Rechtsverordnung nach § 58 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes be­stimmte Bundespolizeibehörde, den Bundesnachrichtendienst und das Bundesamt für den Militärischen Abschirmdienst,

4. Anfragen an das für die derzeitigen Haupt- und Nebenwohnungen jeweils zuständige Landeskriminalamt,

5. soweit erforderlich Anfragen an die für das Meldewesen zuständigen Behörden der Wohnsitze des Betroffenen, in der Regel beschränkt auf die letzten fünf Jahre,

6. soweit erforderlich, bei ausländischen Personen, die keine freizügigkeitsberechtigten Unionsbürger sind, Ersu­chen um eine Übermittlung der nach den Vorschriften des Gesetzes über das Ausländerzentralregister gespeicherten Daten sowie

7. Anfragen an ausländische Sicherheitsbehörden oder nach dortigem Recht für solche Anfragen zuständige öffentliche Stellen bei Auslandsaufenthalten von längerer Dauer als sechs Monaten in den vergangenen fünf Jahren.

(2) Eine Anfrage nach Absatz 1 Nummer 7 bedarf der Einwilligung der betroffenen Person. Bei einer Anfrage dürfen an die ausländi­schen Sicherheitsbehörden oder an die nach dortigem Recht für eine solche Anfrage zuständigen öffentlichen Stellen nur fol­gende Daten übermittelt werden:

1. Namen, auch frühere, Vornamen, auch frühere,

2. Geburtsdatum und Geburtsort,

3. Staatsangehörigkeit, auch frühere und weitere Staatsangehörigkeiten,

4. Wohnsitze, Adressen des Aufenthalts in dem Staat, dessen Sicherheitsbehörde oder zuständige öffentliche Stelle angefragt werden soll,

5. aktueller Wohnsitz, sofern erforderlich,

6. Pass- oder Personalausweisnummer oder Kopie des Ausweisdokuments, sofern erforderlich,

7. Angaben zu den Eltern, sofern erforderlich, sowie

8. Anlass der Anfrage.

Die Anfrage unterbleibt, wenn ihr entgegenstehen:

1. auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland,

2. Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland oder eines der Länder oder

3. unter Berücksichtigung des besonderen öffentlichen Interesses der Anfrage überwiegende schutzwürdige Interessen der betroffenen Person oder der mitbetroffenen Person.

Zu den schutzwürdigen Interessen der betroffenen Person oder der mitbetroffenen Person gehört auch das Vorhandensein eines angemessenen Datenschutzniveaus im angefragten Staat. Unterbleibt eine Anfrage aus den in Satz 3 genannten Grün­den oder wurde eine Anfrage nicht beantwortet, kann die mitwirkende Behörde Ersatzmaßnahmen nach Absatz 7 durchführen, wenn diese geeignet scheinen, die Nichtüberprüfbarkeit abzuwenden.

(3) Bei der erweiterten Sicherheitsüberprüfung nach § 11 trifft die mitwirkende Behörde, soweit erforderlich, zusätzlich folgende Maßnahmen:

1. Prüfung der Identität der betroffenen Person soweit erforderlich und

2. Anfragen an die Polizeidienststellen, in deren Zuständigkeitsbereich die inne gehabten Wohnsitze der betroffenen Person liegen, unter Beteiligung der Landeskriminalämter, in der Regel beschränkt auf die letzten fünf Jahre.

Für die mitbetroffene Person trifft die mitwirkende Behörde die in Satz 1 und Absatz 1 und 2 genannten Maßnahmen.

(4) Bei der erweiterten Sicherheitsüberprüfung mit Sicherheitsermittlungen nach § 12 befragt die mitwirkende Behörde zusätzlich mindestens eine von der betroffenen Per­son in ihrer Sicherheitserklärung angegebene Referenzperson und in der Regel mindestens eine weitere geeignete Auskunftsperson, um zu prüfen, ob die Angaben der betroffenen Person zutreffen und ob tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die auf ein Sicherheitsrisiko bei der betroffenen und der mitbetroffenen Person schlie­ßen lassen. Ist die betroffene Person Bewerberin oder Bewerber oder Mitarbeiterin oder Mitarbeiter der Verfassungs­schutzbehörde, kann sie auch selbst befragt werden.

(5) Bei der Sicherheitsüberprüfung nach §§ 10 bis 12 können Einsicht in erforderlichem Maße in öffentlich sichtbare Internetseiten zu der betroffenen und mitbetroffenen Person einschließlich des öffentlich sichtbaren Teils sozialer Netzwerke und Foren ge­nommen und privat genutzte E-Mail-Adressen in den nach § 6 Absatz 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes zulässigen Verbunddateien verarbeitet werden.

(6) Die zuständige Stelle fragt zur Feststellung einer hauptberuflichen oder inoffiziellen Tätigkeit der betroffenen Person oder der mitbetroffenen Person für den Staatssicherheitsdienst der Deutschen Demokratischen Republik beim Stasi-Unterlagen-Archiv an, wenn die betroffene Person oder die mitbetroffene Person vor dem 1. Januar 1970 geboren wurde und in dem Ge­biet der Deutschen Demokratischen Republik wohnhaft war oder Anhaltspunkte für eine Tätigkeit für den Staatssicherheits­dienst der Deutschen Demokratischen Republik vorliegen. Die Anfrage bezieht sich auch auf Hinweise über frühere Verbindun­gen zu einem ausländischen Nachrichtendienst. Ergibt die Anfrage sicherheitserhebliche Erkenntnisse, übermittelt die zustän­dige Stelle diese zur Bewertung an die mitwirkende Behörde.

(7) Die mitwirkende Behörde kann die betroffene und die mitbetroffene Person befragen. Reicht diese Befragung nicht aus, stehen ihr schutzwürdige Interessen entgegen oder erfordert es die Prüfung der Identität oder eine sicherheitserhebliche Er­kenntnis, kann die mitwirkende Behörde neben den Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 6 auch

1. weitere geeignete Auskunftspersonen oder andere geeignete Stellen befragen,

2. Einzelmaßnahmen der nächsthöheren Art der Sicherheitsüberprüfung durchführen,

3. die betroffene Person auffordern, für die Aufklärung der sicherheitserheblichen Erkenntnisse geeignete Unterlagen beizu­bringen, oder

4. von öffentlichen Stellen Akten beiziehen, von Gerichten, Staatsanwaltschaften oder Finanzbehörden auch über Strafverfah­ren wegen einer Steuerstraftat im Sinne des § 369 der Abgabenordnung.

(8) Die Überprüfung erstreckt sich in der Regel auf den Zeitraum der letzten fünf Jahre. Ist die betroffene Person Bewerberin oder Bewerber der Verfassungsschutzbehörde, erstreckt sich die Überprüfung in der Regel auf den Zeitraum der letzten zehn Jahre.

§ 16 

Abschluss der Sicherheitsüberprüfung

(1) Die mitwirkende Behörde unterrichtet die zuständige Stelle über das Ergebnis ihrer Maßnahmen. Kommt die mitwirkende Behörde zu dem Ergebnis, dass kein Sicherheitsrisiko vorliegt, so teilt sie dies der zuständigen Stelle schriftlich oder elektro­nisch mit. Fallen Erkenntnisse an, die kein Sicherheitsrisiko begründen, aber weiterhin sicherheitserheblich sind, so werden diese ebenfalls mitgeteilt.

(2) Kommt die mitwirkende Behörde zu dem Ergebnis, dass ein Sicherheitsrisiko vorliegt, unterrichtet sie schriftlich oder elekt­ronisch unter Darlegung der Gründe und ihrer Bewertung die zuständige Stelle. Bei nachgeordneten Behörden oder sonstigen öffentlichen Stellen erfolgt die Unterrichtung über die jeweilige oberste Landesbehörde oder die jeweilige oberste Aufsichtsbehörde.

(3) Kann die mitwirkende Behörde die Sicherheitsüberprüfung nicht abschließen, unterrichtet sie unter Darlegung der Gründe die zuständige Stelle. Ist die betroffene Person in Bezug auf den in § 15 Absatz 8 genannten Zeitraum nicht überprüfbar, teilt die mitwirkende Behörde zusätzlich mit, welche Maßnahmen sie nach § 15 getroffen hat und welche sicherheitserheblichen Erkenntnisse sich hieraus ergeben haben. Die Mitteilungen erfolgen schriftlich oder elektronisch.

(4) Die zuständige Stelle entscheidet, ob ein Sicherheitsrisiko vorliegt. Die Bewertung der durch die mitwirkende Behörde an die zuständige Stelle übermittelten Erkenntnisse erfolgt auf Grund einer am Zweck der Sicherheitsüberprüfung orientierten Gesamtwürdigung des Einzelfalles, insbesondere im Hinblick auf die vorgesehene Tätigkeit. Im Zweifel hat das Sicherheitsinte­resse Vorrang vor anderen Belangen. Beabsichtigt die zuständige Stelle von der Bewertung der mitwirkenden Behörde nach Absatz 2 abzuweichen, teilt sie dies der mitwirkenden Behörde unter Darlegung der Gründe unverzüglich und vor der Unter­richtung der betroffenen Person mit.

(5) Die zuständige Stelle unterrichtet die betroffene Person über das Ergebnis der Sicherheitsüberprüfung. Die Unterrichtung unterbleibt gegenüber Bewerberinnen oder Bewerbern der Verfassungs­schutzbehörde.

(6) Die zuständige Stelle stellt die Sicherheitsüberprüfung ein, wenn die betroffene Person oder die mitbetroffene Person

1. der für den Abschluss der Sicherheitsüberprüfung erforderlichen Mitwirkung an der Sicherheitsüberprüfung nicht nachkommt oder

2. in Bezug auf den in § 15 Absatz 8 genannten Zeitraum nicht überprüfbar ist.

§ 17 

Vorläufige Betrauung mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit

Die zuständige Stelle kann in Ausnahmefällen abweichend von § 3 Absatz 1 die betroffene Person vor Abschluss der Sicher­heitsüberprüfung vorläufig mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betrauen, wenn die mitwirkende Behörde

1. bei der einfachen Sicherheitsüberprüfung die Angaben in der Sicherheitserklärung unter Berücksichtigung der eigenen Er­kenntnisse bewertet hat oder

2.bei der erweiterten Sicherheitsüberprüfung oder bei der erweiterten Sicherheitsüberprüfung mit Sicherheitsermittlungen die Maßnahmen der nächstniederen Art der Sicherheitsüberprüfung abgeschlossen hat 

und sich daraus keine tatsächlichen Anhaltspunkte für ein Sicherheitsrisiko ergeben haben. Die betroffene Person ist auf die Vorläufigkeit der Entscheidung hinzuweisen.

§ 18 

Unterrichtung durch die personalverwaltende Stelle

Die personalverwaltende Stelle unterrichtet die für die Sicherheitsüberprüfung zuständige Stelle unverzüglich über Veränderun­gen der persönlichen, dienstlichen und arbeitsrechtlichen Verhältnisse der Personen, die mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut werden sollen oder bereits betraut sind; dazu zählen:

1. Umsetzung, Abordnung, Versetzung und Ausscheiden aus dem Dienst,

2. Änderungen des Familienstandes, des Namens, des Vornamens, des Geschlechtseintrages, eines Wohnsitzes und der Staatsangehörigkeit,

3. Anhaltspunkte für Überschuldung, insbesondere Pfändungs- und Überweisungsbeschlüsse, Mitteilungen über abgeschlos­sene Insolvenzverfahren sowie Beschlüsse zur Eröffnung eines Insolvenzverfahrens und zur Restschuldbefreiung,

4. Straf- und Disziplinarverfahren sowie dienst- und arbeitsrechtliche Maßnahmen,

5. Nebentätigkeiten und

6. Anhaltspunkte für geistige oder seelische Störungen, die ärztlich behandelt wurden oder behandelt werden, sowie für eine Suchterkrankung, insbesondere Alkohol-, Drogen-, oder Spielsucht oder Tablettenmissbrauch, die ärztlich behandelt wurde oder wird.

§ 19 

Sicherheitserhebliche Erkenntnisse nach Abschluss der 

Sicherheitsüberprüfung

(1) Die zuständige Stelle und die mitwirkende Behörde unterrichten einander unverzüglich, wenn sicherheitserhebliche Er­kenntnisse über die betroffene Person oder die mitbetroffene Person bekannt werden oder sich mitgeteilte sicherheitserhebliche Erkenntnisse als unrichtig erweisen.

(2) Die mitwirkende Behörde prüft, ob ein Sicherheitsrisiko vorliegt. Sie unterrichtet die zuständige Stelle über das Ergebnis der Prüfung. Im Übrigen ist § 16 entsprechend anzuwenden.

(3) Liegt eine sicherheitserhebliche Erkenntnis vor, kann die zuständige Stelle die weitere Betrauung der betroffenen Person mit der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit bis zu einer endgültigen Entscheidung über das Vorliegen eines Sicherheitsrisikos untersagen, sofern die besondere Bedeutung der Erkenntnis und die Art der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit dies erfordern und die Untersagung keinen Aufschub duldet. § 8 Absatz 1 und 2 bleibt unberührt.

§ 20 

Aktualisierung der Sicherheitserklärung, Wiederholungsüberprüfung

(1) Die Sicherheitserklärung ist der betroffenen Person, die eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit ausübt, in der Regel nach fünf Jahren von der zuständigen Stelle erneut zuzuleiten und im Falle eingetretener Veränderungen von der betroffenen Person zu aktualisieren. Die zu­ständige Stelle prüft die Aktualisierungen auf ihre Vollständigkeit und Richtigkeit. § 14 Absatz 5 gilt entsprechend. Sie beauftragt die mitwirkende Behörde, die Maßnahmen nach § 15 Absatz 1 im erforderlichen Umfang für die be­troffene Person und für die mitbetroffene Person erneut durchzuführen und zu bewerten.

(2) Im Abstand von in der Regel zehn Jahren ist eine Wiederholungsüberprüfung einzuleiten. Im Übrigen kann die zuständige Stelle eine Wiederholungsüberprüfung einleiten, wenn sicherheitserhebliche Erkenntnisse dies nahelegen. Das Verfahren bei der Wiederholungsüberprüfung entspricht dem der Erstüberprüfung mit der Maßgabe, dass sie nur in dem Umfang durchzuführen ist, wie es der Überprüfungszweck erfordert. § 8 Absatz 2 findet entsprechende Anwendung.

Abschnitt 4

Akten über die Sicherheitsüberprüfung und Datenverarbeitung

§ 21 

Sicherheitsakte und Sicherheitsüberprüfungsakte

(1) Die zuständige Stelle führt über die betroffene Person eine Sicherheitsakte, in die alle die Sicherheitsüberprüfung betreffen­den Informationen aufzunehmen sind.

(2) Informationen über die persönlichen, dienstlichen und arbeitsrechtlichen Verhältnisse der Personen, die mit einer sicher­heitsempfindlichen Tätigkeit befasst sind, sind zur Sicherheitsakte zu nehmen, soweit sie für die sicherheitsmäßige Beurteilung erheblich sind; dazu zählen insbesondere:

1. Zuweisung, Übertragung einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit, die dazu erteilte Ermächtigung sowie deren Änderungen und Beendigung,

2. Umsetzung, Abordnung, Versetzung und Ausscheiden,

3. Änderungen des Namens, des Vornamens, des Geschlechtseintrages, eines Wohnsitzes und der Staatsangehörigkeit,

4. Beginn oder Ende einer Ehe, einer Lebenspartnerschaft oder einer auf Dauer angelegten Gemeinschaft,

5. Anhaltspunkte für Überschuldung, insbesondere Pfändungs- und Überweisungsbeschlüsse, Mitteilungen über abgeschlos­sene Insolvenzverfahren sowie Beschlüsse zur Eröffnung eines Insolvenzverfahrens und zur Restschuldbefreiung sowie

6. Straf- und Disziplinarverfahren sowie dienst- und arbeitsrechtliche Maßnahmen,

7. Nebentätigkeiten und

8. Anhaltspunkte für geistige oder seelische Störungen, die ärztlich behandelt wurden oder behandelt werden, sowie für eine Suchterkrankung, insbesondere Alkohol-, Drogen-, oder Spielsucht oder Tablettenmissbrauch, die ärztlich behandelt wurde oder wird.

Die zuständige Stelle ist verpflichtet, der mitwirkenden Behörde die Nichtaufnahme oder das Ausscheiden aus der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit und Änderungen nach Satz 1 Nummer 3 unverzüglich mitzuteilen; Informationen nach Satz 2 Nummer 4 bis 7 sind mitzuteilen, wenn sie sicherheitserheblich sind.

(3) Die mitwirkende Behörde führt über die betroffene Person eine Sicherheitsüberprüfungsakte, in die aufzunehmen sind:

1. Informationen, welche die Sicherheitsüberprüfung, die durchgeführten Maßnahmen, und das Ergebnis betreffen sowie

2. die Mitteilungen der zuständigen Stelle nach Absatz 2.

(4) Die Sicherheitserklärung ist sowohl Bestandteil der Sicherheitsakte als auch der Sicherheitsüberprüfungsakte.

(5) Sicherheitsakten und Sicherheitsüberprüfungsakten sind keine Personalakten. Sie sind gesondert zu führen und dürfen der personalverwaltenden Stelle oder der betroffenen Person nicht zugänglich gemacht werden. Wechselt die betroffene Person die Dienststelle oder den Dienstherrn, ist die Sicherheitsakte nach dorthin abzugeben, wenn auch dort eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit ausgeübt werden soll. Wechselt die mitwirkende Behörde, ist auf Anforderung die Sicherheitsüberprüfungsakte an die nunmehr zuständige mitwirkende Behörde abzugeben. 

(6) Die Sicherheitsakte und die Sicherheitsüberprüfungsakte dürfen auch in elektronischer Form geführt werden.

(7) Bei jeder Abfrage einer Sicherheitsüberprüfungsakte nach Absatz 6 sind für Zwecke der Datenschutzkontrolle der Zeitpunkt, die Angaben, die die Feststellung der abgefragten Daten ermöglichen, sowie Angaben zur Feststellung der abfragenden Person zu protokollieren. Die protokollierten Daten dürfen nur für Zwecke der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebs der Datenverarbeitungsanlage verwendet werden.

§ 22 

Aufbewahrung und Vernichtung der Unterlagen



(1) Die Unterlagen über die Sicherheitsüberprüfung bei der zuständigen Stelle und der mitwirkenden Behörde sind gesondert aufzubewahren und gegen unbefugten Zugriff zu schützen.

(2) Nimmt die betroffene Person keine sicherheitsempfindliche Tätigkeit auf, sind die Unterlagen über die Sicherheitsüberprüfung bei der zuständigen Stelle innerhalb eines Jahres ab Bekanntwerden der Nichtbetrauung mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit zu vernichten, es sei denn, die betroffene Person willigt in die weitere Aufbewahrung ein. Die betroffene Person kann den Aufbewahrungszeitraum festlegen. Im Übrigen sind die Unterlagen über die Sicherheitsüberprüfung bei der zuständigen Stelle fünf Jahre nach dem Ausscheiden aus der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit zu vernichten, es sei denn, die betroffene Person willigt in die weitere Aufbewahrung ein oder es ist beabsichtigt, sie in absehbarer Zeit erneut mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit zu betrauen. Über die Voraussetzungen für die weitere Aufbewahrung unterrichtet die zuständige Stelle die mitwirkende Behörde.

(3) Die Unterlagen über die Sicherheitsüberprüfung bei der mitwirkenden Behörde sind

1. bei der einfachen Sicherheitsüberprüfung zu den in Absatz 2 genannten Fristen,

2. bei den übrigen Überprüfungsarten und den in § 4 Absatz 4 genannten Personen nach Ablauf von zehn Jahren

zu vernichten.

(4)  Das Landesarchivgesetz findet auf die Unterlagen der Sicherheitsüberprüfung keine Anwendung.

§ 23 

Verarbeitung personenbezogener Daten in Dateien

(1) Die zuständige Stelle darf die in § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 9 und 21 und Absatz 4 Nummer 1 genannten personenbezogenen Daten, ihre Aktenfundstelle und die der mitwirkenden Behörde sowie die Beschäftigungsstelle, Verfügungen zur Bearbeitung des Vorganges und beteiligte Behörden in Dateien verarbeiten.

(2) Die mitwirkende Behörde darf die in § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 9 und 21 und Absatz 4 Nummer 1 genannten personenbe­zogenen Daten der betroffenen und der mitbetroffenen Person, die Aktenfundstelle, Verfügungen zur Bearbeitung des Vorgan­ges und sicherheitserhebliche Erkenntnisse und Erkenntnisse, die ein Sicherheitsrisiko begründen, in Dateien verarbei­ten. Die Daten nach § 14 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 9 und 21 und Absatz 4 Nummer 1 und die Aktenfundstelle dürfen auch in den nach § 6 Absatz 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes zulässigen Verbunddateien verarbeitet werden.

§ 24 

Übermittlung und Zweckbindung

(1) Die im Rahmen der Sicherheitsüberprüfung gespeicherten personenbezogenen Daten dürfen von der zuständigen Stelle oder mitwirkenden Behörde nur für

1. die mit der Sicherheitsüberprüfung verfolgten Zwecke,

2. die mit Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach dem Luftsicherheitsgesetz und dem Atomgesetz verfolgten Zwecke,

3. die mit anderen gesetzlich geregelten Überprüfungsverfahren zur Feststellung der Zuverlässigkeit verfolgten Zwecke,

4. Zwecke der Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten von erheblicher Bedeutung sowie

5. Zwecke parlamentarischer Untersuchungsausschüsse und der Berichtspflichten gegenüber dem Parlamentarischen Kontrollgremium

verarbeitet und übermittelt werden.

Die Übermittlung und Verarbeitung nach Satz 1 Nummer 2 ist auf sicherheitserhebliche Erkenntnisse zu beschränken, die für die Bewertung der Zuverlässigkeit für die vorgesehene Verwendung von Bedeutung sein können. Die Strafverfolgungsbehör­den dürfen die ihnen nach Satz 1 Nummer 3 übermittelten Daten für Zwecke eines Strafverfahrens nur verarbeiten, wenn die Strafverfolgung auf andere Weise erheblich weniger erfolgversprechend oder wesentlich erschwert wäre. Die zuständige Stelle darf die gespeicherten personenbezogenen Daten darüber hinaus für Zwecke der disziplinarrechtlichen Verfolgung sowie dienst- oder arbeitsrechtlicher Maßnahmen verarbeiten und übermitteln, soweit dies aus Gründen des Geheimschutzes oder des Sabotageschutzes oder zur Verfolgung von konkreten Ver­stößen gegen die Verpflichtung zur Verfassungstreue erforderlich ist. Die mitwirkende Behörde darf die gespeicherten perso­nenbezogenen Daten darüber hinaus im Rahmen des erforderlichen Umfangs zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben nach § 5 Absatz 1 des Landesverfassungsschutzgesetzes weiterverarbeiten und übermitteln.

(2) Die Übermittlung der nach § 23 in Dateien gespeicherten Daten ist nur zulässig, soweit sie für die Erfüllung der in Absatz 1 genannten Zwecke erforderlich ist. Die nach § 23 Absatz 2 Satz 2 gespeicherten Daten dürfen zur Erfüllung aller Zwecke des Verfassungsschutzes genutzt und übermittelt werden.

(3) Die mitwirkende Behörde darf personenbezogene Daten nach den Absätzen 1 und 2 nur an öffentliche Stellen übermitteln.

(4) Die Übermittlung personenbezogener Daten ist aktenkundig zu machen. Die Nutzung, Weiterverarbeitung oder Übermittlung unterbleibt, soweit gesetzliche Verwendungsregelungen entgegenste­hen. Die empfangende Stelle darf die übermittelten Daten nur für den Zweck verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie ihr übermittelt werden. Eine nicht öffentliche Stelle ist darauf hinzuweisen.

§ 25 

Berichtigen, Löschen und Sperren personenbezogener Daten

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. Wird festgestellt, dass personenbezogene Daten unrichtig sind oder wird ihre Richtigkeit von der betroffenen Person bestritten, ist dies bei den betreffenden Daten zu vermerken oder, falls die Daten in einer Datei gespeichert sind, auf sonstige Weise festzuhalten.

(2) In Dateien gespeicherte personenbezogene Daten sind nach den in § 22 Absatz 2 und 3 genannten Fristen zu löschen. Im Übrigen sind in Dateien gespeicherte personenbezogene Daten zu löschen, wenn ihre Speicherung unzulässig ist. Die Löschung unterbleibt, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass durch sie schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt würden. In diesem Fall sind die Daten zu sperren. Sie dürfen nur noch mit Einwilligung der betroffenen Person verarbeitet werden.

§ 26 

Auskunft über gespeicherte personenbezogene Daten, Akteneinsicht

(1) Die zuständige Stelle oder die mitwirkende Behörde erteilt auf schriftlichen Antrag unentgeltlich Auskunft über die Daten, die zu der antragstellenden Person im Rahmen der Sicherheitsüberprüfung gespeichert wurden.

(2) Bezieht sich die Auskunft auf personenbezogene Daten, die der mitwirkenden Behörde von der zuständigen Stelle übermit­telt wurden, ist sie nur mit deren Zustimmung zulässig. Entsprechendes gilt für die Auskunftserteilung durch die zuständige Stelle hinsichtlich solcher Daten, die ihr von der mitwirkenden Behörde übermittelt wurden. Die Zustimmung nach den Sätzen 1 und 2 ist zu erteilen, soweit kein Ausschlussgrund nach Absatz 3 vorliegt. Die Auskunftsverpflichtung erstreckt sich nicht auf die Herkunft der Daten und die Empfänger von Übermittlungen.

(3) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit

1. die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständigkeit der speichernden Stelle liegenden Aufgaben gefährden würde,

2. die Auskunft die öffentliche Sicherheit gefährden oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde oder

3. die Daten oder die Tatsache der Speicherung nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der überwiegenden berechtigten Interessen eines Dritten, geheim gehalten werden müssen

und deswegen das Interesse der anfragenden Person an der Auskunftserteilung zurücktreten muss.

(4) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf keiner Begründung, soweit durch die Mitteilung der tatsächlichen und rechtli­chen Gründe, auf die die Entscheidung gestützt wird, der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet würde. Die Gründe der Auskunftsverweigerung sind aktenkundig zu machen. Die antragstellende Person ist auf die Rechtsgrundlage für das Fehlen der Begründung hinzuweisen.

(5) Auf Akteneinsicht finden die Vorschriften der Absätze 2 bis 4 entsprechend Anwendung.



(6) Jede Person, die der Ansicht ist, bei der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach diesem Gesetz durch öffentliche oder nicht öffentliche Stellen in ihren Rechten verletzt worden zu sein, kann sich an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten für Datenschutz wenden. Die Mitteilung der oder des Landesbeauftragten für Datenschutz an die anfragende Person darf keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand der spei­chernden Stelle zulassen, sofern diese nicht einer Auskunft hierüber zustimmt.

Abschnitt 5

Sonderregelungen für den personellen Geheim- und Sabotageschutz bei nicht öffentlichen Stellen

§ 27 

Anwendungsbereich



Bei Sicherheitsüberprüfungen von Personen, die mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit bei einer nicht öffentlichen Stelle betraut werden sollen, gelten die für Sicherheitsüberprüfungen bei öffentlichen Stellen anzuwendenden Vorschriften, soweit sich aus den folgenden Regelungen nichts anderes ergibt.

§ 28 

Zuständigkeiten

(1) Die Aufgaben der zuständigen Stelle werden wahrgenommen

1. für den personellen Geheimschutz von der obersten Landesbehörde, die für die Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle zuständig ist, die eine Verschlusssache an eine nicht öffentliche Stelle weitergeben will,

2. für den vorbeugenden personellen Sabotageschutz von dem für Wirtschaft zuständigen Ministerium, soweit nicht im Einvernehmen mit ihm eine andere oberste Landesbehörde die Aufgaben wahrnimmt.

Die Entscheidung nach § 2 Absatz 6 trifft das für Wirtschaft zuständige Ministerium im Einvernehmen mit der mitwirkenden Behörde.

(2) Die Aufgaben der nicht öffentlichen Stelle nach diesem Gesetz sind grundsätzlich von einer von der Personalverwaltung personell und organisatorisch getrennten Stelle wahrzunehmen. Die zuständige Stelle kann Ausnahmen zulassen, wenn die nicht öffentliche Stelle sich verpflichtet, Informationen, die ihr im Rahmen der Sicherheitsüberprüfung bekannt werden, nur für solche Zwecke zu gebrauchen, die mit der Sicherheitsüberprüfung verfolgt werden.

§ 29 

Sicherheitserklärung

(1) Abweichend von § 14 Absatz 6 leitet die betroffene Person ihre Sicherheitserklärung der nicht öffentlichen Stelle zu, in der sie beschäftigt ist oder beschäftigt werden soll. Die Sicherheitserklärung kann in den Fällen des Satzes 1 mit Zustimmung der zuständigen Stelle auch der nicht öffentlichen Stelle zugeleitet werden, bei der die betroffene Person tätig werden soll. Die Zu­stimmung der mitbetroffenen Person ist beizufügen. Die nicht öffentliche Stelle prüft die Vollständigkeit und Richtigkeit der An­gaben und darf, soweit dies erforderlich ist, die Personalunterlagen beiziehen. Sie gibt die Sicherheitserklärung an die zustän­dige Stelle weiter und teilt dieser vorhandene sicherheitserhebliche Erkenntnisse mit.

(2) Ist gemäß § 28 Absatz 2 Satz 2 für die nicht öffentliche Stelle eine Ausnahme zugelassen, leitet die betroffene Person die Sicherheitserklärung der zuständigen Stelle zu. Die Prüfung nach Absatz 1 Satz 4 obliegt in diesem Fall der zuständigen Stelle.

§ 30 

Abschluss der Sicherheitsüberprüfung

Die zuständige Stelle unterrichtet die nicht öffentliche Stelle nur darüber, ob die betroffene Person mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut oder nicht betraut werden kann. Erkenntnisse, auf denen diese Entscheidung beruht, dürfen nicht mitgeteilt werden. Zur Gewährleistung des Geheimschutzes oder des Sabotageschutzes können sicherheitserhebliche Erkenntnisse an die nicht öffentliche Stelle übermittelt werden; sie dürfen von ihr ausschließlich zu diesem Zweck genutzt werden.

§ 31 

Übermittlung von Informationen

Veränderungen der für die Sicherheitsüberprüfung erheblichen Verhältnisse hat die nicht öffentliche Stelle der zuständigen Stelle unverzüglich mitzuteilen. Das Gleiche gilt, wenn sicherheitserhebliche Erkenntnisse über die betroffene Person oder die in die Sicherheitsüberprüfung einbezogene Person bekannt werden oder sich mitgeteilte Erkenntnisse als unrichtig erweisen.

§ 32 

Aktualisierung der Sicherheitserklärung

(1) Die nicht öffentliche Stelle leitet der betroffenen Person, die eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit ausübt, auf Anforderung der zuständigen Stelle die Sicherheitserklärung in der Regel nach fünf Jahren erneut zu.

(2) Die betroffene Person hat die in der Sicherheitserklärung angegebenen Daten im Falle eingetretener Veränderungen zu aktualisieren. Die zuständige Stelle beauftragt die mitwirkende Behörde, die Maßnahmen nach § 15 Absatz 1 im erforderlichen Umfang erneut durchzuführen und zu bewerten.

§ 33 

Sicherheitsakte der nicht öffentlichen Stelle



Für die Sicherheitsakte der nicht öffentlichen Stelle gelten die Vorschriften dieses Gesetzes über die Sicherheitsakte entspre­chend mit der Maßgabe, dass die Sicherheitsakte der nicht öffentlichen Stelle dem oder der Datenschutzbeauftragten nicht zugänglich gemacht werden darf und bei einem Wechsel der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers nicht abgegeben wird.

§ 34 

Datenverarbeitung in Dateisystemen

Die nicht öffentliche Stelle darf die nach diesem Gesetz zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen personenbezogenen Daten der betroffenen Person in automatisierten Dateien verarbeiten. §§ 23 und 25 gelten entsprechend.

Abschnitt 6

Reisebeschränkungen und Schlussvorschriften

§ 35 

Reisebeschränkungen

(1) Personen, die eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit ausüben, die eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung nach den §§ 11 oder 12 erfordert, können verpflichtet werden, Dienst- und Privatreisen in und durch Staaten, für die nach Feststel­lung des für Inneres zuständigen Bundesministeriums besondere Sicherheitsre­gelungen gelten, der zuständigen Stelle oder der nicht öffentlichen Stelle rechtzeitig vorher anzuzeigen. Die Verpflichtung kann auch für die Zeit nach dem Ausscheiden aus der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit angeordnet werden.

(2) Die Reise kann von der zuständigen Stelle untersagt werden, wenn Anhaltspunkte zur Person oder eine besonders sicher­heitsempfindliche Tätigkeit vorliegen, die eine erhebliche Gefährdung durch ausländische Nachrichtendienste erwarten lassen.

(3) Ergeben sich bei einer Reise in und durch Staaten, für die besondere Sicherheitsregelungen gelten, Anhaltspunkte, die auf einen Anbahnungs- und Werbungsversuch ausländischer Nachrichtendienste hindeuten können, so ist die zuständige Stelle durch den Betroffenen nach Abschluss der Reise unverzüglich zu unterrichten.

§ 36 

Strafvorschriften



(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt von diesem Gesetz geschützte perso­nenbezogene Daten, die nicht offenkundig sind,

1. entgegen den Vorschriften dieses Gesetzes verarbeitet,

2. zum Abruf mittels automatisierten Verfahrens bereithält,

3. abruft oder sich oder einem anderen aus Dateien verschafft,

4. die Übermittlung durch unrichtige Angaben erschleicht oder

5. entgegen § 24 Absatz 1 oder § 30 Satz 3 Daten für andere Zwecke nutzt, indem er sie innerhalb der Stelle an einen anderen weitergibt.

(2) Wer eine der in den Absatz 1 bezeichnete Handlungen gegen Entgelt oder in der Absicht begeht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Die Tat nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird nur mit Ermächtigung verfolgt. Die Ermächtigung wird von der obersten Landesbehörde erteilt, die für die beschuldigte Person personalrechtlich zuständig ist. Für die nicht öffentlichen Stellen erfolgt dies durch das für Wirtschaft zuständige Ministerium. § 19 Absatz 3 des Landesdatenschutzgesetzes vom 2. Mai 2018 (GVOBl. 2018, 162) findet keine Anwendung.

(4) Der Versuch ist strafbar.

§ 37 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften

Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Ausführung dieses Gesetzes erlässt das für Inneres zuständige Ministerium.

§ 38 

Übergangsregelung

Bei Sicherheitsüberprüfungen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes abgeschlossen wurden, ist die erste Wiederholungsüberprüfung gemäß § 20 Absatz 2 nur durchzuführen, wenn das Datum der Erteilung der Ermächtigung nicht länger als 10 Jahre vor Inkrafttreten dieses Gesetzes liegt. Das Datum der Wiederholungsüberprüfung nach Satz 1 gilt dann als Grundlage der nächsten Aktualisierung nach § 20 Absatz 1.

§ 39 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz vom 10. Dezember 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 651, ber. 2004 290), Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch Artikel 64 der Ver­ordnung vom 27. Oktober 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 514, 528), außer Kraft.



  Begründung:

A. Allgemeiner Teil

Mit diesem Gesetz wird das Sicherheitsüberprüfungsgesetz des Landes Schleswig-Holstein grundlegend novelliert. Die Neufassung ist insbesondere erforderlich, um ei­nen notwendigen einheitlichen Mindeststandard zum Schutz von Verschlusssachen und bei der Durchführung von Sicherheitsüberprüfungen im Bund und den Ländern auch zukünftig zu wahren. Ferner bedurfte es einer Rechtsgrundlage für allgemeine Verwaltungsvorschriften. Entsprechende Gesetzesvorhaben wurden auch in anderen Ländern durchgeführt.

Der Bund hat das Sicherheitsüberprüfungsgesetz des Bundes mit Artikel 1 des Ersten Gesetzes zur Änderung des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes vom 16. Juni 2017 (BGBl. I S. 1634) sowie mit Artikel 4 des Gesetzes zur Anpassung des Verfassungsschutz­rechts vom 5. Juli 2021 (BGBl. I S. 2274) grundlegend und durch weitere Anpassungen letztmalig durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 413) überarbeitet und an die ge­genwärtigen gesellschaftlichen, technischen und rechtlichen Begebenheiten ange­passt und dadurch ein höheres Schutzniveau und damit einhergehend einen höheren Mindeststandard vorgegeben. Entsprechende Gesetzesvorhaben wurden deshalb bereits auch in einigen Ländern durchgeführt.

Dies wird mit dem Gesetzentwurf berücksichtigt. Darüber hinaus berücksichtigt der Entwurf bereits die vom Bund im Rahmen der Evaluation des Ersten Gesetzes zur Änderung des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes festgestellten punktuellen Verbesserungsbedarfe insoweit, wie es für die Erreichung eines notwendigen einheitlichen Mindeststandard zum Schutz von Verschlusssachen und bei der Durchführung von Sicherheitsüberprüfungen erforderlich ist.

Der Umfang der Anpassungen macht eine Neufassung des LSÜG erforderlich. Dies eröffnet auch die Möglichkeit - soweit erforderlich - einer sprachlichen und struk­turellen Überarbeitung. In diesem Zuge sorgt eine Untergliederung in sechs logische Teile für mehr Orientierung. Regelungen wurden hinsichtlich ihrer Zusammenhänge überprüft und erforderliche sprachliche Anpassungen vorgenommen.

Der Gesetzentwurf enthält folgende Schwerpunkte:

1. Ziel ist es, einen einheitlichen Überprüfungsstandard zwischen Bund und Ländern zu erreichen und ein hohes Schutzniveau zu gewährleisten. Dazu werden die Kataloge erweitert, die die erforderlichen Angaben bei einer abzugebenden Sicherheitserklärung sowie die Maßnahmen im Rahmen einer Sicherheitsüberprüfung enthalten.

2. Der Gesetzentwurf führt für alle Überprüfungsarten die Internetrecherche als Standardmaßnahme sowie die verpflichtende Wiederholungsüberprüfung ein. Letztere kann bei Erforderlichkeit im Umfang und mit allen Maßnahmen einer Erstüberprüfung vorgenommen werden. Dies reduziert das Risiko, dass nach Abschluss der ersten Sicherheitsüberprüfung auftretende sicherheitserhebliche Erkenntnisse unbekannt bleiben.

						Internetrecherchen werden aufgrund der stetig wachsenden Bedeutung der dort auffindbaren Erkenntnisse für die Bewertung der Zuverlässigkeit der betroffenen Person, deren Gewähr der Verfassungstreue sowie deren mögliche Angreifbarkeit insbesondere durch ausländische Nachrichtendienste künftig verpflichtend. Die Recherche umfasst auch soziale Netzwerke, da diese ein wesentliches Instrument zur Verbreitung extremistischer Inhalte darstellen. Recherchen werden zu betroffenen wie auch zur mitbetroffenen Person durchgeführt. Letzteres dient dazu, auf die betroffene Person durchschlagenden Sicherheitsrisiken feststellen zu können.

3. Die Sicherheitsüberprüfung im vorbeugenden personellen Sabotageschutz (Ü1) profitiert durch die generelle Erhöhung des Prüfungsniveaus bei den Überprüfungsarten. Damit steigt auch das Sicherheitsniveau im personellen Sabotageschutz.

4. Ferner lässt der Gesetzentwurf die Weitergabe von Erkenntnissen zu, wenn konkrete Ver­stöße gegen die Verpflichtung zur Verfassungstreue der betroffenen Person bestehen.

5. Darüber hinaus enthält der Gesetzentwurf Regelungen für die elektronische Aktenführung.















B. Besonderer Teil

Teil 1

Allgemeine Vorschriften

Zu § 1 (Anwendungsbereich und Zweck des Gesetzes):

Der Gesetzeszweck in § 1 wurde erweitert um die Wiederholungsprüfung und den Schutz von Verschlusssachen. Es wird klargestellt, dass es für nicht öffentliche Stel­len besondere Vorschriften gibt.

Zu § 1 Absatz 1:

Die Ergänzung um den Schutz von Verschlusssachen ist erforderlich, weil in das Ge­setz Grundzüge zum materiellen Schutz geheimhaltungsbedürftiger Informationen aufgenommen werden, die bisher nur in untergesetzlichen Bestimmungen (beispiels­weise der VSA) geregelt waren. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 1 Absatz 2:

Die Neufassung dient der systematischen Einbettung der Regelungen. Durch die nu­merische Unterteilung wird die Unterscheidung zwischen personellem Geheimschutz und Sabotageschutz als unterschiedliche Zweckrichtungen der Sicherheitsüberprüfung verdeutlicht.

Zu § 1 Absatz 3:

Mit dem neuen Absatz 3 wird jetzt klar geregelt, dass grundsätzlich alle Vorschriften des LSÜG auch für den nicht öffentlichen Bereich gelten.

Zu § 2 (Sicherheitsempfindliche Tätigkeiten):

§ 2 entspricht im Wesentlichen der Regelung des bisherigen § 2.

Zu § 2 Absatz 1:

Nummer 5 eröffnet die Möglichkeit, aufgrund anderer gesetzlicher Grundlagen eine Sicherheitsüberprüfung durchzuführen. Die Formulierung "nach anderen Vorschriften" bezieht sich darauf, dass Sicherheitsüberprüfungen nicht ausschließlich durch das LSÜG geregelt sein müssen, sondern auch durch andere gesetzliche Regelungen oder Vorschriften angeordnet werden können. Die Formulierung stellt sicher, dass Sicherheitsüberprüfungen auch dann durchgeführt werden können, wenn dies durch andere gesetzliche Regelungen erforderlich ist (z. B. Atomsicherheitsgesetz, Hafensicherheitsgesetz usw.).

Zu § 2 Absätze 2 bis 5:

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der bisherigen Regelung des bisherigen § 2 Absatz 2. Die si­cherheitsempfindlichen Stellen werden klarstellend legal definiert. Die Definitionen entsprechen denen des SÜG des Bundes.

Zu § 2 Absatz 6:

Durch Absatz 6 sollen zukünftig die sicherheitsempfindlichen Stellen durch die obers­ten Landesbehörden im Einvernehmen mit der Verfassungsschutzbehörde festgelegt werden. Ein Antrag der lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtung ist dafür nicht mehr erforderlich. Hierdurch ist eine landesweite einheitliche Rechtsanwendung sichergestellt. Die Einbindung der Verfassungsschutzbehörde gewährleistet über­dies, dass die notwendige Expertise in das Verfahren eingebracht wird.

Zu § 3 (Betroffener Personenkreis):

Zu § 3 Absatz 1:

Die Änderung stellt klar, dass Voraussetzung für die Betrauung einer sicherheitsemp­findlichen Tätigkeit eine abgeschlossene Sicherheitsüberprüfung ist. Ferner wurde ein Mindestalter für die Betrauung mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit festge­legt.

Die Absenkung der Altersgrenze folgt der Lebenswirklichkeit und ermöglicht, sicherheitsempfindliche Tätigkeiten an Personen zu übertragen, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, da davon ausgegangen wird, dass die betroffene Person in der Lage ist, die Zustimmung zur Sicherheitsüberprüfung eigenständig und wirksam zu erteilen. Minderjährige sind in der Regel beschränkt geschäftsfähig, jedoch wird durch § 113 Abs. 1 BGB eine Ausnahme geschaffen, wenn der gesetzliche Vertreter den Minderjährigen ermächtigt hat, in ein Dienst- oder Arbeitsverhältnis einzutreten. In diesem Fall ist der Minderjährige hinsichtlich der Zustimmung zur Sicherheitsüberprüfung unbeschränkt geschäftsfähig. Die Altersgrenze von 16 Jahren gilt nicht nur für die Übertragung der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit, sondern auch für die Erklärung der Zustimmung zur Sicherheitsüberprüfung. Dies ist notwendig, da gesetzliche Vertreter nicht anstelle der betroffenen Person die Zustimmung zur Durchführung einer Sicherheitsüberprüfung erklären können. Darüber hinaus ist ein Ziel der vorgelegten Formulierungshilfe die Schaffung eines einheitlichen Sicherheits- und Schutzniveaus zwischen den Ländern und mit dem Bund. Das erfordert in diesem Bereich angepasste Regelungen. Anwendungsbereiche werden insbesondere die Bereiche der Verteidigung und der Polizei sein.





Zu § 3 Absatz 2:

Absatz 2 regelt eng begrenzte Ausnahmen für das Unterbleiben einer Sicherheits­überprüfung mit einer ständigen Begleitpflicht. Dies schafft Rechtssicherheit und -klarheit sowie die Möglichkeit, flexibel auf die Bedürf­nisse der Praxis zu reagieren. Art und Dauer der Beschäftigung lassen etwa eine Ausnahme bei einmaligen oder unvorhergesehenen Reparaturarbeiten zu. Voraussetzung für die Ausnahme ist, dass das nicht überprüfte Personal während der ge­samten Dauer des Zutritts oder Zugriffs von sicherheitsüberprüftem Personal beaufsichtigt wird. Diese Regelung erfolgt in Anlehnung an das Bundesrecht. Absatz 2 Satz 2 stellt den Verzicht auf Sicherheitsüberprüfungen dar. Dies umfasst v. a. den Fall, dass ein Arbeitsplatzwechsel aus einem Bereich erfolgt, in dem bereits eine Sicherheitsüberprüfung durchgeführt wurde. Ergänzt wird die Entscheidungskompetenz für Ausnahmen durch eine klare Regelung der Zustän­digkeit und eine Dokumentationspflicht.

Zu § 3 Absatz 3:

§ 3 Absatz 3 bezieht sich auf mitbetroffene Personen. Der bisherige § 3 Absatz 2 war textlich insoweit abzuändern, als das sich der seinerzeit verwandte Begriff der Lebenspartnerin bzw. des Lebenspartners und eingetragene Lebenspartnerschaften nach  dem Lebenspartnerschaftsgesetz bezog. Seit dem 1. Oktober 2017 lässt das Lebenspartnerschaftsgesetz keine eingetragenen Lebenspartnerschaften mehr zu. Es ist seither auch bei gleichgeschlechtlichen Partner nur noch eine Ehe möglich. Satz 2 umfasst Ausnahmekonstellationen der Einbeziehung mitbetroffener Personen.

Die Ausnahmekonstellationen nach Satz 2 umfassen beispielsweise den Fall, wenn die persönliche Bindung zwischen den Partnern nicht mehr eng genug ist, wie bei dauernd getrennt lebenden Ehepartnern. Es kann auch sein, dass der Partner noch nicht volljährig ist. Außerdem ist denkbar, dass die Einwilligung der mitbetroffenen Person nicht vorliegt. Die Ausnahmen dienen dazu, die Verhältnismäßigkeit und den Schutz der Persönlichkeitsrechte der betroffenen und mitbetroffenen Personen zu gewährleisten.

§ 3 Abs. 3 S. 4 bezieht sich auf die Unterrichtungspflichten während der Sicherheitsüberprüfung.

Zu § 3 Absatz 4:

Der neue Absatz 4 entspricht dem bisherigen § 3 Absatz 3 mit der Ergänzung um Ziffer 4, in der die Ausnahmen der Gültigkeit des Gesetzes um sonstige gesetzliche Fälle erweitert wird. Dies erfolgt in Anlehnung an den Bund.

Zu § 4 (Zuständigkeit):

§ 4 entspricht im Wesentlichen der Regelung des bisherigen § 4.

Zu § 4 Absatz 4:

Absatz 4 ist neu und stellt klar, in welchen Fällen die Verfassungsschutzbehörde zugleich die Aufgabe der zuständigen Stelle und der mitwirkenden Behörde wahrnimmt. Nummer 1 und 2 entsprechen inhaltlich dem bisherigen § 4 Absatz 4.

Zu § 5 (Geheim- und Sabotageschutzbeauftragte):

Bislang wurden Aufgaben für Geheimschutz- und Sabotagebeauftragte im LSÜG nicht geregelt. Das wird mit der neu hinzugefügten Vorschrift nachgeholt.

Zu § 5 Absatz 1 und 2:

Grundsätzlich werden die Auf­gaben des Geheimschutzes durch die Dienststellenleitung wahrgenommen, wenn für die Behörde oder sonstige öffentliche Stelle eine Geheimschutzbeauftragte oder ein Geheimschutzbeauftragter sowie eine zur Vertretung berechtigte Person nicht be­stellt ist. Durch die klare Zuweisung der Zuständigkeit ist sichergestellt, dass die Auf­gaben des Geheimschutzes in der Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle von der Dienststellenleitung selbst als originäre Aufgabe wahrgenommen werden. Die Dienststellenleitung soll zur Wahrnehmung dieser Aufgabe eine Geheimschutzbeauftragte oder einen Geheimschutzbeauftragten bestellen. An die Bestellung einer Geheimschutzbeauftragten oder eines Geheimschutzbeauftragten durch die Dienststel­lenleitung ist höchste Sorgfalt anzulegen, da der Wahrnehmung der Aufgaben des Geheimschutzes eine immense Bedeutung im Sicherheitsüberprüfungsverfahren zu­kommt. Die Geheimschutzbeauftragten und Sabotageschutzbeauftragten sind „Herrin bzw. Herr des Verfahrens". Sie entscheiden zum Beispiel über Ausnahmen nach § 3 Absatz 2 bei der Durchführung einer Sicherheitsüberprüfung. Insbesondere entschei­den sie nach § 16 Absatz 1a über das Vorliegen eines Sicherheitsrisikos. Die Geheimschutzbeauftragten tragen die Verantwortung für die sicherheitsmäßige Betreu­ung der betroffenen Person. Darüber hinaus sind sie für die ordnungsgemäße Durch­führung aller Geheimschutzverpflichtungen nach dem LSÜG und den dazu er­gangenen Regelungen verantwortlich und haben die dazu erforderlichen Befugnisse wie Informations-, Belehrungs-, Anordnungs- und Kontrollrechte wie auch ein unmit­telbares Vortragsrecht bei der Dienststellenleitung (§ 5 Absatz 1 Satz 3). Andere Aufgaben sollen den Geheimschutzbeauftragten nur zugewiesen werden, soweit sie diese ohne Beeinträchtigung der Aufgabe auf dem Gebiete des Geheimschutzes be­ziehungsweise des Sabotageschutzes erfüllen können. Aus diesem Grund sollte die Dienststellenleitung grundsätzlich die Bestellung eines Geheimschutzbeauftragten erwägen. Zur Wahrung der Kontinuität und Wirksamkeit sollen Geheimschutzbeauftragte und deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihre Tätigkeit über einen längeren Zeitraum ausüben und besonders geschult und unterstützt werden. Beide Funktionen können auch von derselben Person wahrgenommen werden. Absatz 3 stellt klar, dass in Be­zug auf die Bestellung einer oder eines Sabotageschutzbeauftragten aus den vorgenannten Gründen dasselbe gilt.



Zu § 5 Absatz 3:

Entspricht dem zu § 5 Absatz 2 und 3 Gesagtem.

Zu § 5 Absatz 4:

Festlegung der näheren Aufgaben durch allgemeine Verwaltungsvorschriften nach § 37 möglich.

Zu § 6 (Verschlusssachen):

Die Neufassung des § 6 enthält die wesentlichen gesetzlichen Grundlagen, die für ei­nen effektiven materiellen Geheimschutz erforderlich sind. Diese waren bisher weit­gehend nur in untergesetzlichen Bestimmungen zu finden. Die Neufassung verdeut­licht die verfassungsrechtlichen Bezüge des materiellen Geheimschutzes. Geheim­schutz ist Ausprägung des Schutzes der freiheitlichen demokratischen Grundord­nung, zu deren Achtung und Bewahrung alle staatliche Gewalt berufen ist. Die ge­setzliche Verankerung hebt die gemeinsame Verantwortung für das Wohl der Bun­desrepublik Deutschland und ihrer Länder hervor und verpflichtet diejenigen, denen Zugang zu Verschlusssachen gewährt wird, zu ihrem Schutz.

Zu § 6 Absatz 1:

Absatz 1 stellt klar, dass im freiheitlichen demokratischen Rechtsstaat des Grundgesetzes der Geheimschutz insbesondere dem Wohl des Bundes und der Länder dient und ver­deutlicht, dass auch private Geheimnisse unter Umständen Verschlusssachen sein können. Erforderlich für die Einstufung als Verschlusssache ist, dass das private Ge­heimnis im öffentlichen Interesse geheimhaltungsbedürftig ist. Ein alleiniges privates Interesse an der Geheimhaltung reicht hingegen nicht aus. Eine materielle Änderung ist mit diesen Klarstellungen nicht verbunden. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 6 Absatz 2:

Mit Absatz 2 wird der im Bereich des Geheimschutzes geltende Grundsatz „Kenntnis nur, wenn nötig" gesetzlich verankert. Die Weitergabe von eingestuf­ten Informationen und die Kenntnisnahme solcher Informationen sind auf das zur je­weiligen Aufgabenerfüllung notwendige Maß zu beschränken. „Kenntnis nur, wenn nötig" bedeutet aber auch, dass jede Person, die für ihre Aufgabenerfüllung einen Bedarf an der Kenntnisnahme von einer Verschlusssache hat, diese Kenntnis auch erlangt. Insofern wird auch dem „Kenntnis, wenn nötig"-Prinzip Rechnung getragen - der Bereitstellung von Informationen für alle Personen mit einem entsprechenden Be­darf. Die Gründe der Aufgabenerfüllung im Sinne dieser Regelung gelten für Beamte und Tarifbeschäftigte in gleicher Weise. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.



Zu § 6 Absatz 3:

§ 6 Absatz 3 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 5 Absatz 2. Aus Gründen der Berück­sichtigung des Bundesstaatsprinzips nach Artikel 20 Absatz 1 Grundgesetz und des Homogenitätsgrundsatzes des Artikel 28 Grundgesetz war „... Bundesrepublik Deutschland oder eines der Länder ..." statt der Formulierung „... Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder... " zu formulieren. Die Einstufung als Verschlusssache erfolgt durch eine amtliche Stelle oder auf deren Veranlassung, basierend auf der Schutzbedürftigkeit der Informationen im öffentlichen Interesse. Diese Einstufung hat konstitutive Wirkung und ist bindend für andere Stellen, die diese Informationen weiterverarbeiten. Der Begriff „öffentliche Stelle“ im Sinne der Vorschrift ist weiter gefasst und schließt Behörden und andere öffentliche Einrichtungen ein, die im Rahmen ihrer Aufgaben mit Verschlusssachen umgehen. Öffentliche Stellen sind verpflichtet, Maßnahmen des materiellen Geheimschutzes zu ergreifen, um die Vertraulichkeit von Verschlusssachen zu gewährleisten. Diese Maßnahmen können organisatorischer oder technischer Natur sein, wie z. B. die Einrichtung geschützter Aktenräume oder die Verwendung von Verschlüsselungstechnik.

Zu § 6 Absatz 4:

Mit Absatz 4 werden die Verschwiegenheitspflicht der Personen, denen Zugang zu Verschlusssachen gewährt wird, sowie deren Pflicht, Verschlusssachen vor unbefug­ter Kenntnisnahme zu schützen, gesetzlich verankert. Die Änderung erfolgt in Anleh­nung an die Regelung des Bundes.

Zu § 6 Absatz 5:

Die Norm dient dazu, dass beispielsweise ungerechtfertigte Veröffentlichungen von Verschlusssachen in der Presse die Schutzbedürftigkeit von Tatsachen, Gegenständen oder Erkenntnissen nicht aufhebt.

Zu § 6 Absatz 6:

Satz 1 begründet eine Verpflichtung von Behörden, die mit Verschlusssachen umge­hen, diese durch Maßnahmen des materiellen Geheimschutzes zu schützen. Dabei wird auch die Zielrichtung des Schutzes definiert. Verlust und Durchbrechungen der Vertraulichkeit von Verschlusssachen sollen verhindert, auf das Erkennen und die Aufklärung solcher Versuche soll hingewirkt werden. Die einzelnen zu ergreifenden Maßnahmen ergeben sich aus der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum materiel­len Geheimschutz (Verschlusssachenanweisung - VSA). Dazu gehören organisatori­sche wie auch technische Maßnahmen, zum Beispiel die Einrichtung von besonders geschützten Aktenräumen als Verschlusssachen-Registraturen oder der Einsatz von Verschlüsselungstechnik. Abgesehen von der grundsätzlichen Verpflichtung materi­elle Maßnahmen zu ergreifen, sind weitere spezifische gesetzliche Regelungen über die Art dieser Maßnahmen nicht vorgesehen, um den Einsatz neu entwickelter Tech­niken und Maßnahmen nicht zu erschweren. Für die überwiegende Mehrzahl der Verschlusssachen werden die mit der jeweiligen Einstufung verbundenen Schutz­maßnahmen nach den jeweils geltenden untergesetzlichen Vorschriften genügen. Es kann aber erforderlich sein, auch für Verschlusssachen, deren Inhalt einen höheren Geheimhaltungsgrad nicht rechtfertigt, weitergehende Schutzmaßnahmen anzuord­nen (etwa das Verbot der elektronischen Übermittlung). Daher sieht Satz 8 vor, dass die herausgebende Stelle besondere Schutzmaßnahmen unabhängig von der jeweili­gen Einstufung als Auflage anordnen kann, um den jeweils notwendigen Schutz der Vertraulichkeit sicher zu stellen. Diese Anordnungen sind für die Empfänger der Ver­schlusssache verbindlich. Satz 7 verankert gesetzlich, dass der Schutz von Verschlusssachen der Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen (materieller Geheimschutz) nicht endet, wenn diese Verschlusssachen an nicht öffentliche Stellen weitergeben.

Bei der Handhabung von Verschlusssachen werden somit technische und organisatorische Maßnahmen getroffen, die in ihrem Zusammenwirken die Risiken eines Angriffs reduzieren und im Falle eines erfolgreichen Angriffs die negativen Folgen begrenzen sollen. Die Unterscheidung zwischen Risiken und Möglichkeiten bei der Handhabung von Verschlusssachen im Kontext von sicherheitsempfindlichen Tätigkeiten und Sicherheitsüberprüfungen lässt sich dabei wie folgt zusammenfassen:

Risiken:

Angriffe auf Verschlusssachen: Es besteht das Risiko, dass Verschlusssachen Ziel von Angriffen werden. Diese Angriffe können darauf abzielen, die Vertraulichkeit, Integrität oder Verfügbarkeit der Informationen zu gefährden. Technische und organisatorische Maßnahmen sollen diese Risiken reduzieren und im Falle eines erfolgreichen Angriffs die negativen Folgen begrenzen.

Ungeeignete Mitarbeiter: Mitarbeiter, die sich als ungeeignet für den Umgang mit Verschlusssachen erweisen oder gegen die Verpflichtung zur Geheimhaltung verstoßen, stellen ein Risiko dar. 

Übermäßige Kenntnis: Es gilt der Grundsatz „Kenntnis nur, wenn nötig“. Personen dürfen nur so weit über Verschlusssachen informiert werden, wie es für ihre Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Eine umfassendere oder frühere Unterrichtung birgt das Risiko von Informationslecks.

Möglichkeiten:

Prävention: Die Handhabung von Verschlusssachen bietet die Möglichkeit, durch präventive Maßnahmen die Sicherheit zu erhöhen und Risiken zu minimieren.

Eingeschränkter Zugang: Durch die Begrenzung des Zugangs zu Verschlusssachen auf Personen, die diesen für ihre Aufgaben benötigen, wird die Sicherheit erhöht.

Sicherheitsüberprüfungen: Sicherheitsüberprüfungen ermöglichen es, die Zuverlässigkeit von Personen zu prüfen, bevor sie mit sicherheitsempfindlichen Tätigkeiten betraut werden. Dies stellt sicher, dass nur geeignete Personen Zugang zu sensiblen Informationen erhalten.

Die Risiken und Möglichkeiten stehen somit in einem Spannungsverhältnis, das durch geeignete Sicherheitsmaßnahmen und Überprüfungen ausgeglichen werden soll.

Als Weitergabe sind alle Fälle zu verstehen, in denen Zugang zu Verschlusssachen gewährt wird oder die Möglichkeit einer Kenntnisnahme entsteht, die nicht durch organisatorische oder sonstige geeignete Maßnahmen ausgeschlossen wer­den kann. Auch das Erstellen einer Verschlusssache im Rahmen von Forschung und Entwicklung, welche auf Veranlassung einer amtlichen Stelle oder im Interesse einer amtlichen Geheimhaltung angeordnet wurde, fällt hierunter. Insoweit sind ebenfalls Maßnahmen des materiellen Geheimschutzes in der VSA vorgesehen. Der materielle Geheimschutz der nicht öffentlichen Stellen wird somit mittelbar durch den Auftrag an die Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen, im Übrigen untergesetzlich geregelt. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Die Weitergabe von Verschlusssachen an nicht öffentliche Stellen ist nur zulässig, wenn sie im staatlichen Interesse erforderlich ist. Das staatliche Interesse bezieht sich auf die spezifischen Aufgaben und Ziele des Staates, insbesondere den Schutz seiner Institutionen und die Wahrung seiner Funktionsfähigkeit. Es ist damit enger gefasst als das öffentliche Interesse, welches sich auf das Wohl der Allgemeinheit bezieht und Maßnahmen umfasst, die darauf abzielen, die Sicherheit und Ordnung in der Gesellschaft zu gewährleisten.

Bei der Handhabung von Verschlusssachen werden technische und organisatorische Maßnahmen getroffen, die in ihrem Zusammenwirken die Risiken eines Angriffs reduzieren und im Falle eines erfolgreichen Angriffs die negativen Folgen begrenzen sollen.

Zu § 6 Absatz 7:

Die bisher untergesetzliche Regelung der VSA wird nun gesetzlich festgeschrieben und sprachlich konkretisiert, um den materiellen Geheimschutz zu stärken. Die Kon­trolle, ob die Regelungen zum Verschlusssachenschutz eingehalten werden, dient dem immer schon zentralen Ziel dieses Gesetzes, dass im öffentlichen Interesse geheimhaltungsbedürftige Angelegenheiten nicht öffentlich bekannt werden. Unterrichten umfasst in diesem Zusammenhang die passive Variante, sich unterrichten zu lassen, sowie auch die aktive Variante, dass sich die Verfassungsschutzbehörde vor Ort informieren lässt bzw. selbst informiert.

Zu § 7 (Sicherheitsrisiken, sicherheitserhebliche Erkenntnisse):

Die Neufassung des § 7 dient im Wesentlichen der systematischen und sprachlichen Anpassung an die im Bund und den Ländern vorherrschende Rechtslage. In ihren Grundzügen entspricht die neue Vorschrift dem bisherigen § 6.

Zu § 7 Absatz 2 Nummer 2 b und c:

Zusätzlich zu denjenigen der ausländischen Nachrichtendienste werden auch Anbahnungs- oder Werbungsversuche extremistischer Organisationen im Sinne des Landesverfassungsschutzgesetzes oder von Vereinigungen im Sinne der §§ 129 bis 129b des Strafgesetzbuchs aufgenommen, um der aktuellen Sicher­heitslage Rechnung zu tragen. Die Aufnahme dieser Alternative folgt zudem der Ge­setzgebung des Bundes. Auch derartige Vereinigungen interessieren sich für den Wissensstand der Behörden und versuchen, sich Zugang zu diesen Informationen zu verschaffen. Entsprechend müssen diese Gruppierungen im LSÜG berücksich­tigt werden. Die alleinige Benennung ausländischer Nachrichtendienste genügt nicht mehr. Als weiterer praktischer Anwendungsfall kommt z.B. die Erpressbarkeit durch Rockergruppierungen (Outlaw Motorcycle Gangs), Clankriminalität oder andere Be­reiche der Organisierten Kriminalität (OK) in Betracht.

Zu § 7 Absatz 3:

Mit Absatz 3 erfolgt eine Legaldefinition des Begriffs Sicherheitsrisiko.

Zu § 8 (Rechte und Pflichten der betroffenen Person und der mitbetroffenen Person, Einwilligung):

§ 8 wurde sowohl sprachlich als auch inhaltlich überar­beitet. Die Überschrift zu § 8 wurde durch die Aufnahme des Begriffs Einwilligung entsprechend konkretisiert und damit der Bedeutung der Einwilligung Rechnung getragen.

Zu § 8 Absatz 1, 4 und 6:

Die Absätze wurden redaktionell überarbeitet und entsprechen im Wesentlichen dem bisherigen § 7 Absatz 1, 4, und 6. 

Zu § 8 Absatz 2:

Der bisherige § 7 Absatz 2 wurde um die Möglichkeit erweitert, die Einwilligung zur Sicherheitserklärung auch in elektronischer Form erteilen zu können. Die betroffene und mitbetroffene Person ist auf ihr Widerrufsrecht hinzuweisen. Wird die Einwilligung abgelehnt oder widerrufen, ist die Übertragung einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit ausgeschlossen.

Zu § 8 Absatz 3:

Die Unterrichtungspflicht bei Heirat gemäß dem bisherigen § 7 Absatz 3 Satz 4 ist um den Eintritt der Rechtskraft einer Scheidung bzw. Aufhebung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft ergänzt wor­den.





Zu § 8 Absatz 5:

Absatz 5 regelt das Verfahren nach Feststellung eines Sicher­heitsrisikos bei einbezogenen Personen sowie deren Rechte.

Zu § 8 Absatz 7:

Der neu gefasste § 8 Absatz 7 verpflichtet die betroffene Person, von sich aus über Änderungen zu informieren, die über die bisherigen Angaben zu Kontakten zu ausländischen Nachrichtendiensten hinaus gehen. Die Verpflichtung, Änderungen an die zuständige Stelle (Geheimschutzbeauftragte/r) mitzuteilen, obliegt der betroffenen Person und nicht der Dienststelle oder den personalverwaltenden Stellen. Lediglich die zuständige Stelle muss die Informationen aufnehmen und bewerten, ob ggf. eine sicherheitserhebliche Erkenntnis vorliegt und ob daraus ggf. ein Sicherheitsrisiko zu prognostizieren ist. Das sind originäre Aufgaben der zuständigen Stelle, die bereits heute dort wahrgenommen werden.

Für die betroffene Person bestand nach bisheriger Rechtslage im Zeitraum zwischen der Abgabe der Sicherheitserklärung und der Aktualisierung keine Pflicht, von sich aus die zuständige Stelle über die im neu gefassten Absatz 8 aufgenommenen Sachverhalte zu informieren. Diese realitätsferne Annahme, dass Veränderungen trotzdem angezeigt werden, soll mit dem neu gefassten Absatz 8 geschlossen werden. Die unter Nummer 9 angeführten dienst- und arbeitsrechtlichen Maßnahmen können z. B. sein: Umsetzungen, Versetzungen, Herabstufung oder Disziplinarmaßnahmen. Dies sind Sachverhalte, die sicherheitserhebliche Relevanz / Bedeutung entwickeln können. Daher ist es unverzichtbar, sicherzustellen, dass die zuständige Stelle von diesen Sachverhalten Kenntnis erlangt, um eine  Möglichkeit zur Bewertung zu erhalten. Die Verpflichtung zur Meldung bezieht sich nur auf die betroffene Person. Diese muss eigene wie auch die Veränderungen der mitbetroffenen Person melden.

Die unter Nummer 10 und 11 angeführten Fällen von geistigen oder seelischen Störungen, ärztlich festgestelltem Alkolhol- und Drogenmissbrauch sind neu ergänzt worden. Das Ziel des personellen Geheimschutzes ist der Schutz von Verschlusssachen, insbesondere Staats- und amtlichen Geheimnissen. Dies dient dazu, Informationen zu schützen, deren Kenntnisnahme durch Unbefugte den Bestand oder lebenswichtige Interessen, die Sicherheit oder die Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder gefährden könnten. Der personelle Geheimschutz ist somit unverzichtbar, um den Bestand des demokratischen Rechtsstaats und die Existenz seiner Bürgerinnen und Bürger zu sichern. Dies verdeutlicht das Ziel, Personen, deren Zuverlässigkeit aufgrund festgestellter Sicherheitsrisiken zweifelhaft sind / werden, nicht oder nicht weiter mit sicherheitsempfindlicher Tätigkeit zu betrauen. Dies betrifft potenziell auch die in diesen Ziffern angeführten Fälle. Allerdings begründen das Vorliegen oder die Behandlung einer geistigen oder seelischen Störung für sich allein kein Sicherheitsrisiko. Insofern ist nicht die Diagnose entscheidend, sondern ob sich daraus konkrete Auswirkungen auf die sicherheitsrelevante Zuverlässigkeit der Person ergeben.

Die Neufassung des Absatzes 7 erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes in § 17 SÜG Bund, wodurch ein gleichwertiges Sicherheitsniveau erreicht wird.

Teil 2

Sicherheitsüberprüfung

Zu § 9 (Arten der Sicherheitsüberprüfung):

§ 9 entspricht von seinem Regelungsgehalt im Wesentlichen dem bisherigen § 8.

Zu § 9 Absatz 2:

§ 9 Absatz 2 Satz 1 beinhaltet ebenso wie der bisherige § 8 Absatz 2 die Befugnis der zustän­digen Stelle im Einzelfall eine Sicherheitsüberprüfung der nächsthöheren Art anzu­ordnen. Die Durchführung einer Sicherheitsüberprüfung der nächsthöheren Art erfor­dert die Unterrichtung der betroffenen Person. Das Unterrichtungserfordernis wurde sprachlich neu gefasst und in den § 9 Absatz 2 aufgenommen. Die Durchführung einer Sicherheitsüberprüfung der nächsthöheren Art erfordert die Einwilligung der betroffenen und der mitbetroffenen Person.

Zu § 10 (Einfache Sicherheitsüberprüfung):

§ 10 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 9 und wurde redaktionell überarbeitet.

Zu § 11 (Erweiterte Sicherheitsüberprüfung):

§ 11 entspricht dem bisherigen § 10.

Zu § 12 (Erweiterte Sicherheitsüberprüfung mit Sicherheitsermittlungen):

§ 12 entspricht im dem bisherigen § 11.

Zu § 13 (Datenerhebung):

§ 13 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 12 und wurde lediglich redaktionell angepasst.

Teil 3

Verfahren (Überprüfungsarten und Durchführungsmaßnahmen)

Zu § 14 (Sicherheitserklärung):

Der Katalog zu den Angaben in der Sicherheitserklärung wurde inhaltlich und sprach­lich weit überwiegend im Gleichlauf mit der korrespondierenden Bundesregelung überarbeitet.

Zu § 14 Absatz 1:

Die Ergänzung um die Angabe des Geschlechts in der neuen Nummer 3 erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes. Sie ist al identifizierendes Merkmal u. a. für Speicherungen im Nachrichtendienstlichen Informationssystem der Verfassungsschutzbehörden von Bedeutung.

Die Ergänzung in Nummer 5 ist erforderlich, weil sich in der Praxis der Gesetzes­sprache und auch der Rechtsanwendung herausgebildet hat, dass unter „Familien­stand" die Angabe „verheiratet" erfasst wird sowie vor dem 1. Oktober 2017 geschlossene eingetragene Lebenspartnerschaften fallen, nicht aber die An­gabe „Lebensgemeinschaft/Lebensgefährte", weil diese kein familienrechtliches Insti­tut ist. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Nach Nummer 6 hat die betroffene Person im Inland Wohnsitze und Aufenthaltsorte der letzten fünf Jahre anzugeben, wenn dort länger als zwei Monate gelebt wurde. Für Wohnsitze im Ausland gilt dies mit der Voraussetzung, dass die betroffene Person zum Zeitpunkt der Wohnungsnahme bereits das 18. Lebensjahr vollendet hatte. Sind jedoch seit der Vollen­dung des 18. Lebensjahres noch keine fünf Jahre vergangen, müssen auch Wohn­sitze und längere Auslandsaufenthalte vor Vollendung des 18. Lebensjahres angege­ben werden. Insgesamt muss ein Zeitraum von fünf Jahren abgedeckt sein. Die Ände­rung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Die in der Nummer 9 geforderte Angabe zur (privaten und beruflichen) Erreichbarkeit ist für Terminabsprachen erforderlich. Die bessere Erreichbarkeit trägt zudem zur Be­schleunigung der Sicherheitsüberprüfung bei.

Nach Nummer 10 sind auch die Staatsangehörigkeit und das Geschlecht der im Haushalt lebenden Personen über 14 Jahre anzugeben. Diese Personen sind für die Beurteilung eines möglichen Sicherheitsrisikos bedeutsam. Ihre Staatsangehörigkeit ist insbesondere bei Staaten mit besonderen Sicherheitsrisiken relevant. Die Ände­rung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes. Zukünftig sollen Personen im Haushalt über 14 Jahre und nicht wie bisher über 18 Jahre in der Sicherheitserklä­rung angegeben werden. Die Herabsenkung erfolgt in Harmonisierung zu den Best­immungen des LVerfSchG SH und ist insbesondere im Hinblick auf extremisti­sche Erkenntnisse aus dem Wohnumfeld erforderlich.

Die ergänzend zur bisherigen Nummer 11 geforderten Angaben in der Nummer 12 sind er­forderlich, um eine lückenlose Darstellung des beruflichen Werdeganges einschließ­lich des Aufenthaltsortes für Zeiten der Nichtbeschäftigung zu gewährleisten. Insbe­sondere letzteres benötigt die Verfassungsschutzbehörde zur Identitätsprüfung, wenn mangels Beschäftigung keine Angaben zu Beschäftigungsstellen anfallen. In­soweit kompensiert die Angabe des Aufenthaltsortes den Wegfall der Auskunftsper­sonen zur Identitätsprüfung (bisher Nummer 19). Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Ebenfalls zur Kompensation des Wegfalls der bisherigen Nummer 12 dient die Num­mer 13. Zur Identitätsprüfung sollen künftig zum Beispiel auch Auskünfte von Melde­behörden herangezogen werden. Die Nummer des Personalausweises oder Reise­passes allein ist hierfür nicht ausreichend. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

In Nummer 15 wurde die bisherige Nummer 14 um das Wort „ehemalige" bereinigt, da die Bezeichnung „Deutsche Demokratische Republik" in Rechtsvorschriften nur noch im Zusammenhang mit Sachverhalten aus der Vergangenheit vorkommt.

Die Ergänzungen der bisherigen Nummer 17 in der neuen Nummer 18 erfolgt aus Klarstellungsgründen. Im Strafprozess fehlt es an einer expliziten Regelung, die festlegt, ab wann ein Strafverfahren anhängig ist. Mit der Ergänzung wird klargestellt, dass be­reits ein eingeleitetes Ermittlungsverfahren in der Sicherheitserklärung anzugeben ist. Bereits ein solches Ermittlungsverfahren ist für die Entscheidung, ob ein Sicher­heitsrisiko vorliegt, relevant. Die Angabe versetzt die Verfassungsschutzbehörde in die Lage, den Sachverhalt weiter aufzuklären, insbesondere Akten beizuziehen. Die Ergänzung um das In- und Ausland erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bun­des.

Die Aufnahme der Nummer 19 ist erforderlich, da auch Verurteilungen im Ausland für die Entscheidung, ob ein Sicherheitsrisiko vorliegt, relevant sind. Anders als in Num­mer 18 sind dabei keine strafrechtlichen Ermittlungsverfahren im Ausland anzuge­ben. Diese können aufgrund des fehlenden Zugriffs auf die jeweiligen Akten im Aus­land nicht in dem erforderlichen Umfang aufgeklärt werden, um Grundlage für die Entscheidung zu sein, ob ein Sicherheitsrisiko vorliegt. Die Änderung erfolgt in Anleh­nung an die Regelung des Bundes.

Zukünftig sind keine Auskunftspersonen zur Identitätsprüfung der betroffenen Person mehr anzugeben (bisher Nummer 19), da die Befragung dieser Personen bei allen Si­cherheitsüberprüfungen nach den §§ 10 und 11 in keinem angemessenen Verhältnis zum Aufwand steht. Lediglich Bewerber und Mitarbeiter der Verfassungsschutzbe­hörde müssen zwei Auskunftspersonen zur Identitätsprüfung angeben (Absatz 4). Die Befragung kann zum Beispiel durch einen lückenlos dargestellten beruflichen Werdegang seit der Schulentlassung entbehrlich sein oder durch Auskünfte bei den Meldebehörden ersetzt werden. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Die neue Nummer 21 ist aufgenommen, um Einsicht in die offen zugänglichen Inhalte dieser Internetseiten nehmen zu können. Dazu ist die Angabe der Adressen eigener Internetseiten und der öffentlich einsehbaren Nutzerprofile in allgemein zugänglichen sozialen Medien im Internet einschließlich der Nutzernamen in den vergangenen fünf Jahren erforderlich. Eigene Internetseiten sind solche, für deren Inhalte die betroffene Person verantwortlich ist. Soziale Netzwerke sind Plattformen im Internet, die dazu bestimmt sind, dass Nutzer Inhalte mit anderen Nutzern teilen oder einer darüber hinausgehenden Öffentlichkeit zugänglich machen. Die Mitgliedschaft ist auch anzugeben, wenn sie nicht oder nicht mehr aktiv genutzt wird. Die Angabe des Nutzernamens ist erforderlich, da das Profil der betroffenen Person in einem sozialen Netzwerk sonst in vielen Fällen nicht auffindbar ist. Die Angabe dient damit zugleich dem Schutz anderer Nutzer des sozialen Netzwerks, da sonst Einsicht in die Profil­seiten verschiedener Personen genommen werden müsste, um die dort gemachten Angaben (etwa die Profilbilder) mit den bereits zu der betroffenen Person vorliegen­den Angaben abgleichen und so das Profil der betroffenen Person auffinden zu kön­nen. Verfügt die betroffene Person über mehrere Accounts in sozialen Netzwerken, sind alle anzugeben. Mit den Angaben der Adressen eigener Internetseiten und zu Mitgliedschaften in sozialen Netzwerken können deren offen zugängliche Inhalte, die die betroffene Person bestimmt, in die Bewertung, ob ein Sicherheitsrisiko vorliegt, einbezogen werden. Auch Erkenntnisse über den Umgang mit persönlichen und sen­siblen Daten können dadurch in die Bewertung mit einfließen. Dies kann insbeson­dere bei der Einschätzung der Persönlichkeit und Zuverlässigkeit der betroffenen Person relevant sein. Beispielsweise ist es nicht vertretbar, wenn Angehörige einer Observationsgruppe Statusbilder, Aufenthaltsorte oder Gruppenfotos in sozialen Netzwerken teilen und damit die Tarnung und die Sicherheit der gesamten Gruppe gefährden. Ebenso bieten Angaben zur dienstlichen Tätigkeit bei sicherheitsempfind­lich eingesetztem Personal ausländischen Nachrichtendiensten die Möglichkeit zu recherchieren, wer möglicherweise für Anbahnungs- und Werbungsversuche in Frage kommt.

Mit der Aufnahme der Angabe zu durchgeführten Zuverlässigkeits­überprüfungen in der neuen Nummer 23 wird sichergestellt, dass sämtliche erfolgte Überprüfungen in die Sicherheitsüberprüfungen einbezogen werden können. Redun­dante Maßnahmen können so effektiv vermieden werden.

Die Ergänzungen in den Nummern 22 und 23 erfolgen in Angleichung an die Rege­lung des Bundes.

Die Ergänzungen in den Nummern 24 und 25 sind die folgerichtige Ergänzung zu § 8 Absatz 7 Satz 1 Nummer 10 und 11.

Durch § 14 Absatz 1 Satz 3 wird die Möglichkeit eingeräumt, die nach § 14 Absatz 1 Satz 3 einzureichenden Lichtbilder auch elektronisch anzufordern. Bislang werden Lichtbilder gemeinsam mit der ausgefüllten Sicherheitserklärung in Papierform eingereicht. Zukünftig ist geplant, diesen Prozess auch digital anzubieten. Dafür werden dann die Lichtbilder in elektronischer Form und in einem gängigen Format angefordert werden. Gerade für Re­cherchen ist es in der heutigen Zeit sinnvoll, über digitales Bildmaterial zwecks Abgleich zu verfügen. Während der bisherige § 13 Absatz 1 Satz 3 auf die Pflicht, Lichtbilder beizubringen, im Rah­men einfacher Sicherheitsüberprüfungen verzichtete, sieht der neu gefasste § 14 das Beibringen von Lichtbildern für alle Sicherheitsüberprüfungen und zwar sowohl für die betroffene wie auch für die mitbetroffene Person vor. Das Lichtbild wird trotz des grundsätzlichen Verzichts auf die Angabe von Auskunftspersonen zur Iden­titätsprüfung in der Sicherheitserklärung weiterhin benötigt, denn es dient dem Abgleich mit Fotos im Internet bei der Einsicht in Internetseiten und soziale Netzwerke. Damit ist das Lichtbild zukünftig auch bei einfachen Sicherheitsüberprüfungen nach § 10 notwendig. Gerade bei sehr verbreiteten Namen ist dies erforderlich, um eine si­chere Zuordnung von Internetseiten und Accounts in sozialen Netzwerken zu der be­troffenen Person zu gewährleisten. Zudem kann das Lichtbild auch der Identifizie­rung der betroffenen Person im Fall der Durchführung einer Eigenbefragung durch die Verfassungsschutzbehörde dienen.

Zu § 14 Absatz 2 und 3:

§ 14 Absatz 2 und 3 entsprechen in ihren Regelungsinhalten dem Grunde nach dem bisherigen § 13 Absatz 2 und 3. Bei der Änderung handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung des Absatzes 1. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 14 Absatz 4:

§ 14 Absatz 4 entspricht von seinem Regelungsgehalt her dem bisherigen § 13 Absatz 4. Zur besseren Lesbarkeit wurden die Klammerzusätze durch eine strukturierte nume­rische Aufzählung ersetzt.

Die Beschränkung des Absatzes 4 auf Sicherheitsüberprüfungen der in § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 genannten Personen dient der Klarstellung, dass die weiteren An­gaben in der Sicherheitserklärung nur bei Bewerberinnen und Bewerbern sowie Mit­arbeiterinnen und Mitarbeitern der Nachrichtendienste erforderlich sind. Damit wird deren spezifischer Gefährdungslage Rechnung getragen. Diese herausgehobene Gefährdungslage erfordert eine besonders belastbare sicherheitsmäßige Beurteilung dieses speziellen Personenkreises. Zur sachgerechten Überprüfung ist daher die An­gabe zu den (auch nicht im Haushalt lebenden) Kindern jeder Altersgruppe der be­troffenen Person in Nummer 2 erforderlich. Dadurch ist nach Abschluss der Sicher­heitsüberprüfung ein umfassendes Bild dieses speziellen Personenkreises gewähr­leistet, das zur belastbaren Einschätzung eines Sicherheitsrisikos geeinigt ist.

Zu § 14 Absatz 5:

§ 14 Absatz 5 entspricht von seinem Regelungsgehalt her dem bisherigen § 7 Absatz 3 Satz 2 und 3.

Zu § 14 Absatz 6:

§ 14 Absatz 6 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 13 Absatz 6. Die Ergänzung „unter Angabe der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit" in Satz 3 ist erforderlich, da in der Praxis häufig Rückfragen zur Art der sicherheitsempfindlichen Tätigkeiten an die übermittelnde zuständige Stelle gestellt werden mussten. Aus Gründen der Arbeitseffizienz und der Prozessökonomie ist diese Ände­rung daher erforderlich.

Zu § 15 (Maßnahmen bei den einzelnen Überprüfungsarten):

§ 15 neue Fassung harmonisiert mögliche Maßnahmen der mitwirkenden Behörde bei den einzelnen Überprüfungsarten mit dem Regelkatalog des SÜG Bund. Die Anpassungen dienen der Angleichung an den derzeit geltenden Überprüfungsstandard innerhalb der Sicherheitsüberprüfungen des Bundes und zahlreicher Länder.

Zu § 15 Absatz 1:

Die Standardmaßnahmen der einfachen Sicherheitsüberprüfung gemäß § 10 werden um einige Datei- und Registeranfragen und anzufragende Behörden erweitert.

Zukünftig umfasst die einfache Sicherheitsüberprüfung folgende Datei-und Register­abfragen:

		Bundeszentralregister



		Gewerbezentralregister



		Zentrales Staatsanwaltschaftliches Verfahrensregister (ZStV)



		Ausländerzentralregister (AZR)





Bezüglich der Abfrage des AZR bei ausländischen betroffenen Personen, die keine Freizügigkeitsberechtigten Unionsbürger sind, wurde der Verfassungs­schutzbehörde ein Beurteilungsspielraum im Einzelfall eingeräumt.

Zudem sind zukünftig nachfolgende Stellen von der Verfassungsschutzbehörde an­zufragen:

		die Bundespolizei (BPol)



		das Bundeskriminalamt (BKA)



		das Landeskriminalamt



		der Bundesnachrichtendienst (BND)



		das Bundesamt für den Militärischen Abschirmdienst (BAMAD)





Neu aufgenommen wurde die optionale Anfrage bei ausländischen Sicherheitsbehör­den oder bei nach dortigem Recht für solche Anfragen zuständigen öffentlichen Stel­len zur Überprüfung von Personen, die sich innerhalb der vergangenen fünf Jahre ununterbrochen mindestens sechs Monate im Ausland aufgehalten haben.

Bei der einfachen Sicherheitsüberprüfung wird die mitbetroffene Person, wie Ehepartner, Lebenspartner oder Lebensgefährte, grundsätzlich nicht in die Überprüfung einbezogen. Es erfolgt lediglich eine Überprüfung der von der mitbetroffenen Person angegebenen Daten durch die mitwirkende Behörde, ohne dass diese als mitbetroffene Person in die Sicherheitsüberprüfung einbezogen wird. Sollten sich jedoch aus diesen Daten sicherheitserhebliche Erkenntnisse ergeben, die nur durch Maßnahmen einer höheren Sicherheitsüberprüfungsart geklärt werden können, kann eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung angeordnet werden. Dies ist jedoch nur mit der Zustimmung der mitbetroffenen Person möglich. Ohne diese Zustimmung ist eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung nicht durchführbar.

Unabhängig davon können bei der einfachen Sicherheitsüberprüfung in Bezug auf den Partner Maßnahmen nach § 15 Absatz 5 durchgeführt werden. 

§ 15 Absatz 2:

§ 15 Absatz 2 regelt das Verfahren bei Anfragen an ausländische Sicherheitsbehörden nach § 15 Absatz 1 Nr. 7. Ohne die Abklä­rung von längeren Auslandsaufenthalten durch Beteiligung dieser Stellen können Lü­cken in der Überprüfung entstehen, die gegebenenfalls zur Feststellung der Nicht-Überprüfbarkeit der betroffenen Person führen. Unbeachtlich sind bezüglich der Dauer des Auslandsaufenthalts kurzfristige Unterbrechungen, etwa durch Heimatur­laub. Die betroffene Person hat Auslandsaufenthalte bereits jetzt in der Sicherheitser­klärung anzugeben (§ 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5).

Zum Zweck der Anfrage dürfen nur die in § 15 Absatz 2 aufgeführten Anga­ben übermittelt werden. Es handelt sich dabei um die zur Identifizierung der Person erforderlichen Daten. Als Anlass der Anfrage ist „Sicherheitsüberprüfung" anzuge­ben. Keinesfalls dürfen etwaige bereits angefallene sicherheitserhebliche Erkennt­nisse übermittelt werden. Satz 3 beinhaltet Fallkonstellationen, in denen eine Abfrage der öffentlichen Stellen im Ausland unterbleibt. Eine Anfrage unterbleibt nach Num­mer 1, wenn ihr auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland entgegenste­hen. Danach sind etwa keine Anfragen an Staaten zu richten, die nicht nach demo­kratischen Maßstäben regiert werden oder die die Menschenrechte nicht beachten. Nach Nummer 2 sind Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland zu be­rücksichtigen und nach Nummer 3 überwiegende schutzwürdige Interessen der be­troffenen oder der mitbetroffenen Person. Diese sind im Einzelfall mit dem besonde­ren öffentlichen Interesse der Anfrage abzuwägen. Die schutzwürdigen Interessen der betroffenen oder der mitbetroffenen Person überwiegen etwa, wenn bekannt ist, dass der angefragte Staat die Anfrage für eigene Zwecke verwendet, oder wenn in dem angefragten Staat kein angemessenes Datenschutzniveau gewährleistet ist.  Beispielsweise können die Grundpersonalien (§ 3 Absatz 1 Nummer 4 AZR-Gesetz) abgeglichen und die Angaben zu den Wohnsitzen im Inland auf Über­einstimmung mit den Angaben des Ausländerzentralregisters zum Zuzug (§ 3 Absatz 1 Nummer 6 AZR-Gesetz) geprüft werden. Die Kenntnis über die unterschiedlichen Schreibweisen der Namen (§ 3 Absatz 1 Nummer 5 AZR-Gesetz) der betroffenen o­der mitbetroffenen Person ist Voraussetzung für die erfolgreiche Durchführung weite­rer Maßnahmen nach § 15 LSÜG, da nicht von vornherein klar ist, zu welcher Namensschreibweise Informationen zur betroffenen oder mitbetroffenen Person bei anderen Stellen vorliegen. Deshalb müssen dort Informationen zu allen in Betracht kommenden Schreibweisen abgefragt werden können.



Zu § 15 Absatz 3:

§ 15 Absatz 3 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 14 Absatz 3.  Der bisherige § 14 Absatz 3 Nr. 2 wird nicht weiter berücksichtigt, da die Maßnahme in den neuen § 15 Absatz 1 aufgenommen wurde.

Zu § 15 Absatz 4:

Ziel der Norm ist es, mittels Referenzpersonen Informationen über die persönlichen Verhältnisse der betroffenen Person (z. B. Familie, Freizeit, Beruf) zu erlangen. In diesem Zusammenhang (insbesondere Familie) können Referenzpersonen auch zur mitbetroffenen Person befragt werden. Hier geht es aber immer um die betroffene Person. Es sollen und werden nicht explizit Informationen zur mitbetroffenen Person erfragt.

Die Regelung ist dahin erweitert worden, dass für die Überprüfung des Personenkreises nach § 12 in der Regel zusätzlich zu Referenzpersonen mindestens eine weitere Auskunftsperson befragt wird. Die Befragung von Referenz- und Auskunftsperso­nen erstreckt sich auf die betroffene und die mitbetroffene Person. Die Befragung von Referenz- und Auskunftspersonen ist ein geeignetes und notwen­diges Mittel, um die Gefährdungssituation umfassend einschätzen zu können. In der bisherigen Überprüfungspraxis hat sich dabei häufig herausgestellt, dass in der be­troffenen Person selbst begründete sicherheitserhebliche Erkenntnisse ausschließ­lich durch diese Befragungen gewonnen werden konnten. Es ist daher davon auszuge­hen, dass sicherheitserhebliche Erkenntnisse in ebenso vielen Fällen auch bei der mitbetroffenen Person erst durch die Befragung von Referenzpersonen erkannt und in die Bewertung einbezogen werden können.

Der neue Satz 2 schafft die gesetzliche Befugnis für eine generelle Befragung von Bewerberinnen und Bewerbern sowie von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Nachrichtendienste. Dies ist der besonderen Sicherheitsempfindlichkeit der Tätigkeit bei den Nachrichtendiensten und der möglichen Auswirkungen der sicherheitserheb­lichen Erkenntnisse geschuldet.

Zu § 15 Absatz 5:

Die Regelung enthält die Befugnis, Angaben in der Sicherheitserklärung zu Adressen eigener Internetseiten und zu Mitgliedschaften in sozialen Netzwerken bei der Sicher­heitsüberprüfung zu berücksichtigen, indem die offen zugänglichen Inhalte eingese­hen werden dürfen und zwar zur betroffenen und mitbetroffenen Person. Vor dem Hintergrund, dass soziale Netzwerke und Internetauftritte einen immer größeren Stellenwert einnehmen und als Selbstdarstellungs- und Kommunikationsplattformen genutzt werden, ist die Möglichkeit der Einbeziehung von Informationen aus dem öffentlich sichtbaren Teil der Profilseiten in sozialen Netz­werken und aus den öffentlich sichtbaren eigenen Internetseiten in die Sicherheits­überprüfung zur Feststellung, ob ein Sicherheitsrisiko vorliegt, erforderlich. Die Internetrecherche zu offen zugänglichen Inhalten wird im Gleichlauf mit der Regelung des Bundes als neue Überprüfungsmaßnahme eingeführt. Bei allen Arten der Sicher­heitsüberprüfung ist es der Verfassungsschutzbehörde zukünftig erlaubt, Einsicht in offen zugängliche Internetseiten zu der betroffenen Person zu nehmen, auch in den öffentlich sichtbaren Teil sozialer Netzwerke. Soziale Netzwerke sind Plattformen im Internet, die dazu bestimmt sind, dass Nutzer Inhalte mit anderen Nutzern teilen oder einer darüber hinausgehenden Öffentlichkeit zugänglich machen. Durch die Einsicht­nahme können auch Erkenntnisse über den Umgang mit persönlichen und sensiblen Daten gewonnen werden. Diese können vor allem bei der Einschätzung der Persön­lichkeit und Zuverlässigkeit der betroffenen Person relevant sein. In der Sicherheits­erklärung sind daher die Adressen eigener Internetseiten und die Mitgliedschaften in sozialen Netzwerken mit Benutzernamen nach § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 18 an­zugeben.

Zu § 15 Absatz 6:

§ 15 Absatz 6 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 14 Absatz 4. Die Vorschrift wurde in Satz 1 an die Regelung des Bundes sprachlich angepasst. Der neu eingefügte Satz 2 soll sicherstellen, dass das Stasi-Unterlagen-Archiv bei der Auskunftserteilung im Rahmen von Sicherheitsüberprüfungen alle Archive berücksichtigt. Wie lange eine Überprüfung von vor 1970 geborener Personen auf ihre Stasi-Vergangenheit noch erforderlich ist, wird fortlaufend bewertet und in Geheimschutzgremien erörtert.

Zu § 15 Absatz 7:

§ 15 Absatz 7 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 14 Absatz 5. Die Vorschrift wurde jedoch in Satz 2 neben dem Erfordernis eines sicherheitserheblichen Sachverhalts um die Alternative „Prüfung der Identität" ergänzt. Die Ergänzung ist als Folge der Aufhe­bung der Befragung von Auskunftspersonen zur Identitätsprüfung als Standardmaß­nahme erforderlich, weil im Einzelfall auch eine Befragung von geeigneten Aus­kunftspersonen oder anderen geeigneten Stellen zur Feststellung der Identität mög­lich sein muss. Dies gilt insbesondere mit Blick darauf, dass § 15 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 die Prüfung der Identität der betroffenen Person als Standardmaßnahme im Rahmen einer erweiterten Sicherheitsüberprüfung vorsieht.

Die Aufnahme der Verpflichtung in § 15 Absatz 7 Nummer 3, Unterlagen beizubringen, dient der Überprüfung der Angaben der betroffenen Person zu einer sicherheitser­heblichen Erkenntnis. Die Pflicht zur Beibringung von Unterlagen ist das mildere Mit­tel gegenüber (umfangreichen) Ermittlungen der Verfassungsschutzbehörde bei sonstigen Stellen. Bisher wurden Betroffene regelmäßig im Rahmen der bestehen­den Mitwirkungspflicht zur Beibringung der Unterlagen aufgefordert. Die Aufnahme dient somit wesentlich der Rechtsklarheit und der Konkretisierung der Mitwirkungspflicht. Die vorzulegenden Unterlagen bieten darüber hinaus häufig ein zuverlässigeres Bild als die Ergebnisse von Befragungen. Zur Anforderung von Akten öffentlicher Stellen erfolgt eine Klarstellung. Davon umfasst sind unter ande­rem Ermittlungs- und Strafakten sowie Akten von Finanzbehörden über Steuerstrafta­ten im Sinne von § 369 Abgabenordnung (AO). Die Befugnis ist nicht auf vorgenannte Ak­ten beschränkt, weil zum Beispiel auch die Anforderung von Insolvenzakten zur Klä­rung der Frage einer Überschuldung erforderlich sein kann. In der Praxis kann es im Einzelfall erforderlich sein, bei den verschiedensten Stellen Akten anzufordern. Die Beiziehung von Akten ist zur Sachverhaltsaufklärung bereits vor der Befragung der betroffenen Person oder der mitbetroffenen Person möglich.

Zu § 15 Absatz 8:

Der neu eingefügte Absatz 8 dient der Klarstellung, dass für einen positiven Ab­schluss einer Sicherheitsüberprüfung in der Regel mindestens ein Zeitraum von fünf Jahren (bei Bewerberinnen und Bewerbern des Verfassungsschutzes 10 Jahre) überprüfbar sein muss. Hiervon unberührt bleibt die Berücksichtigung von länger als fünf Jahre zurückliegenden sicherheitserheblichen Erkenntnissen. Eben­falls unberührt bleiben internationale Vorschriften, die einen abweichenden Zeitraum vorgeben (z.B. CM(2002)49 der NATO, Council Security Rules der EU sehen für den Geheimhaltungsgrad „NATO SECRET" bzw. „SECRET UE/EU SECRET" einen Überprüfungszeitraum von zehn Jahren vor). Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 16 (Abschluss der Sicherheitsüberprüfung):

Zu § 16 Absatz 1:

§ 16 Absatz 1 Satz 1 entspricht dem bisherigen § 15 Absatz 1 Satz 1. Satz 2 entspricht dem bisherigen § 16 Absatz 1 Satz 2 mit der klarstellenden Erweiterung, dass auch das Nichtvorliegen eines Sicherheitsrisikos von der mitwirkenden Behörde an die zuständige Stelle mitgeteilt wird. Die Mitteilung kann schriftlich oder elektronisch erfolgen.

Zu § 16 Absatz 2:

§ 16 Absatz 2 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 15 Absatz 1 Satz 2 und 4. Zukünftig kann die Mitteilung schriftlich oder in einfacher elektronischer Form erfolgen. Den Begrifflichkeiten „schriftlich oder elektronisch" kommt dabei eine sehr weite, umfassende Bedeutung zu. Dem Erfordernis der schriftlichen Übermitt­lung wird auch ohne eigenhändige Unterzeichnung genügt. Auch die elektronische Mitteilung ist an keine weiteren Voraussetzungen geknüpft, sondern erfasst jegliche Erscheinungsform elektronischer Arbeitsweise bei Verwendung von Dokumenten. Damit wird der Verfassungsschutzbehörde die Möglichkeit eröffnet, die Mitteilung mit­tels der einfachsten elektronischen Variante, z. B. durch E-Mail an ein Funktionspost­fach des/der Geheim- oder Sabotageschutzbeauftragten vorzunehmen. Eine eigen­händige Unterschrift des Bearbeiters ist nicht notwendig, so dass die Einhaltung ei­ner strikten Schriftform nicht erforderlich ist. Bei der einfachen elektronischen Mittei­lung ist der Grad der Einstufung der Information zu beachten und Maßnahmen nach den Vorschriften zum materiellen Geheimschutz zum Schutz der Information zu tref­fen.





Zu § 16 Absatz 3:

§ 16 Absatz 3 wurde neu eingefügt. Nach § 15 trifft die Verfassungsschutzbehörde die für die Art der Sicherheitsüberprüfung erforderlichen Maßnahmen. Kann sie diese Maßnahmen nicht über den gesamten Überprüfungszeitraum (§ 15 Absatz 8) treffen, teilt sie der zuständigen Stelle mit, dass eine vollständige Aufklärung des nach § 15 Absatz 8 festgelegten Bewertungszeitraumes nicht möglich ist und sie teilt mit, welche Maßnahmen sie durchgeführt hat. Der zuständigen Stelle wird in diesen Fällen insoweit künftig nicht nur die Erkenntnislage mitgeteilt, sondern auch die Zeiträume, für die Maßnahmen nach § 15 nicht durchgeführt werden konnten. Die zuständige Stelle wird hierdurch in die Lage versetzt, selbst darüber zu befinden, ob ein Verfah­renshindernis im Sinne des § 16 dem Abschluss des Sicherheitsüberprüfungsverfahrens entgegensteht oder ob ihr eine Entscheidung nach § 16 Absatz 2 im Einzelfall ausnahmsweise noch möglich ist. Die Änderungen erfolgen in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 16 Absatz 4:

§ 16 Absatz 4 entspricht dem Regelungsinhalt des bisherigen § 15 Absatz 2 Satz 1. In der Neufassung wird betont, dass sich die Beurteilung des Vorliegens eines Sicherheitsrisikos bzw. von sicherheitserheblichen Erkenntnis­sen im Einzelfall maßgeblich nach dem mit der jeweiligen Sicherheitsüberprü­fung verfolgten Ziel richtet. Eine Abweichung vom Votum der mitwirkenden Behörde ist zu begründen und dieser unverzüglich mitzuteilen. Darin liegt auch die Möglichkeit der nochmaligen Erörterung und erneuten Austauschs.

Zu § 16 Absatz 5:

Während der bisherige § 16 Absatz 2 Satz 2 noch eine Information der betroffenen Person nur vorsah, wenn die zuständige Stelle die Betrauung mit der sicherheitsempfindli­chen Tätigkeit ablehnt, wird in § 16 Absatz 5 die generelle Unterrichtung der betroffe­nen Person über das Ergebnis der Sicherheitsüberprüfung eingeführt. Absatz 5 soll das Verfahren der Sicherheitsüberprüfung transparenter machen. Die Mitteilung um­fasst lediglich das Ergebnis der Sicherheitsüberprüfung, also die Feststellung, ob die betroffene Person mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut werden darf o­der nicht. Satz 2, wonach die Unterrichtung für Bewerberinnen und Bewer­ber bei der Verfassungsschutzbehörde unterbleibt, trägt dem Umstand Rechnung, dass ausländische Nachrichtendienste versuchen, durch gesteuerte Bewerbungen den Erkenntnisstand der Nachrichtendienste des Bundes und der Länder sowie de­ren Einstellungspraktiken auszuforschen. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 16 Absatz 6:

Absatz 6 stellt klar, dass eine Sicherheitsüberprüfung nicht ab­geschlossen werden kann, wenn die betroffene Person oder die mitbetroffene Per­son nicht willig ist, an der Sicherheitsüberprüfung mitzuwirken oder aufgrund eines nicht ausreichenden Überprüfungszeitraumes nicht überprüfbar ist. Gleiches gilt beim Widerruf der Zustimmung der betroffenen Person oder der mitbetroffenen Person zur Sicherheitsüberprüfung.

Zu § 17 (Vorläufige Betrauung mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit):

§ 17 entspricht dem Regelungsgehalt des bisherigen § 16 und wurde lediglich redaktionell überarbeitet.

Zu § 18 (Unterrichtung durch die personalverwaltende Stelle):

Eine Regelung zur Unterrichtung durch die personalverwaltende Stelle war bislang nicht im LSÜG vorgesehen. Somit wird mit der Einfügung des § 18 eine Regelungs­lücke geschlossen und eine Rechtsgrundlage für den erforderlichen Informationsaus­tausch zwischen der personalverwaltenden Stelle und der zuständigen Stelle im Sinne des LSÜG geschaffen. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Rege­lung des Bundes.

Die personalverwaltende Stelle ist für die Auswahl der Personen verantwortlich, die eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit ausüben sollen. Sie entscheidet jedoch nicht eigenständig über die Sicherheitsüberprüfung, sondern übermittelt die relevanten Informationen an die zuständige Stelle, die dann über die Einleitung der Sicherheitsüberprüfung und die Zuweisung der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit entscheidet. Die personalverwaltende Stelle erhält somit Kenntnis über die Personen, die mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut sind, durch ihre Rolle im Auswahlprozess und die Zusammenarbeit mit der zuständigen Stelle.

§ 18 Satz 1 1. Halbsatz führt eine Anzeigepflicht für Personalmaßnahmen ein. Dies dient der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit. Die Unterrichtungspflicht ist notwendig, da nach Abschluss der Sicher­heitsüberprüfung viele sicherheitserhebliche Erkenntnisse zunächst nur der personal­verwaltenden Stelle bekannt werden. In diesen Fällen müssen die zuständige Stelle und die Verfassungsschutzbehörde zeitnah in die Lage versetzt werden, diese Er­kenntnisse im Hinblick auf ein mögliches Sicherheitsrisiko bewerten zu können. § 18 ist eine Rechtsvorschrift im Sinne des § 85 Absatz 1 Landesbeamtengesetz Schleswig-Holstein, die die Verarbeitung von Personalaktendaten im hierzu erforder­lichen Umfang ausdrücklich erlaubt.

§ 18 Satz 1 2. Halbsatz enthält die wesentlichen Anlässe, die eine Unterrichtungspflicht auslö­sen. Soweit die personalverwaltenden Stellen Kenntnis zu dort aufgeführten Sach­verhalten erlangen, haben sie diese unverzüglich der oder dem Geheimschutzbeauftragten mitzuteilen. Die Unterrichtungspflicht in Fällen der Nummer 4 umfasst einge­leitete und abgeschlossene Straf- und Disziplinarverfahren. Bei Tarifbeschäftigten umfasst sie alle Sachverhalte, die bei Beamten die Einleitung von Disziplinarverfah­ren zur Folge hätten. Aufgenommen wurden zudem Nebentätigkeiten, da sich in der Praxis gezeigt hat, dass Nebentätigkeiten inhaltsgleiche Überschneidungen mit der hauptberuflichen Tätigkeit haben können und zu besorgen ist, dass es zum Abfluss von schützenswertem Knowhow bzw. Eigenmethodik kommen kann oder dass es zu einer Vermischung von dienstlichem und nebenberuflichem Wissen kommt, wodurch der Abfluss von zu schützenden Informationen leichter wird.

Zu § 19 (Sicherheitserhebliche Erkenntnisse nach Abschluss der Sicherheitsüberprüfung):

§ 19 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 17. Die Absätze 1 und 2 wurden lediglich sprachlich überarbeitet und an die neuen Begrifflichkeiten angepasst.

Zu § 19 Absatz 3:

Nach Absatz 3 hat die zuständige Stelle die Möglichkeit, die weitere Betrauung einer betroffenen Person mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit unmittelbar zu unter­sagen. Dies ist dann der Fall, wenn sicherheitserhebliche Erkenntnisse anfallen, die so gravierend sind, dass sie keinen Aufschub der Untersagung zulassen. Dann ha­ben der Schutz von Verschlusssachen bzw. der Sabotageschutz Vorrang vor dem Interesse der betroffenen Person an der Fortführung ihrer sicherheitsempfindlichen Tä­tigkeit. Die Untersagung ist bereits vor Anhörung der betroffenen Person möglich und damit noch vor der förmlichen Feststellung eines Sicherheitsrisikos. Satz 2 stellt je­doch klar, dass vor endgültiger Entscheidung über ein Sicherheitsrisiko eine Anhö­rung nach § 6a Absatz 1 und 2 der betroffenen oder mitbetroffenen Person stattfin­den muss. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 20 (Aktualisierung der Sicherheitserklärung, Wiederholungsüberprüfung):

Die Neufassung des § 20 erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes in § 17 SÜG Bund, wodurch ein gleichwertiges Sicherheitsniveau erreicht wird.

Zu § 20 Absatz 1:

Satz 1 entspricht zunächst dem bisherigen Satz 1. Nach Absatz 1 hat eine betroffene Person, die eine si­cherheitsempfindliche Tätigkeit ausübt, ihre Sicherheitserklärung nach fünf Jahren zu überprüfen. Neu ist in Satz 2 geregelt, dass dortige Angaben gegebenenfalls zu än­dern beziehungsweise zu ergänzen und dass die aktualisierten Angaben von der zu­ständigen Stelle auf Vollständigkeit und Richtigkeit zu überprüfen sind. Dazu kann sie - wie bei der Erstüberprüfung - die Personalakte der betroffenen Person einse­hen. Die zuständige Stelle beauftragt die Verfassungsschutzbehörde in einem zwei­ten Schritt, die Maßnahmen nach § 14 Absatz 5 erneut durchzuführen, die aufgrund der aktualisierten Angaben erforderlich sind. Die Maßnahmen können sich sowohl auf die betroffene als auch auf die mitbetroffene Person beziehen. Die Verfassungs­schutzbehörde bewertet die durch die Maßnahmen gewonnen Erkenntnisse und teilt das Ergebnis der zuständigen Stelle mit. Mit diesen Maßnahmen wird sichergestellt, dass nach fünf Jahren eine betroffene Person in dem Maße erneut überprüft wird, wie es für die Aufrechterhaltung eines hohen Sicherheitsniveaus notwendig ist. Mit dieser Regelung soll der Fall vermieden werden, dass sicherheitserhebliche Erkennt­nisse, die auch erst nach Abschluss der Erstüberprüfung auftreten können, nicht er­kannt werden.

Zu § 20 Absatz 2:

Nach Absatz 2 Satz 1 ist zukünftig eine Wie­derholungsüberprüfung bei allen Arten der Sicherheitsüberprüfung in der Regel alle zehn Jahre durchzuführen. Zeitliche Abweichungen von dieser Frist sind künftig in Ausnahmefällen möglich. Beispielsweise wenn ein Ausscheiden aus sicherheitsemp­findlicher Tätigkeit unmittelbar bevorsteht, steht der Aufwand einer Wiederholungs­überprüfung und der damit verbundene Eingriff in die Rechte der betroffenen Person nicht im Verhältnis zum erzielten Sicherheitsgewinn. Dies gilt insbesondere, wenn das Ergebnis der Sicherheitsüberprüfung nicht vor dem Ausscheiden aus sicherheits­empfindlicher Tätigkeit erwartet werden kann. Eine Wiederholungsüberprüfung kann jedoch auch bereits vor Ablauf der Zehn-Jahres-Frist eingeleitet werden. Dies gilt ins­besondere dann, wenn sicherheitserhebliche Erkenntnisse zur betroffenen oder mit­betroffenen Person eine solche Wiederholungsüberprüfung notwendig machen. Bei einer Wiederholungsüberprüfung können alle Maßnahmen durchgeführt werden, die auch bei einer Erstüberprüfung durchzuführen wären, wenn es der Überprüfungszweck erfordert und der erzielte Sicherheitsgewinn im Verhältnis zum Aufwand und zum Eingriff in die Rechte der betroffenen und der mitbetroffenen Person steht. Auch für die Wiederholungsüberprüfung ist die Einwilligung der betroffenen und mitbetroffenen Person erforderlich. Die Weigerung bei einer not­wendigen Aktualisierung oder Wiederholungsüberprüfung mitzuwirken, hat die Beendi­gung der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit zur Folge. Die Änderung er­folgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Teil 4

Akten über die Sicherheitsüberprüfung und Datenverarbeitung

Zu § 21 (Sicherheitsakte und Sicherheitsüberprüfungsakte):

Zu § 21 Absatz 2:

Satz 1 wurde redaktionell angepasst. In Satz 2 wurden die Kriterien des Bundes (Nummern 1 bis 6) redaktionell übernommen. So wurde Nummer 4 um den Zusatz „Beginn oder Ende einer auf Dauer angelegten Gemeinschaft" ergänzt. Hierdurch kommt zum Ausdruck, dass gerade der Beginn und das Ende einer auf Dauer ange­legten Gemeinschaft für die sicherheitsmäßige Beurteilung erheblich sind. und in der Sicherheitsakte erfasst wird. Der Begriff „Familienstand", wie er bislang in Nummer 3 vorgesehen war, umfasste die auf Dauer angelegte Gemeinschaft nicht. Das Be­stehen der auf Dauer angelegten Gemeinschaft muss zur Bewertung des Vorliegens eines Sicherheitsrisikos durch die zuständige Stelle nicht laufend abgefragt werden, vielmehr genügt es, wenn diese Information im Rahmen der Aktualisierung/Wiederholungsprüfung nach § 20 Absatz 1 und 2 erhoben und dann in die Akte aufgenom­men wird.

Die Ergänzung in der Nummer 5 ist eine notwendige Folge zum neu eingeführten Er­fordernis der Angabe abgeschlossener Insolvenzverfahren in § 14 Absatz 1 Nummer 13 (vergleiche Begründung zu § 14 Absatz 1 Nummer 13).

Bei der neuen Nummer 6 handelt es sich um eine durch den neu eingefügten § 8 Absatz 7 bedingte Folgeänderung. Die Ergänzung folgt der Erkenntnis, dass bestimmte Kriterien, die sicherheitsrelevant sein können, auch Teil der Sicher­heitsakte bei der zuständigen Stelle sein sollen. Die ergänzenden Nummern 7 und 8 folgen der Erkenntnis, dass bestimmte Kriterien, die sicherheitsrelevant sein können, auch Teil der Sicher­heitsakte bei der zuständigen Stelle sein sollen wie Nebentätigkeiten (Nummer 7) und Anhaltspunkte für Suchterkrankung, insbesondere Alkohol-, Drogen-, Tablettenmiss­brauch, Spielsucht (Nummer 8). Satz 2 entspricht § 19 Absatz 2 Satz 2 a.F..

Zu § 21 Absatz 3:

Die Vorschrift wurde sprachlich und systematisch überarbeitet. Die Verfassungs­schutzbehörde benötigt für die Bewertung eines Sachverhaltes die Informationen, die auch der zuständigen Stelle gemäß Absatz 2 vorliegen. Die Sicherheitsüberprüfungsakte ist nach Absatz 5 keine Personalakte. Auch sie ist gesondert zu führen und darf weder der personalverwaltenden Stelle noch der betroffenen Person zugänglich gemacht werden.

Zu § 21 Absatz 6:

Die neu eingeführte Regelung setzt die Notwendigkeit zur Digitalisierung der Verwaltung um. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 21 Absatz 7:

Die neu eingeführte Regelung regelt Protokollierungspflichten. So sind spezielle Protokollierungsregelungen für die Sicherheitsüberprüfungsakte auf­grund ihres sensiblen Inhalts enthalten. Die Protokolldaten dürfen nur für die in Satz 2 genannten Zwecke genutzt werden. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 22 (Aufbewahrung und Vernichtung der Unterlagen):

Zu § 22 Absatz 1:

Absatz 1 entspricht § 20 Absatz 1a.F.



Zu § 22 Absatz 2:

Absatz 2 wurde redaktionell und sprachlich überarbeitet und an die Regelung des Bundes angelehnt.

Satz 1 legt wieder den Zeitraum fest, innerhalb dessen die Unterlagen über die Sicherheits­überprüfung bei der zuständigen Stelle nach Bekanntwerden der Nichtbetrauung zu vernichten sind, wenn die betroffene Per­son nie mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut wurde. Die Unterlagen sind in diesem Fall spätestens ein Jahr nach Bekanntwerden der Nichtbetrauung mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit zu vernichten; eine frühere Vernichtung ist gestattet. Da die personalverwaltende Stelle nach § 18 die Pflicht hat, die Nichtauf­nahme einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit der zuständigen Stelle mitzuteilen, ist sichergestellt, dass diese Tatsache bekannt wird. Satz 2 legt die Frist fest, innerhalb derer die Unterlagen über die Sicherheitsüberprüfung bei der zuständigen Stelle zu vernichten sind, wenn die betroffene Person mit einer sicherheitsempfindlichen Tätig­keit betraut wurde und anschließend aus dieser Tätigkeit ausscheidet. Die Unterla­gen über die Sicherheitsüberprüfung sind in diesem Fall fünf Jahre nach dem Aus­scheiden aus der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit zu vernichten.

Satz 3 regelt die Fälle, in denen abweichend von Satz 1 und 2 eine längere Aufbe­wahrung der Unterlagen möglich ist. Nach Nummer 1 unterbleibt die Vernichtung, wie bereits bisher, bei Einwilligung der betroffenen Person. Die betroffene Person wird insbesondere zur längeren Aufbewahrung der Sicherheitsakte befragt, wenn sie zum Zeitpunkt der Befragung noch in der die Sicherheitsakte führenden Dienststelle tätig ist. Nach Nummer 2 unterbleibt die Vernichtung bei einem anhängigen Verwaltungs­streit- oder Gerichtsverfahren, wenn es bei dem Verfahren auch auf den Inhalt dieser Unterlagen ankommt. Weiter ist von der Vernichtung nach Nummer 3 abzusehen, wenn die betroffene Person in absehbarer Zeit mit einer sicherheitsempfindlichen Tä­tigkeit betraut werden soll. So wird die betroffene Person vor einer zeitnahen erneu­ten Erhebung ihrer personenbezogenen Daten und der Durchführung der Maßnah­men nach § 15 geschützt. Zuletzt unterbleibt nach Nummer 4 die Vernichtung, wenn durch sie schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt würden. Dann ist die Verarbeitung dieser Daten nach dem neuen Satz 4 einzuschränken. Satz 5 sieht wie der Bund das Einwilligungserfordernis der betroffenen Person bei weiterer Verarbeitung (Speicherung, Nutzung, Änderung, Übermittlung oder Lö­schung) vor. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 22 Absatz 3:

Absatz 3 entspricht § 20 Absatz 3 a.F.

Zu § 22 Absatz 4:

Absatz 4 ist klarstellend aufgenommen worden. Die Regelung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 23 (Verarbeitung personenbezogener Daten in Dateien):

Zu § 23 Absatz 1 und 2:

Die Regelungen entsprechen dem bisherigen § 21 Absatz 1 und 2 und wurden lediglich redaktionell angepasst.

Zu § 24 (Übermittlung und Zweckbindung):

§ 24 baut in der neuen Fassung inhaltlich auf dem bisherigen § 22 auf. Die Vorschrift wurde sprachlich überarbeitet und wie nach­folgend dargestellt ergänzt.

Zu § 24 Absatz 1:

Die neue Nummer 2 dient als Klarstellung wegen des bisher in der Praxis bereits be­stehenden Bedarfs, sicherheitserhebliche Erkenntnisse aus der Sicherheitsüberprü­fung auch für Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach dem Luftsicherheitsgesetz, dem Atomgesetz oder anderen gesetzlich geregelten Überprüfungssystemen zur Feststel­lung der Zuverlässigkeit (zum Beispiel im Sprengstoffgesetz oder in Hafensicherheitsgesetzen) zur Verfügung zu stellen, sofern eine Anfragebefugnis an die Verfas­sungsschutzbehörden des Bundes und der Länder gesetzlich vorgesehen ist oder vorausgesetzt wird (Mitwirkungsverfahren). Die Übermittlung und Nutzung be­schränkt sich nach Satz 2 auf die für die Identifizierung erforderlichen biografischen Daten sowie auf sicherheitserhebliche Erkenntnisse, die für die Bewertung der Zuver­lässigkeit für die vorgesehene Verwendung erforderlich sind. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zudem erfolgt in der Nummer 3 eine Ergänzung um den Zweck der Verhinderung von Straftaten mit erheblicher Bedeutung. Bisher war die Verarbeitung und Nutzung der im Rahmen der Sicherheitsüberprüfung gespeicherten personenbezogenen Da­ten nur zur Verfolgung der in § 100a StPO genannten Straftaten von erheblicher Be­deutung zulässig. Zukünftig sollen diese Daten auch zur Verhinderung von Straftaten nutzbar gemacht werden können.

Der Katalog des Absatzes 1 wurde in Satz 1 mit der neuen Nummer 4 ergänzt um den Zweck der Abwehr erheblicher Gefahren für die öffentliche Sicherheit. Es wäre nicht hinnehmbar, wenn durch eine Befragung im Rahmen der Sicherheitsüberprü­fung Hinweise zu Gefahren für die öffentliche Sicherheit gewonnen würden und diese aufgrund der Zweckbindung nicht übermittelt werden dürften, ebenso gilt dies für be­deutsame Verfahren wie parlamentarische Untersuchungsausschüsse, die in Num­mer 5 aufgenommen wurden.

Zu § 24 Absatz 2, 3 und 4:

Absatz 2, 3 und 4 entsprechen dem bisherigen § 22 Absatz 2, 3 und 4 oder wurden redaktionell überarbeitet und an die Regelungen des Bundes angelehnt.

Zu § 25 (Berichtigen, Löschen und Sperren personenbezogener Daten):

§ 25 entspricht dem bisherigen § 23.

Zu § 26 (Auskunft über gespeicherte personenbezogene Daten, Akteneinsicht):

Die Vorschrift wurde sprachlich und systematisch überarbei­tet.

Zu § 26 Absatz 2:

Der neue Satz 2 ist erforderlich, um sicherzustellen, dass das Recht der anfragenden Person auf informationelle Selbstbestimmung nur in den in Absatz 3 genannten Fäl­len hinter den Sicherheitsinteressen und möglichen operativen Belangen der Verfassungsschutzbehörde zurücksteht. Soweit nicht die Ausschlussgründe nach Absatz 3 vorliegen, muss die Verfassungsschutzbehörde der Auskunftserteilung zustimmen, aus anderen Gründen kann die Verfassungsschutzbehörde die Zustimmung nicht verweigern. Die Änderung erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 26 Absatz 4:

Die Regelung des bisherigen § 24 Absatz 4 Satz 4 wurde in Anlehnung an die Regelung des Bundes geändert. Satz 2 wurde aus Klarstellungsgründen aufgenommen und macht deutlich, dass die Mitteilung der oder des Landesbeauftragten für Datenschutz an die anfragende Person keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand der spei­chernden Stelle zulassen darf, sofern diese nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt.

Zu § 26 Absatz 5:

Absatz 5 regelt das Akteneinsichtsrecht.

Zu § 26 Absatz 6:

Die Vorschrift ist neu und nimmt explizit entsprechend der bisherigen Praxis der Belehrungen das Recht von Personen auf, die bei der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach diesem Gesetz durch öffentliche oder nicht öffentliche Stellen meinen, in ihren Rechten verletzt worden zu sein, sich an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten für Datenschutz zu wenden. Satz 2 wurde aus Klarstellungsgründen aufgenommen und macht deutlich, dass die Mitteilung der oder des Landesbeauftragten für Datenschutz an die anfragende Person keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand der spei­chernden Stelle zulassen darf, sofern diese nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt





Teil 5

Sonderregelungen für den personellen Geheim- und Sabotageschutz bei nicht öffentlichen Stellen

Zu § 27 (Anwendungsbereich):

§ 27 entspricht dem bisherigen § 25.

Zu § 28 (Zuständigkeiten):

§ 28 entspricht dem bisherigen § 26.

Zu § 29 (Sicherheitserklärung):

Die Regelung entspricht dem bisherigen § 27.

Zu § 30 (Abschluss der Sicherheitsüberprüfung):

Die Regelung entspricht dem bisherigen § 28.

Zu § 31 (Übermittlung von Informationen):

Die Regelung entspricht dem bisherigen § 27.

Zu § 32 (Aktualisierung der Sicherheitserklärung):

Die Regelung entspricht weitgehend dem bisherigen § 30.

Zu § 32 Absatz 2:

Absatz 2 Satz 2 stellt klar, dass Maßnahmen nach § 15 Absatz 1 im erforderlichen Umfang durchgeführt werden und zwar so, wie es der Überprüfungszweck erfordert und es der erzielbare Sicherheitsgewinn erwarten lässt.

Zu § 33 (Sicherheitsakte der nicht öffentlichen Stelle):

§ 33 entspricht dem bisherigen § 31 mit der Ergänzung, dass die Sicherheitsakte der nicht öffentlichen Stelle dem Datenschutzbeauftragten nicht zugänglich gemacht wird.

Zu § 34 (Datenverarbeitung in Dateisystemen):

§ 34 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 32. Satz 1 stellt klar, dass nicht öffentliche Stellen die nach diesem Gesetz zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen personenbezogenen Daten der betroffenen Person in automatisierten Dateien verarbeiten dürfen.

Teil 6

Reisebeschränkungen und Schlussvorschriften

Zu § 35 (Reisebeschränkungen):

§ 35 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 33. Die Liste der Staaten mit besonderen Sicherheitsrisiken wird auf der Internetseite des Bundesinnenministeriums zur Verfügung gestellt. Damit ist sicher gestellt, dass zeitnah auf Veränderungen reagiert werden kann. In Absatz 2 erfolgt eine redaktionelle Klarstellung durch Ersetzung des Wortes „fremde" durch „ausländische". In Absatz 3 redaktionelle Folgeänderung wegen der Änderung in Absatz 2. Ein Verstoß gegen die Anzeigepflicht (Absatz 1) oder Untersagung (Absatz 2) bei Reisebeschränkungen kann erhebliche Konsequenzen nach sich ziehen. Insbesondere wird ein solcher Verstoß regelmäßig negativ auf die Beurteilung der Zuverlässigkeit der betroffenen Person wirken. Dies ist relevant im Rahmen der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit, da die Zuverlässigkeit eine zentrale Voraussetzung für die Ausübung solcher Tätigkeiten ist. Es kann ggf. sogar ein Entzug der Ermächtigung zum Umgang mit Verschlusssachen zur Folge haben. Die Änderungen erfolgen in Anlehnung an die Regelung des Bundes.

Zu § 36 (Strafvorschriften):

Verstöße gegen die Datenschutzbestimmungen des LSÜG werden künftig strafrechtlich geahndet. Die Vorschrift dient als lex specialis zu § 19 LDSG.

Zu § 36 Absatz 1 und 2:

Diese Regelung ist aufgenommen worden, weil sie auch personenbezogene Daten in Akten nicht öffentlicher Stellen, die nach dem Fünften Abschnitt in die Sicherheitsüberprüfung einbezogen werden, in den Strafrechtsschutz einbezieht. Dadurch wird ein einheitlicher Strafrechtsschutz geschaffen. Damit sind nicht nur in Dateien gespeicherte Daten geschützt, sondern auch die in der Sicherheitsakte festgehaltenen Erkenntnisse. Es gibt keinen sachlichen Grund dafür, den in gleicher Weise wie Angehörige des öffentlichen Dienstes betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von nicht öffentlichen Stellen einen geringeren Schutz zu gewähren. Auch den nicht öffentlichen Stellen können zu dem mit der Überprüfung verfolgten Zweck sehr sensible sicherheitserhebliche Erkenntnisse übermittelt werden. Diese Erkenntnisse bedürfen ebenso eines besonderen - auch strafrechtlichen – Schutzes.

Zu § 36 Absatz 3:

Durch die Ermächtigungsvoraussetzung können nicht strafwürdige Fälle ausgeschieden werden. Die Ermächtigung ist an keine Form und Frist gebunden (anders als der Antrag) und kann bis zum Ein­tritt der Verjährung erklärt werden.

Zu § 36 Absatz 4:

Absatz 4 regelt die Versuchsstrafbarkeit.

Zu § 37 (Allgemeine Verwaltungsvorschriften):

§ 37 enthält eine Rechtsgrundlage für den Erlass allgemeiner Verwal­tungsvorschriften zur Ausführung des LSÜG mit klarer Zuweisung der Zuständigkeit. Damit wird eine Regelungslücke geschlossen.

Zu § 38 (Übergangsregelung):

Die Übergangsregelung ist aufgrund der Ausweitung der Vorschrift von § 20 auf alle Überprüfungsarten in Verbindung mit den Anpassungen der Maßnahmen nach § 15 erforderlich.

Eine Vielzahl von nach §§ 10 oder 11 überprüften Personen üben bereits zehn Jahre und länger si­cherheitsempfindliche Tätigkeiten aus. Für sie alle müssten nach dem Wortlaut von § 20 nach Inkrafttreten des LSÜG „in einem Rutsch" Wiederholungsüberprüfun­gen auf Grundlage des angepassten Maßnahmenkatalogs nach § 15 erfolgen. Im Ergebnis würde die große Menge der Wiederho­lungsüberprüfungen die Arbeitskapazität der nicht öffentlichen Stellen, der zuständi­gen Stellen und der Verfassungsschutzbehörde deutlich übersteigen. Die Übergangsregelung sieht hier einen Ansatz vor, der Aspekte des personellen Geheimschutzes angemessen berücksichtigt und gleichzeitig von nicht öffentlichen Stellen, den zuständi­gen Stellen und der Verfassungsschutzbehörde umsetzbar ist.

Nach der Übergangsregelung findet § 20 Absatz 2 nur auf die bestehenden Sicherheitsüberprüfungen Anwendung, bei denen das Datum der Erteilung der Ermächtigung nicht länger als 10 Jahre vor Inkrafttreten dieses Gesetzes liegt. Das Datum der Wiederholungsüberprüfung gilt dann als Grundlage der nächsten Aktualisierung nach § 20 Absatz 1. Beispiel: Inkrafttreten 2027, Wiederholung aller Sicherheitsüberprüfungen aus 2017, nächstes Datum der Aktualisierung ist dann 2032.



Zu § 39 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten):

Die Vorschrift regelt das Außerkrafttreten des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes vom 10. Dezember 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 651, ber. 2004 290), Ressortbe­zeichnungen zuletzt ersetzt durch Artikel 64 der Verordnung vom 27. Oktober 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 514, 528). Zugleich tritt das novellierte Gesetz am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.









Marion Schiefer					Jan Kürschner
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